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Einleitung

Vor mehr als 10 Jahren begann in der Bundesrepublik
die öffentliche Debatte um die Situation im Bildungs-
system: Die Zahl der Schülerinnen und Schüler stieg,
die Zahl der Lehrerinnen und Lehrer sank, ungleiche
Bildungschancen waren kaum noch zu übersehen. Es
war erstmals seit langem wieder die Rede von einer
„Bildungskatastrophe“. Die Lage auf dem Ausbil-
dungsmarkt und im dualen System der beruflichen
Bildung war nicht weniger besorgniserregend. Hier
machte die Befürchtung von einer „Strukturkrise“ in
der Berufsbildung die Runde. Neu waren die Phä-
nomene schon damals nicht. In der Bildungsforschung
lagen zu dem Zeitpunkt bereits Erkenntnisse über
soziale Schließungsprozesse im Bildungssystem vor, die
seit Beginn der achtziger Jahre messbar waren. Diese
Entwicklung beschränkte sich nicht allein auf West-
deutschland. Wie sich nach der Wende 1989/90
postum zeigte, waren zeitgleich ähnliche Prozesse
auch in der DDR in Gang gekommen, was zur fort-
schreitenden Delegitimierung des staatssozialistischen
Regimes und seiner politischen Elite beigetragen hatte.

Die Debatte in der Politik erschöpfte sich damals
weitgehend in Fragen der Unterrichtsversorgung unter
dem Verdikt des Sparens in den öffentlichen Haus-
halten, auf Fragen der Qualität der schulischen Vor-
bildung von Auszubildenden und der Quantität von
Stellen auf dem Ausbildungsmarkt. Letzteres gipfelte
bei Gewerkschaften und – nach zähem Ringen – auch
bei der SPD in dem Schlachtruf „Wer nicht ausbildet,
soll zahlen“ – als ob damit die Antwort auf die Pro-
bleme im Bildungssystem gefunden worden wäre. Eine
Reformdebatte, die sich der krisenhaften Phänomene
in den Strukturen, in der Lern- und Lehrorganisation
im allgemeinen und beruflichen Bildungssystem
annahm, war trotzdem weithin nicht sichtbar.

Gut, man könnte sagen, es war ja auch die Prä-
PISA-Zeit und nun schreiben wir die Post-PISA-Ära.
Und dennoch mag auch jetzt eine konsequente Bil-
dungsreform nicht recht greifen. Nach der Veröffentli-
chung der ersten PISA-Ergebnisse im Jahr 2000 herr-
schte zunächst Betroffenheit, „Schockzustand“ und
hektische Betriebsamkeit in der KMK. Anfänglich
schien durchaus etwas in Gang zu kommen. Die
damalige rot-grüne Bundesregierung problematisierte
die fragmentierte Bildungspolitik wegen der Zustän-

digkeit der Länder. Ziel sollte es sein, dem Bund in
diesem Politikfeld mehr Kompetenzen zu übertragen.
Das allgemeine Bildungssystem sollte bundesweit
stärker vereinheitlicht und die Bildungschancen gleich-
wertiger gestaltet werden. Flugs meldeten sich die
Bundesländer zu Wort und brachten ihren Widerstand
in den Verhandlungen zur Föderalismusreform wir-
kungsvoll zum Ausdruck: Seit der Änderung des
Grundgesetzes im August 2006 ist der Bund nun nicht
einmal mehr an der Bildungsplanung beteiligt. Und:
Die alten Konflikte zwischen Anhängerinnen und
Anhängern des mehrgliedrigen Schulsystems und
denen von Gesamtschulen bzw. Einheitsschulen
brachen wieder auf. Jede und jeder fand sich mit den
eigenen bildungspolitischen Positionen durch die PISA-
Daten bestätigt und gestärkt. Nun werkeln die Länder
je nach politischen Konstellationen und Präferenzen in
der Bildungspolitik vor sich hin. Bundesweit hat sich
die Debatte auf der politischen Ebene, zwischen den
Landesregierungen und in den Koordinierungsgremien
weitgehend auf Leistungsstandards, Zentralabitur und
unzureichende Sprachkompetenzen von Kindern mit
Migrationshintergrund reduziert. Die Diskussion über
andere Denkansätze und Prämissen ist weitgehend auf
Foren außerhalb dieser „offiziellen“ Instanzen
beschränkt. Dazu gehört auch das bundesweite
„Netzwerk Bildung“ der Friedrich-Ebert-Stiftung oder
deren Foren auf Länderebene, so zum Beispiel im
niedersächsischen Landtag.

Bereits die PISA-Studie von 2003 hat – trotz
ähnlich schlechter Resultate – zu verhaltenen Reak-
tionen geführt. Südliche Bundesländer sahen hierin
noch Anlass, über ihr vordergründig besseres
Abschneiden zu frohlocken. Die deutsche PISA-Nach-
folgestudie in 10. Klassen, deren Ergebnisse im
November 2006 veröffentlich wurden, bescheinigten
Deutschland kaum erkennbare Kompetenzzuwächse
bei den Schülerinnen und Schülern in Mathematik und
den Naturwissenschaften. Den Medien war das aber
nur noch eine Tagesmeldung und der Politik Achsel-
zucken wert.

Und dennoch hat sich etwas verändert: Der
Bildung wird wieder ein größerer gesellschaftspoliti-
scher Stellenwert zugemessen. Genau genommen wird
der Stellenwert von Bildung nunmehr vielfach überbe-
wertet und die Institution Schule überfordert. Denn
der Zugang zu Bildung gilt nunmehr als der Schlüssel
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1 Da die Ergebnisse mittlerweile hinreichend bekannt sind, werden hier nur einige beispielhaft genannt.

zur Bekämpfung sozialer Ungleichheit, und die Schule
gilt als Ort, wo dieser Kampf ausgetragen wird. Dabei
wird leicht übersehen, dass sich (1) der Zugang zu
Bildung als kulturelles Kapital in einer Wechselwirkung
mit den Zugängen zum ökonomischen und sozialen
Kapital befindet. Ist der Zugang zu diesen beiden Kapi-
talformen ungleich, dann wirkt sich dies auch auf die
Bildungschancen aus. Beschränkt sich die Diskussion
über ungleiche Lebensverhältnisse und Lebenschancen
auf die Chancen der Bildungsbeteiligung, dann kann
das folgenreich sein. Denn damit wird (2) das zemen-
tiert, was eigentlich aufgebrochen werden soll: Die
über den schulischen Leistungswettbewerb unter meri-
tokratischem Diktum institutionalisierte und – dies ist
entscheidend – legitimierte Ungleichheit.

Die vorliegende Untersuchung knüpft an dem
Beitrag „Sorgenkind Bildung: Mehr Bildungschancen,
aber wenig Bildungsgerechtigkeit. Zum Bedarf einer
neuen Bildungsreform“ (U. Birsl/C. Schley, 1997) an
und fragt nun nach den politischen Hintergründen für
das Ausbleiben einer Debatte, die als Bildungsreform-
debatte bezeichnet werden könnte. So werden
zunächst der aktuelle Stand der Debatte sowie die
Politik in den Ländern aufgearbeitet und die parteipoli-
tischen Programme näher unter dem Gesichtspunkt
ausgeleuchtet, welche Gesellschaftsvorstellungen sich
hinter den bildungspolitischen Paradigmen verbergen.
Dabei ist unübersehbar, wie Parteien und Akteure in
die „ständische Chancenregulierung und Selbstbe-
hauptung“ verstrickt sind. Das Feld der Bildungspolitik
ist dabei ein wichtiger, wenn nicht sogar ein zentraler
Austragungsort. Aber nicht nur das: Die Parteien
haben sich selbst und die Bildungspolitik über die Jahr-
zehnte hinweg in eine Ideologieklemme manövriert,
die sich – und dies soll gezeigt werden – besonders
deutlich am Leistungsethos abzeichnet. Bildung und
das Bildungssystem sind damit in einen „Kaukasischen
Kreidekreis“ geraten. Im Gezerre darum, was das Beste
für die Chancen von Kindern und für das Bildungs-
system ist, müssen die PISA-Studien als Legitimation
herhalten. Dabei waren diese nie dazu gedacht, Exper-
tisen für bildungspolitische Positionen zu liefern.
Deshalb wird hier anhand von Beispielen demonstriert,
dass diese internationalen Vergleichsstudien keine

Wege aus der Misere im Bildungswesen weisen,
sondern stattdessen auf Probleme in ganz anderen
Feldern als in der Bildungspolitik und auf Probleme in
den politischen Entscheidungsmodalitäten hindeuten.

Dieser Beitrag soll aber nun nicht bei der
Analyse von bildungspolitischen und strukturellen
Hemmnissen stehen bleiben. Es wird abschließend ein
Bildungsmodell vorgeschlagen, das an den struktu-
rellen Rahmenbedingungen mit der Perspektive
anknüpft, diese zu reformieren und politische Hemm-
nisse abzubauen. Angesichts der verfahrenen politi-
schen Situation sowie der vielschichtigen und zum Teil
noch ungeklärten Fragen handelt es sich um ein
schwieriges Unterfangen. Oder mit Heinrich Mann
gesprochen: „Der Knabe war klein, die Berge waren
ungeheuer“.

Dieses Bildungsmodell soll mit diesem Beitrag
zur Diskussion gestellt werden.

1. Der „Kaukasische Kreidekreis“,
oder das Gezerre um das 
(Sorgen-)Kind Bildung

Bildungskatastrophe und Sputnik-Schock, PISA-Schock
und Bildungsnotstand: Die Rhetorik, mit der Befunde
über Defizite der deutschen Bildungslandschaft
öffentlich diskutiert werden, bewegt sich immer am
oberen Ende der Aufgeregtheits- und Betroffenheits-
skala. Das war so 1964 nach Georg Pichts Veröffentli-
chung „Die deutsche Bildungskatastrophe“. Das war
nach Veröffentlichung der ersten PISA-Studie wieder
so.

Alarmierend waren die Ergebnisse allemal, die
durch „PISA 2000“ (vgl. OECD, 2001) über den
Standort des deutschen Bildungssystems im internatio-
nalen Vergleich bekannt wurden1. Deutsche Schüle-
rinnen und Schüler rangierten im Feld der 32 unter-
suchten Länder bei der Lesekompetenz auf Platz 22
und in Mathematik und den Naturwissenschaften auf
Rang 21. Der Zusammenhang zwischen dem sozialen
Status der Eltern und der Bildungskarriere der Kinder
war in keinem anderen Land so eng. Besonders bei der
Förderung von Kindern mit Migrationshintergrund
versagt das Schulsystem. Kurz: Den Schulen wurde be-



scheinigt, dass sie bei der Förderung der Schwachen
scheitern und in der Spitze weit unter dem Mittelmaß
bleiben.

Diese Ergebnisse und die danach einsetzende
Debatte ließen hoffen, dass sich nun rasch etwas
ändern würde. Politiker aller Couleur auf allen staat-
lichen Ebenen sprachen genau so wie die Standesor-
ganisationen der Lehrkräfte von dringend notwen-
digen Reformen. Vor allem Politiker beschworen in
Reden den engen Zusammenhang zwischen der Qua-
lität des Bildungssystems, den Zukunftschancen
„unserer“ Kinder und der Konkurrenzfähigkeit des
Wirtschaftsstandortes Deutschland. In der Kultusmini-
sterkonferenz (KMK) begann hektische Betriebsamkeit.
Skeptiker wiesen allerdings schon recht bald auf das
Schicksal der ersten Bildungsreformdiskussion hin und
warnten vor zu großen Erwartungen. Auch damals war
die anfängliche Aufbruchstimmung sehr bald an der
Hürde der Finanzierbarkeit und im Gestrüpp des ideo-
logischen Streits um die konkrete Gestalt der Reformen
hängen geblieben.

Die Stationen des Scheiterns:
• 1965 wurde der deutsche Bildungsrat als Reaktion

auf Pichts Menetekel gegründet, um einen allge-
meingültigen Reformfahrplan zu erarbeiten.     

• 1970 legte der Bildungsrat den „Strukturplan für das
Bildungswesen“ vor.

• 1973 wurde dieser zurückgestuft, von der Ebene der
„Empfehlungen“ auf die unverbindlichere Stufe von
„Berichten“.

• 1975 wurde der Bildungsrat aufgelöst und seine bil-
dungspolitischen Forderungen als nicht finanzierbar
und zu weitreichend eingestuft.

Im Ergebnis blieb das deutsche „Haus des
Lernens“ eine Reformruine, in der man sich aber
bequem einrichtete. Bis PISA kam und sich die wohl-
gefälligen Illusionen über die Leistungsfähigkeit des
deutschen Bildungssystems ins Nichts auflösten.

Heute schreiben wir das Jahr 6 nach der ersten
PISA-Studie und ein Resümee des bisher Erreichten fällt
mehr als ernüchternd aus. Zwar wurden Reformen ein-
geleitet, sie gehen aber nur langsam voran. Zwar hat
sich nach den letzten PISA-Folgestudien (M. Prenzel u.

a., 2004) das Leistungsniveau deutscher Schüler und
Schülerinnen verbessert, wir hinken aber den interna-
tionalen Spitzenreitern immer noch hinterher. Auch
der Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und
den Bildungschancen der Kinder besteht weiter. Er hat
sich in einigen Bundesländern sogar noch verschärft.
So hat ein Akademikerkind bei gleichen Leistungen in
Mathematik und Lesen eine viermal so hohe Chance
auf den Besuch des Gymnasiums wie ein Facharbei-
terkind.

Der PISA-Koordinator der OECD, Andreas
Schleicher, führt dies auch auf die fehlende Investi-
tionsbereitschaft zurück (vgl. A. Schleicher, 2005).
Deutschland lag 2002 mit seinen jährlichen Ausgaben
pro Schüler und Studierende hinter den führenden
Industrienationen. Ungewichtet rangiert es dabei zwar
knapp über dem OECD-Schnitt, an seiner wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit gemessen aber darunter (vgl.
Konsortium für Bildungsberichterstattung, 2006, S.
23f)2.

Dies ist nach Schleicher aber nur einer der
Gründe. Den Hauptgrund sieht er in der mangelnden
Bereitschaft oder auch der Fähigkeit, entscheidende
Reformen an der Struktur und den Inhalten des Bil-
dungssystems einzuleiten. Er weist insbesondere
darauf hin, dass die erfolgreichen PISA-Länder mehr
Ganztagsschulen haben und die Schülerinnen und
Schüler länger gemeinsam unterrichtet werden. In
keinem anderen Land außer Österreich werden sie
schon nach der vierten Klasse auf verschiedene Schul-
formen aufgeteilt. (vgl. A. Schleicher, 2005). Die
Tabelle 1 zeigt, dass diese Analyse zu teilen und zu
erweitern ist.

Schon auf den ersten Blick fällt die Uneinheit-
lichkeit der Reformschritte auf. Kaum einer der Schritte
– wenn er denn überhaupt in allen Ländern vollzogen
wurde – fand synchron statt. Dies ist vordergründig
sicherlich eine Folge des Bildungsföderalismus. Mit
dem Prinzip der Einstimmigkeit in der KMK kann
nämlich schon ein Land die bundesweite Umsetzung
einer Reform blockieren. Dahinter stehen jedoch hand-
feste Partikularinteressen der einzelnen Länder. Diese
sind sicherlich auch in ihrer unterschiedlichen Finanz-
kraft begründet. Sehr viel mehr wurzeln sie aber in den 

7

2 Dabei muss darauf hingewiesen werden, dass Personalausgaben in allen Ländern den größten Anteil der Bildungsausgaben ausmachen.
In Deutschland sind diese Personalausgaben besonders hoch. Dies schmälert den Anteil der Ausgaben für die anderen Bestandteile von Bildung 
(Unterrichtsmittel usw.) noch einmal.
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unterschiedlichen politischen Positionen der Landesre-
gierungen und in dem jeweiligen Stand der Reformdi-
skussion in den Ländern. Dieser Diskussionsstand wird
von den politischen Kräfteverhältnissen beeinflusst, die
ihrerseits wiederum abhängig sind von bestimmten
politischen Konstellationen. Dazu gehören Regierungs-
koalitionen oder öffentlicher politischer Druck, zum
Beispiel von Elternverbänden oder Gewerkschaften. So
hat etwa die GEW in Niedersachsen das hohe Reform-
tempo kritisiert, das die Lehrkräfte überfordere. Ange-
sichts des auch von der GEW anfänglich mitgestalteten
Horrorgemäldes über die Bildungslandschaft und vor
allem des zu diagnostizierenden realen Reformtempos
ist diese Kritik ein wirkliches Paradox, das aber aus
dem Doppelcharakter der GEW erklärt werden kann.
Sie agiert als Standesorganisation der Lehrkräfte, die
zugleich mit dem Selbstverständnis einer fortschritt-
lichen Bildungslobby antritt. Es lässt sich also fest-
halten, dass das Prinzip der Chancengleichheit für alle
Schüler und Schülerinnen in ganz Deutschland nicht
der alleinige durchgängige Maßstab ist, mit dem die
im Bildungsbereich Agierenden an die Reformschritte
herangehen.

Die These Schleichers von der Schwerfälligkeit
der Reformschritte wird durch das Tableau bestätigt.
Die ersten Reformschritte fanden – dort, wo sie nicht
bereits vor PISA umgesetzt wurden – frühestens drei
Jahre nach der ersten PISA-Studie im Jahr 2003 statt.
Zumeist jedoch später. Dabei ist auffällig, dass es sich
in der Mehrzahl um outputorientierte und admini-
strativ umzusetzende Reformschritte handelt, wie etwa
Vergleichsarbeiten, Zentralabitur und Abitur nach
Klasse 12. Hier lässt sich gleichzeitig auch das
Höchstmaß an bundesweiter Übereinstimmung zwi-
schen den Ländern konstatieren. Man muss nicht
Pädagogin oder Pädagoge sein, um zu ahnen, dass
damit das Pferd beim Schwanze aufgezäumt wird. Ver-
gleichstests am Ende eines Lernprozesses erzeugen
sicherlich mehr Lerndruck, ob sie aber auch für mehr
Lernmotivation sorgen, kann mit Fug und Recht
bezweifelt werden. Dieser Befund wird dadurch noch
brisanter, dass gleichzeitig unterhalb dieser Output-
ebene die originären Reformschritte zur Verbesserung

der Qualität des Unterrichts zeitlich und regional zer-
bröseln. Dies trifft vor allem Deutschpflichtkurse,
fächerübergreifenden Unterricht, flexible Eingangs-
phasen an den Grundschulen, Lernzielvereinbarungen
mit den Schülerinnen und Schülern sowie den
Nachweis für Lehrerfortbildungen – ganz zu schweigen
davon, dass „Sitzenbleiben“ abzuschaffen3. Es betrifft
aber auch die sehr kostenintensive Einführung der
„Vollen Ganztagsschule“. Die meisten dieser Reform-
projekte sind weitgehend noch „Baustellen“ oder
werden nur zögerlich angegangen.

Offensichtlich wird der in Sonntagsreden gerne
vorgetragene Slogan: „Von PISA-Siegern lernen“ nur
sehr selektiv begriffen. Zugegeben: Die inhaltlichen
Komponenten sind sehr viel schwerer zu operationali-
sieren und durchzusetzen als administrative Vorgaben,
weil sie eine Veränderung der täglichen Praxis an den
Schulen implizieren. Angesichts der beschriebenen
Katastrophen-Rhetorik dürfte dies aber kein Hindernis
sein. Kompetenzen zum selbstständigen Lernen, Kom-
munikations- und Kooperationsfähigkeit, Problemlö-
sungsfähigkeiten und ein Anwendungsbezug des
Erlernten, eigenständiges Entwickeln von Lösungs-
wegen: all das sind Qualifikationskriterien die der PISA-
Untersuchung zugrunde lagen. Gleichzeitig sind es
auch Elemente, die sich in den pädagogischen Kon-
zepten der OECD-Länder auf den oberen Plätzen des
Rankings wiederfinden. Es sind aber vor allem pädago-
gische Bausteine, mit denen Lernbarrieren abgebaut
und Lernprozesse gefördert werden. Sie zielen also
direkt auf die Aufhebung des Verdiktes: zu wenig För-
derung und zu wenig Lernanreize für Schüler und
Schülerinnen. In den realen Reformvorhaben in
Deutschland bilden sie sich jedoch nur sehr bedingt ab.
Dafür muss es Gründe geben.

Nimmt man zwei weitere, bisher noch nicht
angesprochene Reformfelder in den Blick, so kommt
man einer ersten Erklärung für dieses Phänomen
näher. Dies sind die frühkindliche Bildung und der Zeit-
punkt der Sortierung der Grundschüler in das geglie-
derte System der weiterführenden Schulen im Sekun-
darbereich I.

9

3 Auf das mittlerweile in vielen Ländern auch diskutierte Konzept der „selbstständigen Schule“ wird an dieser Stelle nicht eingegangen. Es ist eine Weiterentwick-
lung des Bereiches „Schulprogramme“, allerdings mit viel weitergehenden Implikationen auch für die Stellung der Schulen gegenüber dem Staat und den gesell-
schaftlichen Gruppen. Nachdem die Schulprogramme in vielen Ländern eingeführt wurden, wird jetzt dieser Bereich weiterentwickelt - hierauf wird weiter unter in
diesem Aufsatz einzugehen sein.



Zunächst zur frühkindlichen Bildung in Krippen
für unter Dreijährige und in Kindergärten für die Vier-
bis Sechsjährigen: Auch hier zeigt sich ein vergleich-
bares Bild. Verbal und unter Bezug auf PISA wird dieser
Lebensphase große Bedeutung und deren institutio-
nellen Ausgestaltung großer Reformbedarf attestiert.
Denn gerade in dieser Phase findet die Herausbildung
der späteren Bildungsfähigkeit statt.

Im Bereich der Krippen weisen die westdeut-
schen Flächenländer eine Versorgungsquote von
lediglich 2,4 Prozent auf (vgl. Konsortium Bildungsbe-
richterstattung, 2006, S. 34)4. Um nun bildungspoli-
tisch bei einer frühkindlichen Sprachförderung
ansetzen zu können und damit die Chancen für
spätere Bildungskarrieren zu verbessern, wird konse-
quenter Weise eine bessere Versorgung mit Krippen-
plätzen als notwendig apostrophiert. Im Bereich der
Kindergärten liegt der Grad der Versorgung zwischen
90 und 100 Prozent (vgl. ebenda, S. 45). Hier wird die
Freistellung von Gebühren diskutiert, damit auch Eltern
mit Migrationshintergrund, aus bildungsfernen und
sozial benachteiligten Schichten dazu motiviert
werden, ihre Kinder in Obhut von Kindergärten zu
geben. Ziel ist auch hier, diese Einrichtungen dann mit
Angeboten etwa im Rahmen von Sprachförderung
aufzuwerten. Jenseits dieser, in jeder Rede von Bil-
dungspolitikern stereotyp immer wieder vorgetra-
genen Erkenntnisse und Ziele werden jedoch nur
zögerliche Reformschritte eingeleitet. Bisher haben
lediglich das Saarland (2000) und Rheinland-Pfalz
(2006)5 ein Kindergartenjahr kostenfrei gestellt.
Hessen und Berlin planen dies für 2007. In Nieder-
sachsen hat die oppositionelle SPD einen solchen
Antrag in das Landesparlament eingebracht. Als Grund
für die zögerliche Haltung wird von Länderregierungen
– so auch von der CDU/FDP-Koalition in Nieder-
sachsen, die der dringenden Sanierung des Landes-
haushaltes Vorrang gibt – auf die hohen Kosten ver-
wiesen. Für Niedersachsen wurden Kosten in Höhe von
ca. 80 Mio. € jährlich für die Freistellung eines Kinder-
gartenjahres errechnet. Summen wie diese sind gewiss
nicht gering, wenn jedoch die Begründung für die
Dringlichkeit einer Reform nicht nur Attitüde ist, so
stellt sich auch hier die Frage, ob hinter der Ent-

scheidung zwischen einer schnelleren Sanierung des
Haushaltes, bzw. die höhere Belastung der Haushalte
durch die Freistellungskosten nicht auch andere
Gründe verborgen sind.

Evident werden diese „anderen“ Gründe bei
dem am höchsten ideologisch aufgeladenen Themen
der Reformdiskussion: der Länge einer gemeinsamen
Beschulung aller Kinder. Oder anders und zugespitzter
in der Sprache der politischen Auseinandersetzungen
formuliert: Der Einrichtung von Gesamtschulen als
Regelschule. In diesem Bereich prallen die ideologisch-
politischen Kontrahenten mit erbitterter Härte aufein-
ander, seit der deutsche Bildungsrat diese Schulform
auf die Reformagenda gesetzt hat. Die erste Ausein-
andersetzung in den frühen siebziger Jahren haben die
Gegner dieser Schulform weitgehend für sich ent-
schieden. Nach einer langen Zeit des „kalten Krieges“
um dieses Thema droht nun wieder eine heiße Phase.

Zwar stellt die PISA-Studie keinen zwingenden
Zusammenhang zwischen dem Zeitpunkt der Differen-
zierung in verschiedene Schulformen und einem
höheren Leistungsniveau aller Schülerinnen und
Schüler her, sie legt dies jedoch nahe. In allen europäi-
schen Ländern (außer Österreich), die im PISA-Ranking
vor Deutschland liegen, wird die Entscheidung über
den weiteren Bildungsweg der Kinder über das vierte
Schuljahr hinaus viel länger offen gehalten. Dieser Fakt
hat die Debatte um die Schulstruktur wieder aufleben
lassen. Zunächst allerdings mit einem paradoxen
Ergebnis.

Noch bestehende Formen einer längeren
gemeinsamen Schulzeit wurden weitgehend eliminiert.
Die in den meisten Bundesländern als schulartab-
hängige oder -unabhängige Orientierungsstufe, als
Phase der Orientierung, als Förderstufe oder als Erpro-
bungsstufe strukturierten Klassen 5 und 6 ver-
schwanden aus der Schullandschaft. Nur in Meck-
lenburg-Vorpommern existiert sie noch flächen-
deckend, in Hessen regional. Diese als Gelenkstelle
zwischen der Grundschule und den Schulen der
Sekundarstufe I eingefügte Phase einer längeren
gemeinsamen Beschulung oder – wenn sie schulartab-
hängig organisiert war – mit gleichem Curricula hatte
zumindest in rudimentärem Umfang die Schullauf-

10

4 Aufgrund der Sonderentwicklung in der DDR haben die ostdeutschen Länder hingegen eine Versorgung von 36,6 Prozent.
5 Per Gesetz ist geplant bis zum Jahr 2010 alle Kindergartenjahre freizustellen.



bahnentscheidung für zwei weitere Jahre offen
gehalten. Im Verlauf der Reformdebatte geriet sie in
die Kritik, weil sie die ihr zugeschriebene Funktion
einer besseren Förderung und einer fundierteren Schul-
laufbahnempfehlung nur ungenügend erfüllte. In der
Konsequenz wurde sie jedoch nicht optimiert und
zeitlich wie qualitativ ausgebaut – sondern abge-
schafft. Der Weg führte zurück zu einem „harten“
Übergang von der Grundschule zu den weiterfüh-
renden Schulen. Die neuen Formen des Übergangs
können nur als Ausleseprozess durch Prüfungen
beschrieben werden. Grundlage für die Übergangsent-
scheidung sind nunmehr der Notenschnitt der Grund-
schule oder sogar Aufnahmeprüfungen, in einigen
Ländern auch ein kurzer Probeunterricht. Es liegt in der
Struktur des gestuften Schulsystems begründet, dass
diese Barrieren vor allem vor dem Besuch des Gymna-
siums aufgebaut werden.6

An diesem retardierenden „Reformelement“
entzündete sich die Auseinandersetzung um die Schul-
struktur erneut. Die Befürworter einer längeren
gemeinsamen Schulzeit betrachteten die Eliminierung
dieser letzten Bastion der Bildungsreform vor 30 Jahren
als Bruch des „Waffenstillstandes“. Sie bliesen unter
Hinweis auf die Schulstrukturen anderer Nationen zum
Gegenangriff. Mittlerweile steht die Diskussion um die
Gesamtschule – in neuer Form und mit neuen Argu-
menten – wieder auf der Agenda der Reformdebatte
in allen Bundesländern. Die öffentliche Debatte ist ide-
ologisch hoch aufgeladen. Allzu häufig wird nicht mit
pädagogischen Argumenten operiert, sondern mit
politischen „Totschlagargumenten“. Die Parolen der
Gegner verteufeln die „Einheitsschule“ und die der
Befürworter die „den Weg in die bildungspolitische
Steinzeit“. 

Es liegt also die begründete Vermutung nahe,
dass die Gründe für die uneinheitlichen Reformschritte,
das zögerliche Reformtempo und das Ausblenden
ganzer Reformbereiche nicht vordergründig in den Pro-
blemen bürokratischer Apparate wie der KMK, in der
Verwerfungen des Bildungsföderalismus und in der
Unfinanzierbarkeit der Reformen zu suchen sind.
Vielmehr scheinen die Gründe in differierenden politi-

schen Vorstellungen der im Bildungsbereich Agie-
renden zu liegen, und zwar unabhängig davon, was
wissenschaftliche Analysen als „best-practise“ nahe
legen. Als Illustration für diese Hemmnisse drängt sich
die Parabel vom „kaukasischen Kreidekreis“ geradezu
auf. In Parallelität zu den Müttern Berthold Brechts, die
auf Geheiß des Richters das umstrittene Kind mit
Gewalt aus einem Kreidekreis auf ihre Seite ziehen
sollen, zerren hier die Bildungspolitikerinnen und die
Bildungspolitiker an der Bildungsreform und versuchen
den Streit im Sinn ihrer Vorstellungen zu entscheiden.
Im Gegensatz zu der wirklichen Mutter, die es nicht
über das Herz bringt, an ihrem Kind zu zerren und ihm
damit weh zu tun, kennt der Streit um den Charakter
und die Ziele der Reformen aber kein Nachgeben im
Sinn der Sache. Dies wäre ja auch notwendigerweise
mit dem Verlust der antizipierten Gestaltungsmöglich-
keiten verbunden.

Trotzdem oder gerade deshalb ist es notwendig,
die programmatischen Hintergründe und gesellschaft-
lichen Strukturen dieses „Gezerres“ zu analysieren, um
möglicherweise darüber einen Weg zu finden, auf dem
die Reform des deutschen Bildungssystems effektiver
und schneller vorangebracht werden kann. Dies soll
auf den folgenden Seiten geschehen.

2. Bildungspolitik als Arena 
ständischer Selbstbehauptung

Es ist und bleibt also erklärungsbedürftig, warum es im
deutschen Bildungssystem ein derart hartnäckiges
Beharrungsvermögen gibt, dass sich institutionalisierte
Ungleichheiten immer wieder reproduzieren und neu
produzieren können. Gesellschaftliche Ungleichheits-
muster – auch neu entstehende – die dem Bildungs-
system vorgeschaltet sind, werden durch dieses verfe-
stigt und letztendlich vertieft.

Die Diagnosen der Bildungsforschung hierzu
sind ebenso eindeutig und unstrittig7 wie die Ergeb-
nisse der PISA-Studien. Und sie sind hinlänglich
bekannt. Das gilt auch für die Forderungen nach einer
Bildungsreform, die sowohl an dem Verständnis von
Schule, Leistung, Bildung und Ausbildung als auch an 

11

6 Vgl. dazu die unterschiedlichen Übergangsregelungen in den KMK-Veröffentlichungen: Förderung, Beobachtung und Orientierung in den Jahrgangsstufen 5 und 6 des 
Sekundarbereichs I in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland vom 6.12.1999 – und – Übergang von der Grundschule in Schulen des Sekundarbereichs I aus 
März 2006. Anzumerken ist, dass lediglich die Länder Niedersachsen, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz dem Elternwillen Vorrang vor Prüfungen geben.

7 Vgl. hierzu stellvertretend J. Baumart/K.S. Cortina/A. Leschinsky, 2005; H. Solga, 2005; R. Geißler, 2005; W. Schönig/O. Farhauer, 2004.
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den Strukturen anzusetzen hat, wenn die institutionali-
sierten Ungleichheiten aufgebrochen werden sollen8.
Die Forderungen nach einer Reform werden immer
vehementer und dabei immer normativer vorgetragen.
Die Hoffnung, dass die schlechten Ergebnisse der inter-
nationalen PISA-Vergleichsstudien diesen Forderungen 

Nachdruck verleihen könnten, hat sich zer-
schlagen. Die Bildungspolitik in einigen Ländern gleicht
– wie oben gezeigt – sogar eher einer Rolle rückwärts:
Das Primat liegt aktuell stärker als noch vor den PISA-
Studien bei einer frühen Sortierung (vgl. W. Müller,
1998) von Kindern im Bildungssystem nach Herkunft
und Gruppenzuweisung – die Instrumente der Sor-
tierung werden dabei subtiler, zum Teil weniger durch-
schaubar. 

Woran liegt das? Vielleicht daran, dass sich Sozi-
alwissenschaften und Politik weit voneinander entfernt
haben und eine Politikberatung durch die Bildungsfor-
schung deshalb nicht mehr greift? Oder weil, trotz aller
wortreichen Verlautbarungen von Ministerpräsidenten
bis hin zu diversen Bundespräsidenten, trotz des
anfänglichen Aktionismus der KMK nach dem so
genannten „PISA-Schock“ und trotz der Kontroversen
um die Kompetenzen in der Bildungspolitik im Zuge
der Föderalismusreform, Bildung nicht zum Mega-
thema geworden ist, wie es Detlef Josczok (2001) –
zuständig für das Spiegelreferat zum Ministerium für
Schule und Wissenschaftspolitik in der nordrhein-west-
fälischen Staatskanzlei – vermutet? Oder liegt es viel-
leicht daran, dass – wie der Parteienforscher Franz
Walter (2006) meint – seit 20 Jahren die Pragmatiker
in der Politik dominieren, denen es nicht um gesell-
schaftliche Zukunftsperspektiven geht oder die nicht in
der Lage sind, solche zu entwickeln? All dies mögen
Gründe für das Beharrungsvermögen sein. Sie reichen
aber nicht aus, dessen Hartnäckigkeit zu erklären, die
bereits die Bildungsexpansion der sechziger und sieb-
ziger Jahre beeinträchtigt hat. Die Ursachen müssen
tiefer liegen. So spricht einiges dafür, dass das Thema
Bildung durchaus ein Megathema ist. Es ist deshalb ein
Megathema, weil hierüber grundlegende Vorstel-
lungen von Gesellschaft und Individuum verhandelt
werden. Es sind Vorstellungen des kulturell domi-

nanten gesellschaftlichen und öffentlichen Diskurses,
die einer Bildungsreform entgegenstehen. Oder anders
und zugespitzt formuliert: Das Feld der Bildungspolitik
ist die zentrale Arena ständischer Selbstbehauptung, in
der sich Teile der Politik und unterschiedliche, aber
gesellschaftlich dominierende Milieus in seltener
Einheit wiederfinden. Aus dieser Arena heraus wird der
kulturell dominante Diskurs über Bildungspolitik
gestaltet, und hier gibt es kein Interesse, institutionali-
sierte Ungleichheiten im Bildungssystem abzubauen.

Wer in dieser Arena die Akteure sind, wie sich
gesellschaftliche Ordnungsvorstellungen von Milieus
und in Parteien miteinander in der Bildungsfrage ver-
binden und wie dies zu „ständischer Chancenregu-
lierung“ mit „ständischer Schließung“ (M. Vester,
2005, S. 61) führt, soll nun genauer betrachtet
werden. Dabei dürften dann auch zentrale Ursachen
für das hartnäckige Beharrungsvermögen im Bildungs-
system klarer erkennbar werden.

2.1 Bildungspolitische Vorstellungen
der Parteien

Um die bildungspolitischen Profile aller im Bundestag
vertretenen Parteien9 genauer identifizieren und mit-
einander vergleichen zu können, wurde auf Beschlüsse
und Positionspapiere von Gremien der Bundesorgani-
sationen zurückgegriffen. Die Politik und Positionen
der Parteien in den Bundesländern sind zu vielfältig,
um hieraus das jeweilige Profil akzentuiert herauszuar-
beiten. Die Politik und Positionen in den Untergliede-
rungen folgen in ihren Leitbildern zudem dem Grund-
verständnis der Beschlüsse auf Bundesebene.

Bei der Materialauswahl geht es um Doku-
mente, die über das Internet verfügbar und damit
öffentlich zugänglich sowie möglichst neueren Datums
sind. Darüber hinaus wurden grundsätzlich keine
Wahlprogramme genutzt, da diese keinen detaillierten
Einblick in die Programmatik und schon gar nicht in
Grundpositionen der Parteien bieten. Mit diesen Pro-
grammen wenden sich die Parteien vielmehr gezielt an
Wählerklientel und suchen die Abgrenzung zum politi-
schen Gegner.

8 Vgl. hierzu stellvertretend die Beiträge in Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament, 12/2005, 21. März mit dem Schwerpunkt 
„Bildungsreform“.

9 Ausgeklammert bleibt jedoch die CSU als eine Partei, die nur in einem Bundesland existiert. Die Beschlüsse der CDU können als relevanter für die bundesweite 
Ausstrahlung eingestuft werden.



Die Materiallage zu den bildungspolitischen
Grundpositionen ist bei den Parteien recht unter-
schiedlich. Deshalb bedarf es einiger Erläuterungen
über die Quellenbasis der Profilbeschreibungen, die als
Synopse in der Tabelle 2 zusammengefasst sind: Bei
Bündnis 90/Die Grünen konnte das Grundsatzpro-
gramm herangezogen werden, da es aus dem Jahr
2002 stammt und somit neueren Datums ist. Sowohl
bei der CDU als auch bei der SPD wurden zum Zeit-
punkt der Bearbeitung dieses Beitrags die Grundsatz-
programme neu diskutiert. Bei der SPD wurde auf
einen Leitantrag des Bundesvorstandes zur Bildungs-
politik zurückgegriffen, der nach der Bundestagswahl
2005 auf dem Parteitag in Karlsruhe verabschiedet
wurde.

Bei der CDU ist die Beschlusslage eher unüber-
sichtlich. Über die Website des Bundesverbandes
ebenso wie über die der Konrad-Adenauer-Stiftung ist
es im Gegensatz zu allen anderen Parteien nicht
möglich, umfassend Zugriff auf Parteitagsbeschlüsse
zu erhalten. So liegt kein Parteitags- oder Vorstandsbe-
schluss zur Bildungspolitik vor, der als solcher zu iden-
tifizieren oder abrufbar ist. Viele Dokumente auf der
Website sind zudem nicht klassifiziert, so dass nicht
immer zu klären ist, von wem sie stammen und welche
Qualität sie haben: Sind es Beschlüsse von Gremien,
Positionspapiere eines Bundesfachausschusses oder
lediglich eines Vorstandsmitgliedes? So verhält es sich
auch mit dem Dokument, das hier ausgewertet wurde.
Erst aus einem Beitrag des ehemaligen Vorsitzenden
Herbert Reul des Bundesfachausschusses Bildungspo-
litik – seit 2004 Bundesfachausschuss Bildung und
Weiterbildung – geht hervor, dass es sich hier um das
CDU-Bildungsprogramm von 1993 handelt, das
Grundlage der bildungspolitischen Leitsätze ist, die im
November 2000 auf dem „Kleinen Parteitag“ der CDU
in Stuttgart beschlossen wurden. Diese Leitsätze des
„Kleinen Parteitags“ sind nicht über das Internet
zugänglich; lediglich ein Verlaufsprotokoll mit den
Redebeiträgen ist vorhanden. Da andere Beschlüsse
nicht vorliegen und dieses Bildungsprogramm nach
wie vor grundlegend für das bildungspolitische Leitbild
der CDU ist, wurde es zur Profilbeschreibung herange-
zogen.

Bei der FDP wurde neben dem Parteitagsbe-
schluss „Innovationen brauchen Freiheit – für mehr
Arbeit und Wohlstand“ vom Parteitag in Rostock aus

dem Mai 2006 die Wiesbadener Grundsätze von 1997
und damit ebenfalls ein älterer Beschluss mit herange-
zogen. Durch den Teil III der Grundsätze konnte ein
vollständiges Profil heraus destilliert werden. Die
Beschlüsse von 1997 und 2006 ergänzen sich.

Bei der PDS lagen auch keine Parteitagsbe-
schlüsse vor, die detaillierteren Aufschluss über das
bildungspolitische Profil boten. Stattdessen waren
die „Grundpositionen der AG Bildungspolitik“ von
2003 und der Beschluss des Bundesvorstandes zur
„Initiative Bildungspolitik 2004-2006“ Grundlage
der Betrachtung. Beide Dokumente bauen aufein-
ander auf.

Die fünf im Bundestag vertretenen Parteien
lassen sich ideologiekritisch in drei Lager einteilen, die
sich zwischen Konservativismus und marktradikalem
Liberalismus in der Bildungspolitik bewegen. Die Lager-
zuteilung schließt jedoch Überschneidungen und
Schnittmengen in den bildungspolitischen Profilen mit
ihren gesellschaftlichen Ordnungsvorstellungen nicht
aus. Die Parteien mit den geschlossensten Gesell-
schafts- und Menschenbildern, die sich – wie gesagt –
in den bildungspolitischen Programmen spiegeln, sind
CDU und FDP. Die CDU ist insgesamt am weitesten von
den anderen Parteien entfernt einzuordnen. Die drei
Lager können als konservatives, emanzipativ-marktli-
berales/marktliberal-emanzipatives und als marktradi-
kales Lager bezeichnet und modellhaft in einem
Dreieck angeordnet und veranschaulicht werden. Die
Pfeile im Schaubild 1 sollen die Richtungen program-
matischer und politischer Übereinstimmungen und
Bündnisse kennzeichnen.

Zum konservativen Lager - das Profil der
CDU: Unter Konservativismus kann strukturanaly-
tisch ein politisches Denken verstanden werden, das
demokratischer Entwicklung, Pluralismus und
gesellschaftlicher Modernisierung strukturell ent-
gegensteht, ohne per se antidemokratisch, antiplu-
ralistisch und antimodern zu sein. Konservatives
Denken umfasst gesellschaftliche Ordnungsvorstel-
lungen, die auf einer „natürlichen“ Ordnung der
Gesellschaft nach Stand und Begabung fußen.
Hierüber stellt sich eine gesellschaftliche Hierarchi-
sierung aufgrund natürlicher Unterschiede her, die
gesellschaftliche Ungleichheiten gleichsam legiti-
mieren. Mit diesen natürlichen Ordnungs- und
Ungleichheitsvorstellungen gehen nicht automatisch
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auch Vorstellungen von Ungleichwertigkeiten zwi-
schen Menschen und Ständen oder Schichten einher.
Im Gegenteil: In der katholischen Tradition der bundes-
deutschen Christdemokratie hat jedes Gesellschafts-
mitglied je nach seiner unterschiedlich ausgeprägten
Begabung und sozialen Position – als natürliche
Ressourcen – ein Recht auf Anerkennung und Respekt.
Nach „außen“ ist die Nation das Gemeinschaftsbil-
dende. Das Verständnis von Nation ist das einer
„Schicksalsgemeinschaft“ sowie einer (homogenen)
Kultur- und Wertegemeinschaft, wobei im deutschen
Kontext insbesondere christlich-religiöse, „abendlän-
dische“ Traditionen und Werte angesprochen sind. Seit
den siebziger und achtziger Jahre hat sich im deut-
schen Konservatismus eine neokonservative oder tech-
nokratisch-konservative Strömung innerhalb der CDU
etabliert, die zwar immer wieder mit ihren Versuchen
gescheitert ist – zuletzt bei der Bundestagswahl 2005
– hegemonial in der Partei und gegenüber der Wäh-
lerinnen- und Wählerklientel zu werden, jedoch prägt
sie das „modernere“ Bild der Christdemokratie heute
mit10. In dieser neokonservativen Variante spielt vor
allem wissenschaftlich-technischer Fortschritt und
Marktliberalismus eine wichtige Rolle11. In der inneren
Ausbalancierung zwischen dem eher traditionellen,
christlich geprägten Konservatismus und dem Neokon-

servatismus in der CDU folgt die Partei dem Primat
„Vieles muß sich ändern, doch die Kirche bleibt im
Dorf“ (F. Walter/T. Dürr, 2000, S. 123).

Vor diesem Hintergrund ist dann auch das bil-
dungspolitische Profil zu verstehen. Hier verbinden sich
traditionelles und neokonservatives Denken. Das
„humane Leistungsprinzip“ der „humanen Leistungs-
schule“ setzt bei der Förderung der als natürlich begrif-
fenen „Anlagen und Begabungen“ an. Es geht in
diesem Verständnis darum, diesen Anlagen und Bega-
bungen im gegliederten Schulsystem Geltung zu ver-
schaffen. Das „Humane“ und das „Gerechte“ wird
damit begründet, dass nur entsprechend der Anlagen
und Begabungen des Einzelnen oder der Einzelnen Lei-
stung abverlangt wird und niemand überfordert oder
unterfordert werden darf. Genau eine solche Über-
und Unterforderung wird in integrativen Schulstruk-
turen gesehen (vgl. H. Reul, o. J., S. 2). Dazu das bil-
dungspolitische Programm von 1993:

„- Das gegliederte Schulsystem fördert durch auf
den einzelnen abgestellte differenzierte Anforderungen.
Das humane Leistungsprinzip bedeutet, daß jeder die
Leistung erbringen soll, die er erbringen kann und daß
er dafür die gebührende Anerkennung erhält. Ein
humanes Leistungsprinzip ist im Gegensatz zu ideolo-
giegeprägten Auswahlmechanismen das sozial gerech-

Schaubild 1: Lagerzuteilung der Parteien nach ihren bildungspolitischen 
Profilen und gesellschaftlichen Ordnungsvorstellungen
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Quelle:
Eigene Darstellung.

10 Prominente Vertreter dieser Strömung sind u.a. Kurt Biedenkopf, Lothar Späth oder Friedrich Merz. Auch Angela Merkel hat hier Anleihen genommen.
11 Vgl. zum analytischen Strukturbegriff des Konservativismus M. Greiffenhagen, 1971; H. Grebing, 1971 und zum Verhältnis von traditionellem Konservatismus und 

neokonservativen Strömungen sowie deren Ausbalancierung innerhalb der CDU U. Birsl/P. Lösche, 2001.
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teste Aufstiegs- und Differenzierungskriterium und als
einziges einer freiheitlichen Demokratie angemessen.

- Chancengerechtigkeit bedeutet im Rahmen
des Möglichen Gleichheit der Startchancen, aber nicht
Gleichheit der Ergebnisse. Benachteiligte Kinder
müssen eine besondere Förderung erhalten, um
Defizite ausgleichen und ihre Begabung entfalten zu
können. Dies darf jedoch andere in ihrer Entwicklung
nicht beeinträchtigen: Chancengerechtigkeit muß die
Verschiedenheit der Menschen berücksichtigen und
darf deshalb nicht durch Nivellierung und die Ein-
schränkung der Chancen anderer erreicht werden“
(CDU, 1993, S. 6).

Die „humane Leistungsschule“ wird hier also
verstanden als „der Gegensatz zur Einheitsschule, zur
Stufenschule und zur Anonymisierung als Ausdruck
sozialistischen Menschenverständnisses“ (ebenda, S. 8).

In der Struktur des gegliederten Schulmodells
der CDU wirkt das Gymnasium als von den anderen
weiterführenden Schularten abgeschottet. Diese
Schulart ist den (Hoch)Begabten vorbehalten. Hier
sollen nur diejenigen einen Abschluss – das Abitur und
den Hochschulzugang – erhalten, die auch „studier-
fähig“ seien. Die intendierte Konsequenz ist, die Abitu-
rientenquote nicht zu erhöhen bzw. sie insgesamt
sinken zu lassen, wenn dies durch eine „begabungs-
gerechte“, also: durch eine „natürliche“ Verteilung auf
die Schularten hinzunehmen ist.

Bei der Haupt- und Realschule sollen die Schul-
curricula „praxisnahe“ ausgerichtet sein. Gemeint ist,
die dort erworbenen Abschlüsse sollen in den beruflich
qualifizierenden Sek.II-Bereich führen, also in die duale
Ausbildung, die gestärkt werden soll. Nur bei diesen
beiden Schularten sind Durchlässigkeit und koope-
rative Schulbildungsgänge vorgesehen.

Der Hauptschule kommt in der Bildungspolitik
der CDU eine besondere Funktion zu: Nur durch ihren
Erhalt kann das gegliedertes Schulsystem weiterexi-
stieren (vgl. H. Reul, o. J., S. 2). Denn erst mit der
Hauptschule kann sich das Gymnasium im allgemeinen
Bildungssystem abheben.

Zusammengenommen soll der gymnasiale
Schulbesuch sowie der Zugang zu akademischen
Graden eingeschränkt und der Besuch von Haupt- und
Realschulen sowie der Zugang zu beruflichen
Abschlüssen ausgeweitet werden.

„Das Bildungs- und Ausbildungssystem und das
Beschäftigungssystem laufen zunehmend auseinander.
Auf der einen Seite gibt es immer Abiturienten, die ein
wissenschaftliches Studium aufnehmen wollen, ohne

dafür geeignet zu sein; auf der anderen Seite nimmt
trotz des qualitativ hohen Standards der deutschen
Berufsausbildung und guter Beschäftigungsperspek-
tiven für Fachkräfte das Interesse junger Menschen an
dieser Ausbildung ab“ (ebenda, S. 2).

Das Ziel dieser bildungspolitischen Leitmotive ist
ein hoch selektierendes Schulsystem nach „natür-
lichen“ Anlagen und Begabungen. Hierüber sollen
Reproduktionsbedingungen einer gesellschaftlichen,
einer natürlichen Elite gefestigt bzw. wiederhergestellt
werden. Mit der so gedachten Selektion soll den oben
beschriebenen gesellschaftlichen Ordnungsvorstel-
lungen wieder Geltung verschafft werden.

Der ehemalige Bundespräsident Roman Herzog
hat 1997 in seiner viel beachteten und viel gelobten
Rede beim Berliner Bildungsforum den Zusam-
menhang zwischen der hier skizzierten konservativen
Bildungspolitik und konservativen Ordnungsvorstel-
lungen prägnant auf den Punkt gebracht:

„Es geht darum, Tabus zu knacken, Irrwege auf-
zubrechen und falsche Mythen (sic!) zu beseitigen:

1. Menschen sind Individuen. Sie haben unter-
schiedliche Begabungen. Wer das leugnet, vergißt ein-
erseits die herausragenden Talente, die unser Bildungs-
system oft genug behindert, und andererseits die
wenigen Begabten, denen unser Bildungswesen jeg-
lichen Abschluß verweigert.

2. Bildung beginnt nicht erst mit dem Abitur! Prak-
tische und theoretische Begabungen sind gleichwertig!
Das muß sich auch in den Bildungsangeboten, den
Abschlüssen und Berufschancen, der gesellschaftlichen
Achtung niederschlagen“ (R. Herzog, 1997, S.  14).

In dieser Rede scheint auch Neokonservatives,
Markliberales auf, was nicht – wie sich noch zeigen
wird – CDU-typisch ist. Nicht umsonst fand diese Rede
politische Lager übergreifenden Beifall:

„(...)
7. Es ist ebenso falsch anzunehmen, das beste

Bildungsangebot könne nur vom Staat kommen.
Gerade in einem öffentlichen Bildungssystem
brauchen private Initiativen Ermutigung“ (ebenda).

Er beendete seine Rede mit folgenden Sätzen:
„Schaffen wir ein Bildungswesen, das Leistung

fördert, keinen ausschließt, Freude am Lernen ver-
mittelt und selbst als lernendes System kreativ und ent-
wicklungsfähig ist. Setzen wir neue Kräfte frei, indem
wir bürokratische Fesseln sprengen. Entlassen wir
unser Bildungssystem in die Freiheit“ (ebenda,
Hervorh. d. Verf.).
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Auch in der bildungsprogrammatischen Ausein-
andersetzung seiner Partei spielt der Wettbewerb im
Bildungssystem eine wichtige Rolle. Und auch hier
geht es um Bildungseinrichtungen in freier Träger-
schaft. Nach dem Programm von 1993 sollen diese
nicht ergänzend, sondern gleichrangig zu den öffent-
lichen Einrichtungen existieren und entsprechend
gefördert werden. Von den freien Trägern verspricht
sich die CDU in besonderer Weise, dass sie den kon-
servativen Wertkanon12 vermitteln (vgl. CDU, 1993, S.
7f.). Auch wenn Bildungseinrichtungen in freier Träger-
schaft etwa bei Bündnis 90/Die Grünen ebenfalls zum
bildungspolitischen Konzept gehören, so ist deren her-
vorgehobene Bedeutung bislang nur bei der CDU zu
finden.

Das emanzipativ-marktliberale/markliberal-
eman-zipative Lager - die Profile von Linke.PDS,
SPD und Bündnis 90/Die Grünen: „Emanzipativ“
und „marktliberal“ erscheinen als analytische Struktur-
begriffe auf den ersten Blick gegensätzlich. Wie sich
noch zeigen wird, können sie durchaus in einen Wider-
spruch geraten. In dem hier gemeinten Sinn schließen
sie sich aber nicht zwangsläufig aus, sondern mar-
kieren eine konzeptionelle Entwicklung und Richtung
in den politischen Vorstellungen von Bildung und
Gesellschaft. Die Reihenfolge der Begriffe kenn-
zeichnet den jeweiligen Schwerpunkt im bildungspoli-
tischen Profil der Parteien.

Der Begriff des Emanzipativen kann in
Abgrenzung zum Begriff des Emanzipatorischen
geklärt werden. In historischer Perspektive der deut-
schen Arbeiterbewegung des neunzehnten Jahrhun-
derts und auch noch in der ersten Hälfte des zwan-
zigsten Jahrhunderts war mit „emanzipatorischer“
Politik das Ziel der gesellschaftlichen Emanzipation der
Arbeiterklasse und in Folge dessen eine Transformation
der kapitalistischen Gesellschaft verbunden. Bildung,
oder genauer: Arbeiterbildung sollte im Sinn der Auf-
klärung die Mitglieder der Arbeiterklasse dazu in die
Lage versetzen, die gesellschaftlichen Verhältnisse zu
durchdringen und sich Kompetenzen anzueignen, sich
der Klasseninteressen bewusst zu werden sowie eigene
Wünsche, Bedürfnisse und Lebensentwürfe entfalten
zu können. Das gesellschaftlich Transformierende ist

hiernach untrennbar mit dem Emanzipatorischen ver-
bunden13. „Emanzipative“ Politik hat nun nicht mehr
das gesellschaftlich Transformierende im Blick, sondern
hier geht es darum, gesellschaftliche und politische
Partizipationschancen in der bürgerlichen Gesellschaft
unabhängig von sozialer und migratorischer Herkunft
oder Geschlecht zu verbessern. Gesellschaftlich
betrachtet könnte man auch sagen, es geht darum,
das Sozialkapital der Gesellschaft (vgl. R. D. Putnam/K.
A. Goss, 2001; C. Offe/S. Fuchs, 2001) insgesamt zu
erhöhen.

Unter „marktliberal“ ist strukturanalytisch
wiederum die Betonung von individuellen und institu-
tionellen Konkurrenzverhältnissen angesprochen, die
durch eine freie Entfaltung von Leistung, Eigenverant-
wortung – bezogen auf Institutionen: Selbststän-
digkeit, Flexibilität und Risikobereitschaft gesellschaft-
liche Modernisierung voranbringen. Im marktliberalen
Denken werden „Gesetze des Marktes“, also der Öko-
nomie auf das Verhalten von Individuen und auf
andere gesellschaftliche Bereiche – wie auf die Konsti-
tution des Bildungssystems – übertragen (vgl. U. Birsl,
2002, S. 39). Unter dem Einfluss des emanzipativen
Denkens in diesem politischen Lager kommt dem Staat
– im Gegensatz zum marktradikalen Denken – noch
eine regulierende Funktion zu: Er hat in dieser Lesart
die Aufgabe, die Chancenstruktur von Individuen und
Institutionen so auszugestalten, dass sich Leistung,
Eigenverantwortung, Selbstständigkeit, Flexibilität und
Risikobereitschaft auch entfalten können.

So wird insgesamt betrachtet im emanzipativ-
marktliberalen/markliberal-emanzipativen Lager an
dem Paradigma einer funktional differenzierten, kapi-
talistischen Gesellschaft nicht gerüttelt; die System-
frage steht nicht an – oder zumindest steht sie nicht
mehr im Zentrum. Den Gesellschaftsmitgliedern sollen
jedoch gesellschaftliche und politische Teilhabe-
chancen in der Breite eingeräumt werden, ohne die
Strukturierung der Gesellschaft grundsätzlich zur
Disposition zu stellen. Dennoch sind diese Ordnungs-
vorstellungen nicht statisch. Sie zielen durchaus auf
einen Wandel der Strukturierung auf den horizontalen
und vertikalen Achsen des sozialen Raums, aber ohne
die Modi der Strukturierung der bürgerlichen, kapitali-

12 Vgl. zum konservativen Wertkanon in den Bildungs- und Erziehungszielen Tabelle 1.
13 Vgl. hierzu stellvertretend H. Grebing, 1985; C. Schley, 1987.
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stischen Gesellschaft im Kern antasten zu wollen. Eine
Hierarchisierung und Ausdifferenzierung der Gesell-
schaft folgt hiernach keiner „natürlichen Differen-
zierung“ nach Anlage und Begabung, sondern diffe-
renten Fähigkeiten, Chancenstrukturen zu nutzen.

All dies ist insofern bedeutsam, weil sich
Linke.PDS, SPD und Bündnis 90/Die Grünen gleicher-
maßen politisch links von der Mitte einordnen und so
auch von Wählerinnen und Wählern wahrgenommen
werden14. Und: Alle drei Parteien stehen direkt oder
indirekt in der Tradition der Arbeiterbewegung.

Alle drei Parteien eint, dass sie sich zumindest
programmatisch einem emanzipativen Bildungsver-
ständnis verpflichtet fühlen. So können sie einem
Lager zugeordnet werden. Die Unterschiede werden
dann vor allem beim Leistungsdenken deutlich, wobei
sich Bündnis 90/Die Grünen bei dieser Frage am
stärksten von den anderen beiden Parteien abgrenzt
und in Richtung marktliberal argumentiert (vgl.
Schaubild 1).

Linke.PDS und SPD stehen sich in ihren bil-
dungspolitischen Profilen – auch im Vergleich zu allen
hier betrachteten Parteien – am nächsten. Interes-
santer Weise – und höchstwahrscheinlich ungewollt –
räumen sie gemessen am Motto ihrer Programme
Bildung denselben, ja gar den wortgleichen Stel-
lenwert ein: Zunächst hat die AG Bildungspolitik der
PDS 2003 ihr Grundsatzpapier und dann der Bundes-
parteitag der SPD 2005 einen Leitantrag unter dem
Motto „Bildung als soziale Frage des 21. Jahrhun-
derts“ verabschiedet. Für beide Parteien bedeutet die
Teilhabe an Bildung die Voraussetzung für gesellschaft-
liche Teilhabe. Während bei der SPD Bildung eher als
strukturelle Vorbedingung von gesellschaftlicher
Teilhabe gilt, ist sie in recht starker Betonung bei der
PDS als „ein geeignetes Mittel“ klassifiziert, um „den
Kreislauf von Armut, Bildungsbenachteiligung, Arbeits-
losigkeit und sozialer Ausgrenzung durchbrechen zu
können“ (AG Bildungspolitik der PDS, 2003, S. 1).

Was darüber hinaus die beiden Parteien mitein-
ander verbindet ist, dass sie Bildung explizit als eine
öffentliche Aufgabe verstehen. Dies ist im Vergleich
der bildungspolitischen Profile ein durchaus wichtiger
Aspekt, der auf interessante Übereinstimmungen und
Koalitionen verweist: Linke.PDS, SPD und FDP disku-

tieren Bildungspolitik im öffentlich getragenen Bil-
dungssystem. Demgegenüber wird freien Trägern nur
bei der CDU und bei Bündnis 90/Die Grünen eine recht
hohe Bedeutung zuerkannt. Der Unterschied zwischen
der konservativen und der grünen Partei ist die
Funktion, die die freien Bildungseinrichtungen über-
nehmen sollen: In der konservativen Programmatik
wird mit ihnen die Möglichkeit verbunden, dass
Kindern traditionelle Werte vermittelt werden; in der
grünen Programmatik gehören sie zum Wettbewerb
der Bildungseinrichtungen und -träger.

Der Knackpunkt zwischen Linke.PDS und SPD ist
die Frage danach, was Leistung im Bildungssystem
heißt. Die Linke.PDS fordert zwar eine „leistungsorien-
tierte Bildungsreform“, führt aber nicht genauer aus
oder mogelt sich daran vorbei, zu klären, was in
diesem Zusammenhang unter Leistung zu verstehen
ist. Bei der SPD ist der Leistungsbegriff relativ ein-
deutig: Er meint Wettbewerb, und zwar Wettbewerb
auf zwei Ebenen: So ist (1) Leistung Wettbewerb auf
der individuellen Ebene der Schülerinnen und Schüler.
Das heißt, dass Leistung der Kinder und Jugendlichen
gemessen wird an der Leistung der anderen Kinder
und Jugendlichen. So wird (2) anders als in der Phase
der Bildungsreform in den siebziger Jahren unter Lei-
stung aber auch der Wettbewerb auf der institutio-
nellen Ebene von Bildungseinrichtungen begriffen.
Und auch hier gilt: Leistung wird relational gemessen.
Dieses Leistungsverständnis ist durchaus als ein markt-
liberales Verständnis zu verstehen, dass in der Bil-
dungspolitik der SPD allerdings nicht neu ist und
bereits sozialdemokratische – aber auch gewerkschaft-
liche – Reformvorstellungen in der Phase der Bildungs-
expansion getragen hat. Damals bezog sich der Lei-
stungsgedanke nach dem Wettbewerbsprinzip jedoch
noch vorrangig auf die Chancenstruktur von Kindern
und Jugendlichen. Das heißt, der Staat greift durch
organisatorische, institutionelle und individuelle För-
derung in die Chancenstruktur ein, um Kindern und
Jugendlichen unabhängig von ihrer Herkunft die Teil-
nahme am Wettbewerb zu ermöglichen. Hierin
spiegelt sich das Grundverständnis von Chancen-
gleichheit. In der aktuellen Programmatik erweitert
sich das Wettbewerbsprinzip auf die Institutionen des
Bildungssystems. Dies, und vor allem dies ist mit dem

14 Vgl. hierzu und zum hiermit verbundenen „gesellschaftlichen Normalismus“ U. Birsl, 2002, S. 37ff.



20

Slogan der „selbstständigen Schule“ gemeint. Es ist
ein Slogan, der auch bei den Grünen und in der FDP
seine Anhänger findet15. Die Differenz zur SPD ist,
dass in der sozialdemokratischen Programmatik dem
Staat und der öffentlichen Hand eine starke regulie-
rende Funktion in der Chancenstruktur auch der Bil-
dungseinrichtungen zukommt. Das bedeutet, dass
nicht nur der Wettbewerbsgedanke, sondern darüber
hinaus das Verständnis von Chancengleichheit von der
individuellen auf die institutionelle Ebene transformiert
wird.

Obwohl dieses eher marktliberale Leistungs-
denken nicht allein der SPD eigen ist, dürfte wohl ins-
besondere diese Partei diejenige sein, bei der das
„Emanzipative“ und das „Marktliberale“ eine wider-
streitende Logik markiert. Während bei Linke.PDS –
soweit dies zu beurteilen ist – das Pendel im bildungs-
politischen Profil insgesamt eher in Richtung emanzi-
pativ und bei den Grünen insgesamt eher in Richtung
marktliberal ausschlägt, steht die SPD im Zentrum
beider Denkrichtungen. Ein emanzipativer Bildungsbe-
griff steht nun einmal im Gegensatz zu einem marktli-
beralen Leistungsbegriff – beide lassen sich nicht mit-
einander vereinbaren, wenn sie gleichrangig behandelt
werden. Bezogen auf Bildungssystem und Schule
bedeutet dies nämlich: Schule fungiert in der bür-
gerlich-kapitalistischen Gesellschaft als Legitimations-
instanz für die soziale Hierarchie der Gesellschaft. Sie
erfüllt dies und sie bildet dies gleichzeitig ab durch den
scheinbar objektiven Leistungswettbewerb in einem
überindividuellen Notenraster nach der „Gauß’schen
Normalverteilung“. Ein emanzipativer Leistungsbegriff
orientiert sich nicht an diesem allokativen System. Er
bezieht sich auf die Leistung und die Leistungser-
bringung gemessen an den Fähigkeiten des Indivi-
duums und bezieht dabei hemmende soziale Umfeld-
bedingungen bei der Bewertung mit ein. Dies reibt sich
jedoch an dem gesellschaftlich dominierenden Lei-
stungsbegriff. Wird dieses System nicht radikal in Frage
gestellt, dann ist der konzeptionelle Spagat zwischen
emanzipativen Zielen und der gesellschaftlichen wie
schulischen Realität unausweichlich. In dieser wider-
streitenden Logik sind die Gründe zu finden, warum
die SPD keine wirklich politisch tragende, schlüssige
und konsequente Idee von einer Bildungsreform ent-

werfen und in den von ihr regierten Bundesländern
umsetzen konnte.

Der Soziologe Heiner Meulemann hat das
hieraus entstandene Dilemma folgendermaßen auf
den Punkt gebracht:

„Hatte die Bildungsexpansion Konsequenzen für
den Statuserwerbsprozeß, die jenseits der Vermin-
derung von Chancengleichheit liegen? (…) Status
werden erreicht durch ererbte Ressourcen und durch
erworbene Qualifikationen. Ererbte Ressourcen
bringen Ungleichheit mit sich, erworbene Qualifika-
tionen bringen Legitimität hervor. Die Bildungsreform
setzte bei den ererbten Ressourcen an und vernachläs-
sigte die erworbenen Qualifikationen; sie hat sich
darauf konzentriert, die illegitimen Einflüsse auf den
Statuserwerb zu reduzieren, nicht die legitimen zu
kontrollieren. Wenn jedoch Ungleichheit und Leistung
den Statuserwerb bestimmen, dann sollte man Lei-
stung so gut wie Gleichheit als Wertmaßstab für die
Bildungsexpansion nehmen“ (H. Meulemann, 1995, S.
208).

Der Bildungsbegriff von Bündnis 90/Die Grünen
folgt auch einem emanzipativen Anspruch. Dieser ist
zudem um postmaterialistische Werte wie Umweltbe-
wusstsein erweitert. Im bildungspolitischen Profil domi-
nieren (markt)liberale Orientierungen. Diese dokumen-
tieren sich nicht allein im Leistungs- und Wettbewerbs-
denken auf den oben angesprochenen Ebenen der
Individuen und der Institutionen, sondern gleichfalls in
den Bildungs- und Erziehungszielen. Der Bildungsbe-
griff ist damit nicht ausschließlich emanzipativ im oben
definierten Sinn geprägt, sondern mit Vorstellungen
eines politischen Liberalismus und bürgerlicher Auf-
klärung angereichert. Neben „Kritikfähigkeit“ spielen –
ähnlich wie bei der FDP – „Selbstverantwortung“ und
„Eigeninitiative“ eine wichtige Rolle. Das Verständnis
von Bildung und Leistung bilden also eher eine Einheit,
statt einer widerstreitenden Logik zu unterliegen.

Im Vergleich der drei Parteien des emanzipativ-
marktliberalen/marktliberal-emanzipativen Lagers ist
auffällig, dass Linke.PDS und die Bündnisgrünen in
ihren Reformperspektiven auf integrative Schulstruk-
turen setzen; bei der SPD findet dies keine Erwähnung.
Ob in der Sozialdemokratie nun – wie auch bei CDU
und FDP – auf das gegliederte Schulsystem gebaut

15 Dass ein Konzept der „selbstständigen Schule“ auch anderes beabsichtigt kann, wird später noch Thema sein.



wird? Diese Frage lässt sich nicht eindeutig klären, weil
in den Landesverbänden und in der Politik von SPD-
geführten Landesregierungen zum Teil andere Akzente
gesetzt werden (vgl. Tabelle 1).

Was das emanzipativ-marktliberale/ marktli-
beral-emanzipative Lager wiederum mit den anderen
beiden Lagern eint ist die Betonung des „lebensbeglei-
tenden Lernens“ und der Weiterbildung. In dem hier
besprochenen Lager richtet sich die Weiterbildung
jedoch nicht allein auf berufliche, sondern gleicher-
maßen auf allgemeine Bildung. Unter Weiterbildung
wird dadurch mehr verstanden als die qualifikatorische
Anpassung an Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt.
Denn es geht hier des Weiteren darum, Anforde-
rungen an emanzipative Bildung nicht auf die Jugend-
und Schulphase zu begrenzen. Und es geht darum,
schulische Laufbahnentscheidungen mit ihren Konse-
quenzen für die Lebens- und Berufsperspektiven im
Nachhinein noch einmal korrigieren zu können. Am
weitesten formuliert dies die SPD, die die Weiter-
bildung neben Grundschule, allgemeinbildendem und
berufsbildendem System als vierte Säule des Bildungs-
wesens ausbauen will.

Zum marktradikalen Lager – das Profil der
FDP: Unter „marktradikal“ kann in Abgrenzung zu
dem hier verwendeten Begriff des Marktliberalen
strukturanalytisch verstanden werden, dass durch die
„freie Entfaltung der Marktkräfte“ sich die Belange
und Struktur der Gesellschaft selbst regeln. In diesem
Denken übernimmt also der Markt und nicht der Staat
regulative Funktionen. Dem Staat kommt die Aufgabe
zu, sich zurückzuziehen, lediglich die Rahmenbedin-
gungen für diese freie Entfaltung der Marktkräfte zu
schaffen und Härtefälle abzufedern. Die Gesellschafts-
mitglieder und Institutionen sind von staatlichen Regu-
lativen zu „befreien“. Hieraus entsteht Freiheit, und
zwar eine Freiheit der „autonomen“ Individuen und
Institutionen, sie so ihrem Potenzial freien Lauf lassen
und dann in einen Leistungswettbewerb eintreten
können. Aber nicht nur staatliche Intervention gilt als
Hemmnis für eine so verstandene Freiheit. Auch orga-
nisierte Interessen in Parteien und Verbänden gelten
als „Bevormundung“ und „Zwang“. Marktradikales
Denken wendet sich somit gegen Parteiendemokratie,
ein intermediäres System aus Interessenverbänden und
in der Konsequenz gegen Pluralismus und Koopera-
tismus, ohne per se antipluralistisch und antikooperati-

stisch zu sein. Diesem Denken sind Ideologien natür-
licher Ungleichheit im Grundsatz nicht eigen. Damit
grenzt es sich zum konservativen Denken auch in den
gesellschaftlichen Ordnungsvorstellungen ab. Jedoch
können in diesen Vorstellungen „Freiheit“ und
„Leistung“ zu ideologisierten Paradigmen werden, die
eine quasi naturalistische Konzeptionierung erfahren.
Hierüber können dann in der praktischen Politik
Brücken in das konservative Lager geschlagen werden.
Dieses Denken ist eine Spielart des Liberalismus, die –
wie weithin bekannt ist – als Neoliberalismus
bezeichnet wird. (vgl. U. Birsl, 2002, S. 39ff.).

Spätestens seit den Wiesbadener Grundsätzen
aus dem Jahr 1997 hat sich dieser Marktradikalismus
in der FDP auch programmatisch durchgesetzt und
andere liberale Strömungen, wie den Soziallibera-
lismus, zurückgedrängt. Das bildungspolitische Profil
der FDP folgt recht konsequent diesem marktradikalen
Denken. Es ist – wie das Profil der CDU – insofern
kohärent.

Trotz einiger möglicher Brücken zum konserva-
tiven Lager gibt es in den bildungspolitischen Vorstel-
lungen auch klare Abgrenzungen hierzu, die dann eher
in Richtung des emanzipativ-marktliberalen/marktli-
beral-emanzipativen Lagers weisen. So wendet sich die
FDP gegen eine Elitenbildung abhängig von Ein-
kommen und Herkunft:

„Internationale Wettbewerbsfähigkeit setzt Elite
voraus, und echte Elite braucht eine breite Basis,
Durchlässigkeit, Leistungsorientierung, gezielte För-
derung und fairen Wettbewerb. Die FDP setzt sich
deshalb statt für Einkommens- oder Herkunftseliten
konsequent für Leistungseliten ein“ (FDP, 2006, S. 2).

Die „Leistungselite“, die ein zentrales Leitmotiv
sowohl in der Bildungspolitik als auch in den gesell-
schaftlichen Ordnungsvorstellungen ist, kann sich nur
nach den oben genannten Prinzipen des „freien
Bürgers“ entfalten. Deshalb ist das Primat, „Chancen-
gleichheit am Start“ zu gewährleisten und dann dem
Leistungswettbewerb freien Lauf zu lassen. Die FDP
rüttelt zwar nicht am gegliederten und versäulten Bil-
dungssystem, fordert dennoch die „Gleichwertigkeit
von akademischer und beruflicher Bildung“ mit Durch-
lässigkeit vom berufsbildenden zum allgemeinbil-
denden System. So ist auch hier – wie bei Linke.PDS,
SPD und den Bündnisgrünen – ein Hochschulzugang
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ohne Abitur vorgesehen. Dieser Punkt ist im Vergleich
der parteilichen Profile nicht zu unterschätzen, denn er
dokumentiert die relativ isolierte Position der CDU. Bei
ihr ist im Gegensatz zu den anderen Parteien der
Zugang zum Gymnasium und von dort – und aus-
schließlich von dort – der Zugang zum Hochschul-
studium das Privileg der gesellschaftlichen, in diesem
Denken der natürlichen Elite. Durchlässigkeit zwischen
Bildungswegen und Studium ohne Abitur würden
hiernach die „natürliche“ Auslese durch die Glie-
derung und Versäulung des Bildungswesens konterka-
rieren.

Im Institutionenwettbewerb geht die FDP am
weitesten. Zwar spielen private Träger keine explizite
Rolle, stattdessen ist ein gemeinsamer Orientierungs-
rahmen für die Bildungseinrichtungen vorgesehen, um
ebenfalls in diesem Wettbewerb die gleichen Start-
chancen zu erreichen. Aber: „Voraussetzung für den
Wettbewerb im Grund- und Schulbereich ist, die freie
Schulwahl durch die Auflösung der Schulbezirke zu
ermöglichen“ (ebenda, S. 7).

Abschließend und zusammenfassend lassen
sich die bildungspolitischen Profile auf dem rechten
Schenkel des Dreiecks kurz und bündig auf eine
Formel, und zwar auf die „meritokratische Formel“
bringen. Hiernach können Meritokratie und „freier“
Bildungswettbewerb als funktionalistische Legitimation
sozialer Ungleichheit in der modernen Gesellschaft der
Bundesrepublik bezeichnet werden (vgl. H. Solga,
2005, S. 22). Dabei wird der Glaube an einen ver-
meintlich fairen Leistungswettbewerb, also an die
Meritokratie, zur Ideologie einer leistungsbegründe-
teten Ungleichheit, die die gesellschaftlichen Ord-
nungsvorstellungen prägt. Ob nun „Chancen am
Start“ oder „Chancengleichheit“: Durch die meritokra-
tische Orientierung werden Ungleichheitsmuster in
Bildung und Gesellschaft institutionalisiert und zu
quasi natürlichen Ungleichheitsmustern. Soziale
Ungleichheit wird hierüber in ihren Ursachenzuschrei-
bungen individualisiert:

„Die meritokratische Leitfigur sozialer
Ungleichheit ist durch fünf Charakterzüge gekenn-
zeichnet, die zugleich bestimmte Institutionalisierungs-
muster in sich bergen oder stabilisieren. Diese Charakt-
erzüge sind: (1) die ‚natürliche’ Fundierung sozialer
Ungleichheit, (2) die Darstellung von Ungleichheit als
gesellschaftliches Funktionserfordernis, (3) die Not-

wendigkeit organisierter Bildungsprozesse, (4) die indi-
viduelle statt kategoriale Ungleichheitsdefinition sowie
(5) die Entpersonifizierung der Definition von Leistung“
(ebenda, S. 23).

Die CDU hat über die neokonservative Schiene
ebenfalls meritokratische Ideologeme in ihr Denken
aufgesogen. Die Christdemokratie ist allerdings nach
wie vor der Ideologie der natürlichen Ungleichheit, die
sich über Anlagen sowie Begabung und letztendlich
über Stand herstellt, verhaftet. Sie zieht die Legiti-
mation ihrer Bildungspolitik aus den Problemen der Bil-
dungsreform-Ära der sechziger und siebziger Jahren.
Sie grenzt sich von dieser ab, während Sozialdemo-
kratie und zumindest Bildungsliberale aus der FDP mit
dem Verlauf der Reform hadern:

„Die einzigen, die einem optimistischen Blick in
die Zukunft werfen und sich als glückliche Besitzer
einer offensiven Strategie betätigen, scheinen die Kon-
servativen zu sein. Ihr Blick nach vorne lebt jedoch von
der Vergangenheit. Es sind die Lücken und Fehlent-
wicklungen der Reformperiode, aus denen sich ihre
Konzeptionen speisen, und ihre in die Zukunft wei-
senden Strategien bestehen in nichts anderem als in
der unverhüllten Reduktion des Modernisierungspro-
gramms auf technologische Rationalisierung, der die
Einübungsrituale von Werten und Normen, der ‚Mut
zur Erziehung’, als konzeptionelle Dekoration beige-
geben sind“ (O. Negt, 2002, S. 39).

2.2 Bildungspolitik und soziale Milieus,
oder: Wie „Ständische 
Chancenregulierung“ funktioniert

Die bildungspolitischen Programme – und dies macht
die Tragweite der Misere in der aktuellen Bildungsde-
batte aus – finden ihre gesellschaftliche Fundierung
oder Rückkopplung in den gesellschaftlich dominie-
renden Milieus. Die Differenzen und Auseinanderset-
zungen zwischen den Parteien um die „richtige Bil-
dungspolitik“ finden ebenfalls ihre gesellschaftliche
Fundierung oder Rückkopplung im „Hegemonie-
kampf“ (M. Vester, 2005, S. 53) dieser gesellschaftlich
dominierenden Milieus. In dieser gegenseitigen
„Befruchtung“ dürfte eine der entscheidenden Erklä-
rungen für das Beharrungsvermögen im Bildungs-
system und die zögerlichen, uneinheitlichen und
inkonsistenten Reformtrippelschritte zu finden sein.

22



23

Hierin dürften auch die Ursachen für das meritokra-
tische Paradigma in der Bildungspolitik mit seiner legi-
timierenden Funktion institutioneller Ungleichheit zu
suchen sein.

Aber nicht allein in diesem oberen gesellschaft-
lichen Segment sind die Barrieren, genauer: die
Reformblockaden zu identifizieren. Eine weitere ent-
scheidende Erklärung liegt darin, dass im Gegensatz
zu den sechziger und siebziger Jahren soziale Träger-
schichten im Kern bzw. in der Mitte der Gesellschaft
fehlen. Dies legen zumindest die empirischen Ergeb-
nisse aus der Milieuforschung der Arbeitsgruppe Inter-
disziplinäre Sozialstrukturforschung (agis) an der Uni-
versität Hannover nah. Mit Hilfe dieser Forschung soll
das Bild von einer Bildungspolitik als Arena ständischer
Selbstbehauptung abgerundet werden.

Zunächst zur Allianz aus Mitgliedern der politi-
schen Klasse und der herrschenden Klasse: Das
Schwierige in der Auseinandersetzung mit der herr-
schende Klasse in Deutschland ist, (1) dass in den Sozi-
alwissenschaften theoretische und empirische Untersu-
chungen zur Klassengesellschaft seit über zwei
Dekaden keine prominente Stellung mehr innehatten
und erst in jüngerer Zeit wieder auf die Agenda wis-
senschaftlicher Forschung zurückkehren16. Die herr-
schende Klasse ist (2) nicht so offensichtlich identifi-
zierbar, wie etwa in Frankreich oder Großbritannien.

„Eine herrschende Klasse tritt in Deutschland
mit eigenen Institutionen weniger in Erscheinung als in
vielen anderen Ländern (...). Während die Entschei-
dungsspitzen der Gesellschaft winzig und teilweise
unsichtbar bleiben, gibt es doch große soziale Milieus
von mehr als 20% der Bevölkerung, die ihrem Habitus
nach beanspruchen, wirtschaftlich, sozial, kulturell
oder politisch tonangebend zu sein. Diese Gruppe ist
zunächst allein durch ihren Habitus der Distinktion:
ihren Geschmack, ihre Umgangsformen dingfest zu
machen, ganz gleich ob es sich um die konservative
oder die technokratisch-moderne oder die avantgardi-
stische Fraktion der oberen Milieus handelt. Auch die

akademischen Intellektuellen gehören dazu, sofern sie
elitären Weltdeutungen anhängen und mit den
anderen Fraktionen der oberen Klassenmilieus um die
kulturelle Hegemonie über die übrige Gesellschaft kon-
kurrieren“ (M. Vester et al., 2001, S. 504f.)

Diese obere Klasse zeichnet sich nach den quan-
titativen und qualitativen Untersuchungen von agis in
Westdeutschland durch eine relativ große Bandbreite
an Milieus und Milieufraktionen aus17. Die Struktur
dieser oberen Klasse ist recht heterogen und das Feld
spannt sich zwischen dem alten konservativen,
dennoch um die technokratische Komponente moder-
nisierten Milieu – das auch als „Bildungsaristokratie“
bezeichnet werden kann – und Milieus aus Bildungs-
aufsteigern auf, die durch die Bildungsöffnung der
sechziger und siebziger Jahre den sozialen Aufstieg in
das oberste Segment der Gesellschaft vollziehen
konnten. Hier findet sich das „Liberal-intellektuelle
Milieu“ ebenso wie das ehemals alternative und heute
„Postmoderne Milieu“. In diesem gesellschaftlichen
Segment trifft die alte „Bildungsaristokratie“ auf eine
„Progressive Bildungselite“, eine „Moderne Dienstlei-
stungselite“ oder auf „Avantgardisten“. Hier treffen
Selbstständige, Freiberufler oder Wissenschaftler mit
hohen und höchsten Bildungsabschlüssen, die ihren
Status quasi ererbt haben, auf Selbstständige, Freibe-
rufler oder Wissenschaftler, die etwa aus Facharbeiter-
familien oder Familien mittlerer Angestellter und
Beamten aufgestiegen sind. Und sie treffen auf
Dienstleister in pädagogischen, psychologischen und
therapeutischen Berufen oder auf Intellektuelle,
Künstler oder Medienleute, die ihr politisches Bewusst-
sein in Zeiten der neuen sozialen Bewegungen geprägt
haben sowie auf deren Kinder, die heute Schülerinnen
und Schüler oder Studierende sind (vgl. ebenda, S.
505ff.).

Was diese Milieus und deren Teilmilieus eint, ist
ein Elitebewußtsein sowie das Bedürfnis, sich gegen-
einander und gesellschaftlich nach unten abzugrenzen.
Letzteres manifestiert sich durch den Habitus der

16 Eine Ausnahme bilden die Forschungen von agis oder von R. Kreckel (2004); die Milieu-Studien des Sinus-Instituts folgen hingegen einem Schichtenmodell 
(vgl. hierzu B. B. Flaig/Th. Meyer/J. Ueltzhöffer, 1993). Vgl. stellvertretend für neuere Untersuchungsansätze zu sozialen Verhältnissen in der Klassengesellschaft bei 
U. Brinkmann et al., 2006.

17 Die Milieu-Untersuchungen von agis knüpfen empirisch an den Milieu-Typologien vom Sinus-Institut und in der empirisch-theoretischen Fundierung an die For-
schungen des französischen Soziologen und soziokulturellen Klassentheoretikers Pierre Bourdieu an. Dessen Ansatz von Lebensstil und Habitus im mehrdimensio-
nalen sozialen Raum (vgl. u.a. P. Bourdieu, 1993 [1979]) ist hier der Ausgangsspunkt für die Weiterentwicklung des Untersuchungskonzepts. Die quantitative
Repräsentativerhebung für die westdeutsche Wohnbevölkerung ab 14 Jahre umfasst eine gewichtete Stichprobe mit 2.684 Fällen. Die Erhebung wurde 1991 
durchgeführt und deren Ergebnisse in späteren Projekten vertieft und ausdifferenziert (vgl. M. Vester et al., 2001, S. 241ff.).
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Distinktion. Was sie trennt, ist die Vorstellung von
dem, was Elite ist und von dem, was Elite legitimiert.
Das konservativ-technokratische Milieu verharrt eher in
dem Bewusstsein einer selbstverständlichen Macht-
stellung, die mit einem Habitus „der Tugenden der
Innerlichkeit und Askese, der Disziplin, Pflichterfüllung
und sozialen Verantwortung“ (ebenda, S. 505) ver-
bunden ist. Soziale Verantwortung ist hier vorrangig
hierarchisch und gönnerhaft gemeint. Die eigene Elite-
stellung misst sich am materiellen Erfolg ebenso wie
an der anerkannten gesellschaftlichen Stellung (vgl.
ebenda, S. 506).

Bei den anderen Milieus und deren Teilmilieus
ist das Eliteverständnis hiervon deutlich unterscheidbar.
Besonders interessant sind die „Progressive Bildungs-
elite“ und die „Moderne Dienstleistungselite“. Als Teil-
milieus des „Liberal-intellektuellen Milieus“ machen sie
zusammen immerhin mit rund 9 bis 10 Prozent der
westdeutschen Bevölkerung ab 14 Jahre gut die Hälfte
des oberen gesellschaftlichen Segments aus und sind
damit nach den Ergebnissen von agis so groß wie das
konservativ-technokratische Milieu. Den beiden Teilmi-
lieus ist gemeinsam der „hohe Ethos der Leistung, der
Eigenverantwortung und der Chancengleichheit und
eine realistische Reformbereitschaft, durch die sie sich
gegen die konservative Beharrung und den postmo-
dernen Avantgardismus18 der mit ihnen konkurrie-
renden anderen Elitemilieus abgrenzen“ (ebenda, S.
509). In den Parteipräferenzen wird diesen beiden Teil-
milieus eine Nähe zu Rot-Grün attestiert, während bei
den postmodernen Avantgardisten das Pendel stärker
in Richtung SPD und erst dann in Richtung Bündnis-
grüne und Unionsparteien ausschlägt (vgl. ebenda, S.
509f.). Das konservativ-technokratische Milieu dürfte
seine parteipolitische Heimat eher bei den Unionspar-
teien finden. Die FDP wiederum ist hier in den Elitemi-
lieus augenscheinlich nicht besonders präferiert; sie
dürfte ihre Anhängerinnen und Anhänger vielmehr im
so genannten „Kern der ‚Arbeitnehmergesellschaft‘“
(ebenda, S. 510) und hier vor allem beim „Leistungs-
orientierten Arbeitnehmermilieu“ finden. Denn gerade
in diesem Milieu wird besonders über fehlende Lei-
stungsgerechtigkeit geklagt (vgl. ebenda, S. 516).

Bei der Konkretisierung der Milieustruktur und
der Milieuausprägungen in Ostdeutschland stützt sich

agis im Wesentlichen auf die Typologie des Sinus-
Instituts und eigene qualitative Untersuchungen. Inter-
essant ist zunächst, dass die Milieustruktur sich von der
in Westdeutschland nach wie vor unterscheidet.

„In Westdeutschland sehen wir in den großen
Milieus der Mitte eine eher evolutionäre Differen-
zierung nach aufeinanderfolgenden Generationen (...).
In Ostdeutschland koexistieren hier dagegen zwei ver-
schiedene, annähernd gleichzeitige Entwicklungen,
gleichsam Gabelungen der Milieustammbäume“
(ebenda, S. 527).

Die hegemonialen Milieus in Ostdeutschland, die
zusammengenommen weit über 20 Prozent der Wohn-
bevölkerung über 14 Jahre ausmachen dürften, sind
überwiegend durch Kontinuitäten und Brüche in den
Phasen nach 1945 und 1989 geprägt und mit Bildungs-
aufsteigerinnen und -aufsteigern aus der DDR-Zeit
angereichert. Die historisch-politischen Zäsuren 1945
und 1989 markierten nur teilweise gesellschaftliche
Zäsuren in diesen Milieus. Ihnen ist – wie auch den
hegemonialen Milieus in Westdeutschland – das Elite-
bewusstsein gemein. Dies gilt sowohl für die „Techno-
kratische Funktionselite“, der zumindest Ende der
neunziger Jahre noch eine starke DDR-Verwurzelung
attestiert wird, als auch für das „Bürgerlich-humani-
stische Milieu“, das in seinem Habitus Parallelen zu
dem Habitus des westdeutschen „Konservativ-techno-
kratischen Milieus“ aufweist. Was beide Milieus von
den hegemonialen Milieus in den alten Bundesländern
unterscheidet ist, dass (1) zwei rechte große Milieus (ca.
9 bzw. 10 Prozent der Bevölkerung) auf historische
Kontinuität und Tradition zurückblicken können und
gleichzeitig durch den sozialen Aufstieg etwa von
Kindern aus Arbeiterfamilien über Bildung – der
zumindest bis Ende der siebziger/Anfang der achtziger
Jahre in der DDR möglich war – durchmischt wurden.
Sie stellten in der DDR die Macht- und Bildungselite
und konnten zum Teil nach der Wende ihr ausge-
prägtes kulturelles und soziales Kapitel nutzen, soziale
Deklassierung abzufedern. Diese Milieus zeichnen sich
(2) weiterhin dadurch aus, dass sie sich protestantisch-
preußischen Tugenden und Vorstellungen von Ethos
verpflichtet sehen. Das gilt vor allem für das „Bür-
gerlich-humanistische Milieu“. Diesem Milieu wird
allerdings nur wenig Zukunft prognostiziert:

18 Das Milieu der postmodernen Avantgardisten bzw. das „Postmoderne Milieu“ umfasst etwa 5 Prozent der westdeutschen Bevölkerung (M. Vester et al., 2001, S. 510).



„Ein ungeschmälerter Erhalt der ostdeutschen
Bürgerlichen Humanisten ist wegen der aktuellen
Deklassierungs- und Modernisierungsprozesse in den
DDR-Intelligenzschichten wenig wahrscheinlich. Die
erhebliche Größe des Milieus ist Ausdruck einer histo-
risch vergangenen Situation, in der das Milieu von
vielen als Zuflucht und Nische und vom Staat aus Pre-
stige- und Legitimationsgründen gebraucht wurde“
(ebenda, S. 531).

Das dritte der hegemonialen Milieus kann als
„Linksintellektuell-alternatives Milieu“ (stabil bei ca. 7
Prozent) bezeichnet werden, aus dem sich die Bürger-
rechtsgruppen der achtziger Jahre rekrutierten. Sie
werden als ein Milieu beschrieben, das sich zwischen
Rückzug und Innovation bewegt. Das heißt: Auf der
einen Seite ist in diesem Milieu noch nicht verarbeitet,
dass in der Zeit nach der Wende ihre Führungsrolle
und basisdemokratischen Ideale in Ostdeutschland
keine nachhaltige Akzeptanz fanden. So können sie
sich „das Scheitern ihrer Ansprüche auf kulturelle
Hegemonie nur aus Defiziten des Volksbewußtseins an
Subjektivität, Modernisierung, Universalismus usw.
erklären“ (ebenda, S. 531). Auf der anderen Seite
handelt es sich um ein Milieu, das in seiner struktu-
rellen Zusammensetzung und seiner postmodernen
Wertorientierung Ähnlichkeiten zu den westdeutschen
Avantgardisten aufweist und in der Mehrheit ein
„praktisches, kritisches Engagement“ (ebenda, S. 532)
befürwortet.

Parteipräferenzen und Allianzen mit Teilen der
politischen Klasse sind hier nur schwer auszumachen.
Die „Funktionselite“ mit ihrer DDR-Verwurzelung
dürfte überwiegend zur Linke.PDS tendieren, während
das „Bürgerlich-humanistische Milieu“ sowohl in der
CDU als auch – aufgrund der protestantisch-preußi-
schen Orientierung – in der SPD ein parteipolitisches
Pendant findet. Beim „Linksintellektuell-alternativen
Milieu“ dürften Linke.PDS, SPD und Bündnisgrüne
konkurrieren. Werden die bildungspolitischen Leit-
bilder als Interpretationsfolie auf diese Milieus gelegt,
dann ist davon auszugehen, dass das emanzipative Bil-
dungsverständnis von Linke.PDS und SPD vor allem bei
der „Funktionselite“ und dem „Linksintellektuell-alter-
nativen Milieu“ Widerhall findet, hier aber auch das
marktliberale Leistungsdenken Zuspruch erfährt. Das
Profil der CDU lässt sich nur partiell mit den Orientie-
rungen und dem Habitus der hegemonialen Milieus in

Ostdeutschland in Einklang bringen. Bestenfalls bei
Teilen des „Bürgerlich-humanistischen Milieus“ –
soweit es Parallelitäten und Kontinuitäten zu alten
konservativen Milieus aufweist – könnten Übereinstim-
mungen in dem Verständnis von Anlagen und Bega-
bungen gefunden werden. Ebenso große Schwierig-
keiten dürften die Grünen mit ihrem ausgeprägten
marktliberalen Leistungsverständnis haben – auch im
„Linksintellektuell-alternativen Milieu“.

Zusammengenommen heißt das, dass in Ost-
deutschland vor allem Linke.PDS und SPD mit ihrer Pro-
grammatik Allianzen mit den hegemonialen Milieus
der herrschende Klasse eingehen können, während in
Westdeutschland die Unionsparteien und die Bündnis-
grünen ebenfalls in den hegemonialen Milieus fest ver-
ankert sind. Hier schwächelt die Linke.PDS. Die FDP hat
augenscheinlich weder in West- noch in Ost-
deutschland eine wirkliche Fundierung in diesem
gesellschaftlichen Segment.

Der Hegemoniekampf in diesem oberen gesell-
schaftlichen Segment wird von Michael Vester als ein
Zweifrontenkampf beschrieben, der unerbittlich
geworden ist (vgl. M. Vester, 2005, S. 55). Und es ist
ein Hegemoniekampf, der sich auch um Bildung, Bil-
dungschancen, Bildungszugang und Lebenschancen
dreht. Im Zentrum stehen dabei in Westdeutschland
nach den oben beschriebenen Milieueinordnungen die
Elite der Elite aus dem „Konservativ-technokratischen
Milieu“ und dem „Liberal-intellektuellen Milieu“, oder
anders ausgedrückt: Hier kämpfen alte und neue Bil-
dungselite miteinander um Hegemonie und gesell-
schaftliche Macht, um ihren Stand. Zusammenge-
nommen machen sie ungefähr 10 Prozent der west-
deutschen Bevölkerung ab 14 Jahre und die Hälfte der
oberen Milieus aus. Nach dem den PISA-Studien unter-
legten Schichtenmodell des britischen Soziologen John
H. Goldthorpe können diese 10 Prozent auch als obere
Dienstklasse bezeichnet werden. Während die alte Bil-
dungsaristokratie sich ihrer gehobenen Stellung und
Exklusivität durchaus nach wie vor gewiss sein kann,
auf die weichen Mechanismen der sozialen Sortierung
vertrauen kann und entsprechend ihres Habitus gön-
nerhaft, fürsorglich und sozial verantwortlich einer
Öffnung des Bildungssystem nicht gänzlich ablehnend
gegenübersteht, ist es gerade die neue, akademisierte
Bildungselite, „die energische Statuskämpfe führt und
wieder auf die harten, institutionellen Mechanismen
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setzt. Sie sucht die Dreigliedrigkeit des Schulsystems
oft durch militantes Engagement, von Elternvertre-
tungen bis zur Schulpolitik, zu verteidigen oder jetzt
auch auf das Hochschulsystem auszudehnen“
(ebenda, S. 53). Nach Einschätzung von Vester ist es
genau diese neue Bildungselite, die einen Zweifronten-
kampf führt. Die eine Front ist die gegenüber der alten
Bildungselite und die zweite Front ist die spannungs-
reichere gegenüber den nachdrängenden, gutqualifi-
zierten Berufsgruppen der „Arbeitnehmerintelligenz“
(vgl. ebenda, S. 54) des „Leistungsorientierten Arbeit-
nehmermilieus“, die in ihrer Orientierung eine Nähe zu
den bildungs- und ordnungspolitischen Vorstellungen
der FDP aufweist. Es ist – wie bereits angedeutet – ein
Milieu aus den so genannten „Respektablen Volks-
und Arbeitnehmermilieus“ bzw. aus dem „Kerns der
‚Arbeitnehmergesellschaft‘“. Dieser Kern umfasst rund
Zweidrittel der Bevölkerung in Westdeutschland.

Dieser Hegemoniekampf ist deshalb in den ver-
gangenen über zwei Dekaden und vor allem seit den
neunziger Jahren immer unerbittlicher geworden, weil
die Kämpfe um die Verteilung sozialer Chancen zuge-
nommen haben. Dies trifft auch die „Arbeitnehmerin-
telligenz“ in Konkurrenz zur neuen Bildungselite. Es
gibt also mehr zu verteidigen:

„Status, Durchschnittseinkommen, Bildungs-
chancen, Berufschancen und ‚Lebenschancen‘ der aka-
demischen Berufe heben sich, seit den sozialen Schlie-
ßungen der achtziger und neunziger Jahre, immer
deutlich von den nicht akademischen Milieus ab, so
dass diese immer mehr unter das statistische Einkom-
mensmittel sinken. Die Arbeitslosigkeit der Akademiker
blieb (...) unter dem Durchschnitt (...) und betraf vor
allem Ältere. Auch der Tadel, dass unsere Lehrer im
OECD-Vergleich so überdurchschnittlich verdienen,
fällt auf die Tadelnden zurück, da ja die Lehrer so gut
verdienen, weil alle Akademiker so gut verdienen“
(ebenda, S. 55f.).

Die anderen Milieus des „Kerns der ‚Arbeit-
nehmergesellschaft‘“ haben von der Bildungsöffnung
der sechziger und siebziger Jahre insofern profitieren
können, als dass sie ihre mittleren Ränge den neuen
Anforderungen an Qualifikation und auf dem Arbeits-
markt anpassen konnten. Hier hat kaum ein persön-
licher Aufstieg, sondern mehr der Aufstieg von Berufs-

gruppen gegriffen. Es sind aber auch die Milieus, die
von der erneuten sozialen Schließung des Bildungs-
systems seit Beginn der achtziger Jahre betroffen sind.
Ihre Situation und ihr Weg im sozialen Raum über die
Zeit hinweg kann auf die Formel gebracht werden:
„Bildungsdynamik ohne Statusgewinn“ (ebenda, S.
56, vgl. W. Müller, 1998, S. 92ff.). Was im bildungspo-
litischen Diskurs nicht wahrgenommen wird und leider
auch noch nicht in wissenschaftlichen Analysen syste-
matisch aufgearbeitet ist, – aber es gibt eindeutige
Hinweise hierauf – dass sich in diesen Milieus des
„Kerns der ‚Arbeitnehmergesellschaft‘“ das Gros der
Familien und Kinder mit Migrationshintergrund
bewegt. Dies gilt nicht allein, aber in einem beson-
deren Maß für die Familien der ehemals angewor-
benen Arbeitskräfte der fünfziger bis siebziger Jahre,
also für die Familien der so genannten „Gastar-
beiter“19.

Die Befunde aus der Milieuforschung hinter-
lassen den Gesamteindruck, dass diese Milieus bis auf
wenige Ausnahmen weniger darum kämpfen, ihre
soziale Chancenstruktur etwa durch eine Öffnung des
Bildungssystems zu verbessern, als darum, ihren Status
zu halten und für diesen (wieder) gesellschaftliche
Anerkennung zu bekommen. Sie wehren sich eher
gegen Abwertung ihrer beruflichen Bildungsabschlüsse
und Tätigkeiten sowie gegen sozialen Abstieg. Sie
finden sich in den mittleren Rängen der gesellschaft-
lichen Hierarchie ein, auf die sie verwiesen sind (vgl.
M. Vester et al., 2001, S. 510ff.). Vester sieht in diesen
Milieus Bildungspotenziale die „eher zu wenig als zu
viel ermutigt“ (M. Vester 2005, S. 59) werden. Jedoch
ist nur schwer vorstellbar, wie sich aus der Situation
dieser Milieus heraus eine Dynamik und ein politischer
Druck für eine auf sie zugeschnittene Bildungsreform
entstehen könnte.

2.3 Politische und gesellschaftliche 
Reformhindernisse - ein 
Zwischenfazit

Das hier gezeichnete Bild von der Bildungspolitik als
Arena ständischer Selbstbehauptung führt zu einer
eher düsteren Prognose hinsichtlich möglicher Reform-
perspektiven im Bildungssystem. Hierüber dürfte aber
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19 Vgl. hierzu die bislang vorliegenden Befunde aus der Migrationsforschung und empirische Ergebnisse aus eigener Forschung bei U. Birsl et al., 2003; U. Birsl, 2005.
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auch deutlich geworden sein, warum es ein derartig
hartnäckiges Beharrungsvermögen und strengge-
nommen keine bildungspolitischen Entscheidungen
gibt, die die Bezeichnung „Reform“ verdient hätten.

Die bildungspolitischen Profile und gesellschaft-
lichen Ordnungsvorstellungen der Parteien folgen kon-
sequent oder teilweise einem Eliteverständnis, das sich
mit dem der oberen sozialen, der hegemonialen
Milieus deckt. Besonders konsequent ist dies bei der
CDU und auch noch relativ konsequent bei den Bünd-
nisgrünen festzustellen. Die FDP bedient mit ihrer Pro-
grammatik eher nachdrängende bzw. noch oben stre-
bende Milieus aus der Mitte der Gesellschaft. Durch
die von Westdeutschland differenzierte Milieustruktur
und dem zum Teil unterschiedlichen Habitus der
oberen Milieus in Ostdeutschland kann die Linke.PDS
mit ihrem emanzipativen Bildungsverständnis sowohl
das Elitebedürfnis von hegemonialen Milieus als auch
die Orientierungen im „Kern der ‚Arbeitnehmergesell-
schaft‘“ in den neuen Bundesländern bedienen, ohne
dabei in einen Spagat zu geraten. Das sieht wiederum
bei der SPD anders aus: Sie versucht – und dies scheint
weniger das Ergebnis von bewusster Strategie oder
Reflexion zu sein – einen Spagat zwischen dem
Habitus und den Bestrebungen der neuen Bildungselite
in ihrem Zweifrontenkampf und den Bedürfnissen von
Milieus aus dem Kern der Gesellschaft auf Statuserhalt
und Anerkennung.

Damit gehen vor allem CDU, Bündnisgrüne und
SPD eine Symbiose mit dem Hegemoniekampf und um
ständische Selbstbehauptung im oberen Segment der
Gesellschaft ein. Wie gesagt: Für die SPD ist dies ein
Spagat. Und es ist gleichzeitig ein grundlegendes
Dilemma, in dem die Sozialdemokratie steckt. Es ist
nun durchaus diskussionswürdig, ob dieses Dilemma
ein Ausdruck dessen ist, dass die SPD am stärksten von
allen Parteien die sozialen Veränderungs- und Ausdif-
ferenzierungsprozesse vor allem in Westdeutschland
spiegelt. Dies wäre zumindest eine mögliche Erklärung
für die widerstreitende Logik im bildungspolitischen
Profil zwischen emanzipativem Bildungsverständnis
und marktliberalem Leistungsdenken.

Während die Grünen sowieso nicht den
Anspruch erheben, Volkspartei zu sein und politisch
vorrangig eine eingeschränkte Anhängerinnen- und

Anhängerschaft in diesem oberen gesellschaftlichen
Segment ansprechen, vermittelt die CDU den Eindruck,
mit ihrem Habitus im traditionellen, konservativen
Milieu zu verharren. Sie verharrt damit in einem Milieu,
das aufgrund seiner Altersstruktur zumindest an
Umfang verlieren wird. Ob dies auch mit einem
schnellen Hegemonieverlust einhergehen wird, dürfte
noch nicht eindeutig klar sein. Das ist das spezifische –
wenn auch nicht neue – Dilemma der Unionspartei.

Die Lage der Milieus im Kern der Gesellschaft
lässt nicht erwarten, dass sich hier ein gesellschaft-
licher Reformdruck entfaltet, der dann von einer Partei
oder von Parteien aufgegriffen werden könnte. Mit
Ausnahme der CDU sprechen die anderen Parteien
zumindest eine hier drängende Frage an, und zwar die
nach einer höheren Bewertung der dritten Säule im Bil-
dungssystem: die berufliche Bildung. Aspekte der
Durchlässigkeit und der Anerkennung von Sek. II-
Abschlüssen in der beruflichen Bildung beim Hoch-
schulzugang sind hier von zentraler Bedeutung. Dies
gilt auch für die Weiterbildung, die in der Program-
matik der SPD eine besonders herausragende Stellung
einnimmt.

Was die Milieus im Kern der Gesellschaft in
ihrem politischen Agieren lähmt ist oben beschrieben
worden. Was jedoch hinzu kommt ist, dass das merito-
kratische Denken und damit der Glaube an die merito-
kratische Triade aus Bildung, Beruf, Einkommen kul-
turell tief verankert sind. Dieses Denken hat durch den
Neoliberalismus, der sich spätestens seit Beginn der
achtziger Jahre nicht nur in Deutschland politisch-kul-
turell durchsetzte20, eine Überhöhung erfahren. Die
Folgen lassen sich in marktliberalen bis marktradikalen
Leistungsparadigmen in den bildungspolitischen Pro-
filen der meisten Parteien ebenso ablesen wie in der
meritokratischen Legitimation institutioneller Ungleich-
heiten im Bildungssystem21. All dies findet nicht nur
Eingang in den ständischen Hegemoniekampf sondern
auch in die Orientierungen – wenn auch mit Ambiva-
lenzen – von Milieus aus dem Kern der Gesellschaft.
Nun gibt es Anzeichen dafür, dass in der Bundesre-
publik – wie in anderen westlichen Ländern bereits
schon in den letzten Jahren beobachtbar – der Neoli-
beralismus politisch wieder auf dem Rückzug ist. In der
Wirtschafts- und Sozialpolitik sind dafür erste Signale

20 Vgl. hierzu auch im Vergleich mit anderen westlichen Ländern H.-G. Betz, 2001.
21 Das fast schon tragische an dieser Situation ist, dass der "Siegeszug" neoliberalen Denkens und die erneute soziale Schließung des westdeutschen Bildungssystems zeitgleich verliefen.
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zu vernehmen – in der Bildungspolitik sind sie (noch)
nicht zu hören. Da die Bildungspolitik eine wichtige
Arena ständischer Selbstbehauptung ist und sich in
dieser die (Macht-)Verhältnisse der Milieus zueinander
kristallisieren, bedarf es bewusster politischer Stra-
tegien und einer Risikobereitschaft von Parteien, hier
einzugreifen.

3. Konsens, Differenz und 
Blockade – die Bildungsreform
in der Ideologieklemme

Der Blick auf die Positionen der politischen Parteien
und die Einstellungsmuster der gesellschaftlichen
Milieus erhellt die Hintergründe für das „Gezerre“ um
eine Bildungsreform. Es ist ein politischer Machtkampf
um die Deutungshoheit, was unter einem „guten“ Bil-
dungssystem zu verstehen ist. Eine zentrale Rolle spielt
dabei die Rezeption des Leistungsprinzips. Es findet
sich in allen Programmen wieder und wird dort vom
Grundsatz her akzeptiert. Differenzen treten aber über
die Frage zutage, unter welchen gesellschaftlichen Prä-
missen und pädagogischen sowie organisatorischen
Rahmenbedingungen es wirksam werden soll. Kom-
plementär dazu stehen – ausgesprochen oder unaus-
gesprochen – die unterschiedlichen Auffassungen über
die Entwicklung von Intelligenz, ihre Vererbbarkeit
oder ihre Entstehung im Verlauf sozialer Prozesse.

Das Leistungsprinzip als zentrales konstituie-
rendes Element der bürgerlichen Gesellschaft hat sich
nicht nur tief in die bildungspolitischen Programme
aller Parteien – von der SPD bis hin zur CDU/CSU  –
eingeschrieben. Es ist auch ein zentraler Topos in den
Einstellungen von mehr als 80 Prozent der Gesellschaft
über die Voraussetzung effektiven Lernens und über
die Funktion von Schule. Das Verständnis von Leistung,
vor allem dem Erbringen von Leistung als alleiniges Kri-
terium für die Zuteilung des sozialen Status in der
Gesellschaft wird dabei als Qualitätskriterium für die
Beurteilung von gelungenen Bildungsprozessen auf die
Bildungseinrichtungen übertragen. Prägnant be-
schreibt dies Klaus Hurrelmann indem er diagnostiziert,

dass in Schulen die Funktion
„des Leistungsprinzips als eines vermeintlich

objektiven, neutralen und gerechten Mechanismus der
Verteilung materieller und immaterieller Gratifika-
tionen – eines Mechanismus, der sowohl im organi-
sierten Sozialisations- aus auch im Produktions- und
Beschäftigungssystems in Kraft sei. Mittels dieses
Rechtfertigungsprinzips wird versucht zu suggerieren,
Bildungsniveau und (damit eng korrelierend) Sozial-
und Berufsstatus seien einzig und allein durch Ausmaß
und Art individuell erbrachter Leistungen determiniert“
(K. Hurrelmann, 1975, S. 51f)22.

Gleichzeitig nimmt er dabei die radikal ein-
schränkenden gesellschaftlichen Bedingungen mit in
den Blick und konstatiert:

„Natürlich werden hiermit nur Oberflächenphä-
nomene angesprochen. Von den historisch und öko-
nomisch tief verankerten strukturellen Ursachen
sozialer Ungleichheit, von der Art der Eigentumsver-
hältnisse am Produktions- und sonstigen Vermögen
und den damit nach wie vor automatisch verbundenen
ökonomischen, sozialen und auch Bildungsprivilegien
wird auf die Weise abgelenkt“ (ebenda).

Transportiert wird mit dem so beschriebenen
Leistungsprinzip auch immer die Form der Leistungs-
messung als ein unverzichtbarer Bestandteil. Diese
erfolgt aufgrund von überindividuellen, aus den
objektiv festgesetzten Anforderungen abgeleiteten Kri-
terien, an denen sich das Individuum und seine Lei-
stung messen lassen müssen.

Wie schon erwähnt, ergeben sich Differenzen
zwischen den Parteien und den gesellschaftlichen
Milieus nur in der Bewertung der einschränkenden
gesellschaftlichen Bedingungen und den Folgerungen
für die Ausrichtung des Reformprozesses – nicht aller-
dings an der Legitimität des Prinzips selbst. Die Freien
Demokraten – tendenziell auch Bündnis 90/Die Grünen
– vertreten das Prinzip der „Chancengleichheit am
Start“. Für die CDU wird dieser „Markt der Möglich-
keiten“ durch ihren statischen Begabungsbegriff in
Segmente unterteilt. Die SPD wie auch Linke.PDS insi-
stieren hingegen darauf, dass unterschiedliche soziale

22 Es sei an dieser Stelle darauf verwiesen, dass in den frühen siebziger Jahren die Forschung über das Bildungssystem und Bildungsprozesse (besonders in den 
Bereichen Pädagogik, Psychologie und Soziologie) viele Ergebnisse und Erkenntnisse formuliert hat, die nach einer langen Phase des "Vergessens" heute häufig 
genug als "neue" Erkenntnisse deklariert werden.
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Startbedingungen durch Eingriffe – vor allem durch
den Staat – korrigiert werden müssen. Die SPD sieht
hierin die Voraussetzung dafür, dass die Leistung Ein-
zelner auch objektiv gewürdigt werden kann.
Linke.PDS bleiben hier vage. Diese Einigkeit über das
Prinzip führt zunächst immer dann zu einem Konsens,
wenn es um die Einführung von Leistungsstandards
und deren Überprüfung durch Leistungstests geht. Die
Unterschiede jedoch sind die Ursache für tiefe Diffe-
renzen in der weiteren Ausgestaltung der Gesamt-
reform.

Der als konstituierendes Muster einer effektiven
Bildungsstruktur tief in die bundesrepublikanische
Gesellschaft – und gleichzeitig auch in die der ehema-
ligen ostdeutschen Ländern – eingeschliffene Lei-
stungsethos hat Folgen: Zweifel an der Wirksamkeit
von höheren Leistungsforderungen als Mittel zur Qua-
litätssteigerung des Bildungssystems kommen ent-
weder nicht auf, werden nur zaghaft geäußert oder
können sich nicht durchsetzen. Nur so ist zu erklären,
dass Prüfungen zur Kontrolle des Lernstandes, Über-
gangsprüfungen oder Zentralprüfungen als probates
Mittel zur Verbesserung der Qualität im Bildungs-
system betrachtet werden. Sie wurden sehr früh und
fast einmütig von allen Ländern realisiert. Zwar wird
von allen Parteien gleichzeitig der Aspekt einer Verbes-
serung der Qualität von Unterricht (z. B. Maßnahmen
zur Verbes-serung der Lernmotivation und zum Erwerb
eigenständiger Lernstrategien) als parallel zu imple-
mentierendes Element betont, die Tabelle 1 zeigt
jedoch die Brüchigkeit dieser Erklärungen. Eben diese
Elemente wurden sehr viel zögerlicher oder bisher gar
nicht umgesetzt.

Nicht nur das hat Folgen für die Qualität der Bil-
dungseinrichtungen und des Unterrichts. Es wurde
bereits darauf hingewiesen, dass ein bloßes Abtesten
von Leistungen weder zur Verbesserung von Unterricht
noch zum Abbau von Lernbarrieren führen kann. Dies
spricht nicht generell gegen Prüfungen, wenn sie als
Test zur Erhebung des Lernstandes eingesetzt werden.
In der Reformdiskussion wird auch auf diesen Aspekt
immer wieder verbal abgehoben, die entsprechenden
Instrumente zur Einbettung in den Unterricht spiegeln
sich dann realiter aber nicht wider. Dazu müssten Prü-
fungen ihrer Selektionsfunktion entkleidet und in ein
System zum Abbau erhobener Defizite der Lernens
und Lehrens eingebettet werden. Nur dann können sie

für die Lernenden als Selbstvergewisserung über ihren
Lernstand und für die Lehrenden als Rückmeldung
über die Qualität ihres Unterrichts effektiv sein. Auf der
Seite der Lehrenden setzt dies eine veränderte Aus-
bildung und ein intensiveres System von internen und
externen Möglichkeiten der  Weiterbildung voraus.
Diese Aspekte gehören jedoch zu den defizitärsten des
Reformtableaus. Dies gilt auch für Angebote zur indivi-
duellen Förderung für die Lernenden, mit denen die
diagnostizierten Lerndefizite ausgeglichen werden
können. Vor allem gilt es aber für Instrumente und
Schulstrukturen, in denen das Prinzip der Leistungs-
messung in Form einer individuellen Leistungsverge-
wisserung konsequent zu Ende gedacht wird. Dies
würde bedeuten, die individuelle Leistung auch und
nur an der Leistungssteigerung des Einzelnen zu
messen.

Überraschend ist das nach den bisherigen Ana-
lysen nicht. Genau an dieser Stelle muss nämlich der
Konsens über die Richtung der Reformen aufbrechen
und zur Differenz werden. Die unterschiedlichen Vor-
stellungen der Parteien über Richtung und Ziele der Bil-
dungsreformen liegen hier zu weit auseinander. Die
Konfliktlinie verläuft dabei zwischen den Blöcken CDU
und FDP auf der einen Seite und SPD, Linke.PDS sowie
Bündnis 90/Die Grünen auf der anderen Seite. Dabei
stehen sich CDU und SPD – in Ostdeutschland auch
Linke.PDS – besonders exponiert gegenüber, weil sich
(1) ihre bildungspolitischen Grundideen besonders hier
prononciert unterscheiden und weil sie (2) in allen
Bundesländern die größten Blöcke entweder in der
Opposition oder der Regierung bilden.

Für die CDU besteht der Kern von Fördermaß-
nahmen in einer begabungsgerechten Aufteilung der
Schülerinnen und Schüler im gegliederten Schul-
system. Den Hintergrund dafür bildet die Vorstellung
der natürlich vorhanden Anlagen und Begabungen.
Um Über- oder Unterforderungen zu vermeiden sollen
diese im gegliederten System gefördert werden, das so
im Zusammengehen mit dem Leistungsethos zur
„humanen Leistungsschule“ wird. Weitere dezidierte
Fördermaßnahmen haben in diesem System keinen
hohen Stellenwert. Sie tragen eher den Charakter von
Zugeständnissen gegenüber dem Druck von Eltern und
Lehrerverbänden und damit von Maßnahmen zur Ver-
besserung der gesellschaftlichen Akzeptanz für ein
dreigliedriges Schulsystem. Für das emanzipative Bil-
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dungsverständnis innerhalb des bereits umrissenen
marktliberalen Leistungsbegriffes der SPD bildet diese
Aufteilung der Lernenden jedoch eine zu hohe Bar-
riere, die der durch Fördermaßnahmen zu entfaltenden
Leistungsfähigkeit gesetzt wird. Als Begründung
bezieht sie sich auf die Beeinträchtigung der Funktion
des Leistungsprinzips durch die einschränkenden
gesellschaftlichen Bedingungen (vgl. K. Hurrelmann,
1975, S 52), die einen Abbau der sozial determinierten
Lernbar-rieren erfordert. Dieses Theorem auf der Folie
eines dreigliedrigen Schulsystems und an dessen Ab-
schlüssen geknüpften differenzierten Zugangsmöglich-
keiten zu dem System der Berufsausbildung zu Ende
gedacht, erfordert in letzter Konsequenz die Ab-
schaffung der Dreigliedrigkeit. Es determiniert die Hin-
wendung zu einem Schulkonzept mit einer möglichst
langen gemeinsamen Beschulung aller Schülerinnen
und Schüler. Nur dann ist das Ziel einer intensiven För-
derung bei gleichzeitiger prinzipieller Erreichbarkeit
eines möglichst hohen Schulabschusses ohne institu-
tionell einschränkende Leitplanken für alle optimal zu
erreichen. Demzufolge stehen Fördermaßnahmen
generell im Zentrum sozialdemokratischer Reformziele.
Einzelne Landesorganisationen haben sich konsequent
auch Organisationsformen zur Verlängerung der
gemeinsamen Schulzeit für alle Kinder „auf die Fahne
geschrieben“23. Dass es aber kein einheitliches und
offensives Eintreten der SPD für die gemeinsame
Beschulung aller Kinder bis zum Ende der Sekundar-
stufe I gibt, ist nicht grundlos. Es hat mit den gesell-
schaftlichen Widerständen zu tun, die sich bei einem
offensiven Eintreten für diese Schulform – die bisher
unter dem Begriff der „Integrierten Gesamtschule“
etabliert ist – fast schon reflexartig regen. Auch wenn
sich die verschiedenen in der Diskussion befindlichen
innerschulischen Konzeptionen von dieser aus der Bil-
dungsreformära der siebziger Jahre stammenden
Schulform mittlerweile sehr unterscheiden, allein die
äußere Form der gemeinsamen Beschulung aller
Kinder ruft diese Widerstände hervor.

Die SPD läuft damit argumentativ in eine Falle,
an deren Installation sie mit der unhinterfragten Über-

nahme des marktliberalen Leistungsprinzips selbst mit-
gearbeitet – zumindest aber nicht entgegengewirkt –
hat. Schon die hypothetische Öffnung des Zugangs für
alle zu allen Stufen der höheren Schulabschlüsse trifft
das Prinzip des marktliberalen und erst recht des
marktradikalen Leistungsbegriffes „ins Mark“, weil
damit die allokative Funktion von Schule in Frage
gestellt wird. Mit den unterschiedlichen Schulab-
schlüssen sind nach der Definition des marktradikalen
Leistungsprinzips nämlich untrennbar die gesellschaft-
liche Statusvergabe und der Zugriff auf die daran
geknüpften materiellen und immateriellen Gratifika-
tionen verbunden. Damit erweitert sich das Feld der
potenziellen Gegner dieses Konzeptes über den orga-
nisierten Konservativismus und Neoliberalismus hinaus
auf alle diejenigen gesellschaftlichen Milieus, die den
marktliberalen oder marktradikalen Leistungsbegriff
akzeptiert und verinnerlicht haben. Wie gezeigt wurde,
sind dies fast 80 Prozent der Bevölkerung.

Für die oberen Klassenmilieus, vor allem die
konservativ-technokratische Bildungsaristokratie und
die Bildungsaufsteiger, dient das Leistungsprinzip real
auch zur Begründung, zur Abschottung und zur Ver-
teidigung ihres gesellschaftlichen Status. Für die
progres-siven Bildungseliten und modernen Leistungs-
eliten bildet Leistungsbereitschaft in Eigenverant-
wortung den Fokus ihres Selbstverständnisses. Für die
große Gruppe des leistungsorientierten Arbeitermilieus
wiederum dient Leistungsgerechtigkeit, adaptiert in
den Kategorien des marktradikal-bürgerlichen Ver-
ständnisses, als zentrales Mittel zur Definition ihres
Selbstbewusstseins und ihrer Verortung in der gesell-
schaftlichen Hierarchie. Gerade diese größte Gruppe
muss sich deshalb durch die sozialdemokratischen
Reformvorstellungen besonders getroffen fühlen. Die
These, dass die Mehrheit der Schülerinnen und Schüler
nicht ihr gesamtes Bildungspotenzial ausschöpft, trifft
vor allem sie selbst und ihre Söhne und Töchter. Weckt
dies einerseits doch die Illusion, dass ihre durch Lei-
stung erworbene Position in der gesellschaftlichen Hie-
rarchie durch noch mehr Leistungsbereitschaft ver-
bessert werden könnte. Dieses Denken impliziert aller-

23 Bayern und Baden-Württemberg: Sechsjährige Grundschule; Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen: Zusam-
menführung von Hauptschule und Realschule; Rheinland-Pfalz: Gesamtschule als Ergänzung der Dreigliedrigkeit auf Elternwunsch; Hessen, Niedersachsen,
Saarland, Sachsen-Anhalt: Einführung der einer IGS ähnlichen "Gemeinsamen Schule". Die Koalition in Schleswig-Holstein plant für 2007 die Einführung einer 
"Gemeinsamen Schule" mit intensiven Fördermaßnahmen neben den weiter bestehenden Gymnasien auf Antrag der Schulträger; Hamburg wird demnächst Stadt-
teilschulen neben dem Gymnasium (“Zweisäuligkeit”) einführen.



dings gleichzeitig, dass mangelnde Leistungsfähigkeit
die Ursache dafür sein muss, wenn der soziale Aufstieg
nicht erfolgt. Dabei wird der Stolz auf den erreichten
Status abgewertet. Andererseits werden damit auch
Bedrohungsängste hervorgerufen. Wenn nach diesem,
durch emanzipative Elemente relativierten Leistungsbe-
griff prinzipiell jeder – also auch die von den Angehö-
rigen des leistungsorientierten Arbeitermilieus unter
ihrem Status eingeordneten Teile der Gesellschaft –
jeden Status erreichen kann, geriete das auf den
marktradikalen und dem marktliberalen Leistungsbe-
griff aufbauende gesamte Statusgefüge ins Wanken,
weil sein zentrales Element und damit seine Legitimität
brüchig geworden ist.

Das Zusammenwirken von Abschottungsbestre-
bungen, Minderwertigkeitssyndromen, Statusverlust-
ängsten und verinnerlichtem Leistungsdenken bei über
drei Vierteln der Gesellschaft bilden zusammen mit
den offensiv vorgetragenen politischen Positionen von
CDU und FDP eine nur schwer zu überwindende
Ablehnungsfront gegen die Reformziele der SPD. An
dieser Mauer der Ablehnung prallten dann bisher auch
alle Reformvorstöße der SPD ab, obwohl es durchaus
Argumente gibt, um eine Bresche zu schlagen. Ansatz-
punkt dafür ist die These über vorhandene differen-
zierte natürliche Anlagen und Begabungen. Die Ergeb-
nisse der Bildungsforschung und der Lernpsychologie
haben mittlerweile die Unhaltbarkeit dieser Setzung
belegt. Elsbeth Stern, Lernpsychologin und bis Ende
2006 Forschungsgruppenleiterin am Max-Plank-Institut
für Bildungsforschung in Berlin, fasst dies in einem
Aufsatz zusammen:

„Inzwischen ist unbestritten, dass die Intelligenz-
unterschiede zwischen Menschen teilweise auf die
Gene und teilweise auf die Umwelt zurückzuführen
sind. (…) Gegenwärtig geht man davon aus, dass in
westlichen Industrieländern etwa 50 Prozent der Intel-
ligenzunterschiede genetisch bedingt sind. Dies ist
keine Fixgröße, sondern sie ist vom gesellschaftlichen
Umfeld abhängig“ (E. Stern, 2005, S. 100).

Dies bedeutet, wie Stern weiter belegt, dass es
zwar genetisch bedingte unterschiedliche Lernvoraus-
setzungen gibt, diese sich aber aufgrund entspre-
chender Lernreize und Fördermaßnahmen unter-
schiedlich entwickeln. Ein von seinen genetischen
Anlagen her bevorzugtes Kind wird sich also ohne
solche Reize letztendlich nicht so weit entwickeln wie

ein weniger bevorzugtes Kind mit entsprechender För-
derung.  Diese Ergebnisse belegen den hohen Stel-
lenwert einer individuellen Förderung für die Weiter-
entwicklung der geistigen Eingangsvoraussetzungen.
Dies beweisen auch die Vergleiche zwischen Ländern
mit einer hohen Intensität der individuellen Förderung
und denen mit geringen Förderanteilen. Kurz: Je inten-
siver die Förderung, je besser können sich die gene-
tisch bedingten Anlagen entfalten. Allerdings: Je
größer sind auch die Unterschiede in den Lernerfolgen,
weil sich eben dann erst die unterschiedlichen Lernvor-
aussetzungen real ausformen können.

Stern zeigt aber auch, dass es keine
Begründung für die Aufteilung in ein dreigliedriges
Schulsystem gibt, weil

„Intelligenzunterschiede der so genannten Nor-
malverteilung, also der Glockenkurve nach Gauß
(folgen). Die meisten Menschen zeigen eine mittlere
Intelligenz und sind sich recht ähnlich. Abweichungen
nach unten und oben sind seltener“ (ebenda, S. 100).

Demnach sei es zwar  einsichtig, dass der kleine
Teil der Kinder, die am oberen Ende der Intelligenz-
Skala stehen, nicht unbedingt von einer gemeinsamen
Beschulung mit Kindern am unteren Ende profitierte.

„Zugleich zeigt sich  aber auch, dass sich das
dreigliedrige Schulsystem nicht aus der Normalver-
teilung der Intelligenz rechtfertigen lässt. Denn wo
sollte man bei einer kontinuierlich verteilten Variablen
wie der Intelligenz die Grenzen für die Zuweisung zum
Gymnasium, zur Realschule und zur Hauptschule
ziehen? (…) Die Diskrepanz zwischen Anspruch und
Wirklichkeit zeigt sich darin, dass wir so tun, als sei das
Gymnasium eine Eliteschule, tatsächlich ist es aber zu
einer Massenschule geworden. Studien zeigen bei-
spielsweise, dass Schüler, die einen IQ von 110 haben,
mit etwa gleich großer Wahrscheinlichkeit auf dem
Gymnasium wie auf einer andern Schule landen“
(ebenda, S. 100)

Diese Ergebnisse werden durch die Erhebungen
der PISA-Studie für den Bereich der Lesekompetenz
gestützt. Das Schaubild 2 zeigt, dass sich die Kompe-
tenzwerte (auf der unteren Variablen) von Schüle-
rinnen und Schülern der verschiedenen Schulformen
weit überschneiden. Die Folge: Der Entwicklung der
unterschiedlichen Lernvoraussetzungen werden schul-
organisatorische Grenzen gesetzt. Und weiter gedacht:
Die am Ende der Schullaufbahn vergebenen
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Abschlüsse entsprechen in vielen Fällen nicht dem
Intelligenzpotential der Absolventinnen und Absol-
venten.

So resümiert Stern auch am Ende ihres Auf-
satzes:

„Schüler bringen also ein unterschiedliches
Potential mit in die Schule, das sich nicht in Schub-
laden packen lässt. Um jeden Schüler ‚begabungsge-
recht’ zu fördern, erweist sich die Gliederung des
Schulsystems somit als untaugliches Instrument.“ (E.
Stern, 2005, S. 100)

Aus der Zusammenschau dieser beiden Aspekte
ergeben sich zwei zwingende Konsequenzen für das
Ziel einer auf Qualitätssteigerung abzielenden Bil-
dungsreform. Eine „gute“ Schule muss durch intensive
individuelle Förderung jedem einzelnen Kind die geeig-
neten Hilfen zur Entfaltung seiner genetisch und sozial
bedingten Lernvoraussetzungen geben. Die Aufteilung
in einem gegliederten Schulsystem ist bei dieser indivi-
duellen Förderung hinderlich, weil aufgrund der ver-
schiedenen Lehrinhalte und Komplexitätsstufen in der
Hauptschule, der Realschule und dem Gymnasium
selbst bei einer schulsystemimmanenten optimalen
Förderung die Lernvoraussetzungen nicht vollständig
ausgeschöpft werden können. Abstrakt und überindi-
viduell formuliert führt dies zu der in der Reformde-
batte häufig und gern benutzten Metapher: Die gesell-
schaftlichen Lernpotentiale werden nicht ausge-

schöpft. In der lernpsychologischen Systematik von
Stern lautet das Resümee:

„Die Anhänger des gegliederten Schulsystems
müssen zur Kenntnis nehmen, dass sie keine wissen-
schaftlichen Argumente für die in Deutschland prakti-
zierte Aufteilung ins Feld führen können. Den Ver-
fechtern der Gesamtschule ihrerseits muss klar sein,
dass die optimale Förderung jedes einzelnen Schülers
nicht zu mehr Gleichheit, sondern zu mehr
Ungleichheit führt. Denn je größer die Chancengerech-
tigkeit, desto mehr schlagen die Gene durch. Eine gute
Schule (…) produziert Leistungsunterschiede auf
hohem Niveau“ (ebenda, S. 100)

Diese aufklärenden wissenschaftlichen Ergeb-
nisse verweisen auf eine optimale Konstruktion von
Lernprozessen, die ein optimales Ausschöpfen von
Lernpotentialen erst möglich macht. Ein Prozess, der
nicht ohne Leistung und Leistungsbereitschaft des Ein-
zelnen zu denken ist, aber eben auch nicht ohne
optimale außerschulische Rahmenbedingungen und
nicht ohne schulische Fördermaßnahmen.  Sie wider-
sprechen so den Prinzipien unseres auf einem überin-
dividuellen Leistungsbegriff und einem statischen Intel-
ligenzbegriff aufgebauten Bildungssystems und damit
den bildungspolitischen Grundsätzen von CDU und
FDP. Andererseits decken sie sich in hohem Maße mit
den bildungspolitischen Zielen der SPD. Ihr kommt
somit auf der politischen Bühne der Bildungsreformdi-

Schaubild 2: Verteilung der Leistungen 
auf der Gesamtskala Lesen nach Bildungsgängen

Quelle: J. Baumert et al., 2001, S. 121.



skussion die Rolle zu, diese Ergebnissen zum Mehr-
heitsverständnis zu machen.

Dabei können diese Erkenntnisse als Hebel und
als argumentative Unterstützung für die politische Aus-
einandersetzung dienen. Dem ihr entgegengehaltenen
plakativen Vorwurf, eine „Einheitsschule“ ohne Offen-
halten der Lernergebnisse und Abschlüsse anzustreben
und damit bildungspolitische „Gleichmacherei“  zu
betreiben, kann damit begegnet werden. Denn nach
diesen Untersuchungen führt Förderung und
gemeinsame Beschulung nicht zu weniger Unter-
schieden am Ende der Lernprozesse, sondern zu sehr
differenzierten Ergebnissen.  Zwar wird damit das Lei-
stungsprinzip als scheinbar überindividuelles objektives
Kriterium für die gesamtgesellschaftliche Statusver-
teilung in seinem ideologischen Gehalt nicht in Frage
gestellt, aber zumindest für den Bildungsbereich
werden die einschränkenden Bedingungen in den Blick
genommen und damit entschleiert.

Allerdings müssen diese Erkenntnisse politisch
mehrheitsfähig werden. Aktuell steht dem, wie gezeigt
wurde, das herrschende Alltagsbewusstsein von mehr
als 80 Prozent der Bevölkerung und darüber hinaus
auch die Abschottungsinteressen der oberen Klassen-
milieus (ca. 20 Prozent der Bevölkerung) entgegen. Um
dies zu verändern, muss eine intensive Aufklärungs-
arbeit getrieben werden, die angesichts der starken
Verankerung der traditionellen Ansichten über Schule
nur als Überzeugungsarbeit und als langfristiger Lern-
prozess Erfolg haben kann. Administrative Durchset-
zungsstrategien würden zum heutigen Zeitpunkt auf
die Ablehnung einer gesellschaftlichen Mehrheit
stoßen. Abgesehen davon, dass die SPD aufgrund ihrer
politischen Stärke aktuell diese Möglichkeit nur in
wenigen Bundesländern hätte, wäre die Gefahr des
Scheiterns dabei sehr wahrscheinlich.  Gleiches gilt
auch dort, wo die SPD als Oppositionspartei um den
Wiedereintritt in die Regierungsverantwortung ringt.
Bei einer solchen Strategie der langfristigen politischen
Überzeugungsarbeit steht sich die SPD aber aus zwei
Gründen selbst im Wege.

Die historisch gewachsene Strategie der Partei,
Reformprozesse allein über den Staat um- und durch-
setzen zu wollen und zu können, trifft sich auf dem
Feld der Bildungsreform mit den Hoffnungen der Tradi-
tionalisten aus der ersten Bildungsreformära der sech-
ziger und siebziger Jahre. Diese haben zum überwie-

genden Teil ihre politische Heimat in der SPD und
bestimmen maßgeblich den bildungspolitischen Kurs
mit. Sie sind nach der Ermutigung durch die Ergebnisse
der PISA-Studien „grimmig“ entschlossen  eine zweite
Chance nicht verstreichen zu lassen. Einer (selbst)kriti-
schen Analyse des Scheiterns der ersten Reformvor-
stöße und damit einer Neubestimmung der bildungs-
politischen Strategie sind sie nur sehr eingeschränkt
zugänglich. Die Argumentation vor allem dieser Teile
der SPD – aber auch darüber hinaus – kann durchaus
den Eindruck erwecken, es gehe in der Tat vorausset-
zungslos um „Gleichheit“ aller Schülerinnen und
Schüler, also nicht nur um gleiche Chancen, sondern
auch um eine Angleichung der Bildungsabschlüsse.
Damit droht die SPD erneut in die argumentative Falle
zu laufen, auf die bereits mit den Worten von Meu-
lemann im Kapitel 2 hingewiesen wurde.

Wenn es der SPD nicht gelingt diese „Beglü-
ckungsreformer“ in eine notwendigermaßen lang-
fristig angelegt Strategie der politischen Überzeu-
gungsarbeit für ihre bildungspolitischen Ziele einzu-
binden, dann wird sie als Trägerin einer pädagogisch
und entwicklungspsychologisch fundiert begründeten
Bildungsreform trotzdem an den gesellschaftlichen
Widerständen scheitern.

Nach der Darstellung der notwendigen
Reformen und Reformziele zur Verbesserung der deut-
schen Bildungslandschaft, der Analyse der gesellschaft-
lichen Widerstände und den daraus erwachsenen
Folgen für einen zu kurz greifenden Reformprozess
kann nicht stehen geblieben werden. Sonst würde sich
dieser Beitrag folgenlos in die Reihe vieler anderer
mehr oder weniger klugen Analysen ohne Lösungsan-
gebote einreihen. Es erhebt sich also die Frage: Was
wäre denn nun eigentlich zu tun, um die richtigen
Lehren aus PISA zu ziehen. Deshalb sollen im Fol-
genden zunächst die Bedingungen untersucht werden,
unter denen in den „PISA-Siegerländern“ gelernt wird.
Darunter befinden sich nicht nur Länder wie Finnland
mit einer längeren gemeinsamen, einstufigen Schulzeit
für alle Kinder bis zum Ende des Sekundarbereichs I,
sondern auch solche wie Japan. Das japanische Schul-
system ist wiederum ein zweistufiges. Anhand dieser
vergleichenden Analyse können sich möglicherweise
Hinweise ergeben, die 
• weitere Erkenntnisse über die politisch-strukturellen

Rahmenbedingungen einer Reform bieten,
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•  weitere Aufschlüsse über die zu verfolgenden Ziele
einer Bildungsreform in Deutschland geben und die

• gleichzeitig Hinweise für eine demokratisch legiti-
mierte, weil von der Mehrheit der Bevölkerung 
akzeptierten Strategie zur erfolgreichen Implemen-
tierung der Reformvorhaben enthalten.

Darauf aufbauend soll dann der Versuch unter-
nommen werden, ein Plädoyer für einen „neuen“ Weg
zu einer „neuen Schule“ zu formulieren, die sich an
gesellschaftlichen, politisch-kulturellen und struktu-
rellen Voraussetzungen in der Bundesrepublik orien-
tiert.

4. Die „wahren“ Lehren aus
PISA, oder: Warum die 
PISA-Ergebnisse keinen klaren
Weg weisen

Die Ergebnisse der PISA-Studien von 2000 und 2003
lassen Rückschlüsse darüber zu, in welchem Land
15jährige die besten oder eben auch schlechtesten
Chancen haben, sich Kompetenzen und Fähigkeiten in
verschiedenen Lernfeldern anzueignen bzw. solche zu
entfalten. Sie geben aber keinen eindeutigen Auf-
schluss über Strukturen einer Schule oder eines Bil-
dungssystems insgesamt, die dazu angelegt sind, Mög-
lichkeiten zur Verfügung stellen, die Chancenstruktur
von Kindern und Jugendlichen in Lernprozessen zu ver-
bessern. So finden wir nicht nur bei den „PISA-Sieger-
ländern“ ein Bildungssystem vor, in dem die – nach
neu-deutschem Sprachgebrauch – „Einheitsschule“
und damit eine längere Dauer des gemeinsamen
Unterrichts das Fundament bilden, wie etwa in Finn-
land, sondern auch in Ländern, die eher zu den „PISA-
Verliererländern“ gezählt werden können, wie etwa in
Italien. Auffällig ist jedoch gleichzeitig, dass geglie-
derte allgemeine Bildungssysteme wie in der Bundesre-
publik, Österreich und tendenziell auch in der Schweiz
nur mittlere Ränge in der PISA-Bewertung einnehmen.
Aber auch dieser Befund ist nicht von einer solchen
Klarheit, dass hieraus eindeutige Schlussfolgerungen
gezogen werden können. Denn es gibt auch gut

bewertete OECD-Staaten, die zwar formal eingliederig
strukturierte allgemeine Bildungssysteme haben, aber
zweistufig aufgebaut sind und in der Sekundarstufe I
faktisch eine Zweigliederigkeit aufweisen. Dies ist bei-
spielsweise in Japan der Fall, wo die Schulen der
Sekundarstufe I zum Teil erhebliche qualitative Unter-
schiede oder einen unterschiedlichen Ruf aufweisen.
Es entscheiden nach gemeinsamer sechsjähriger
Grundschulzeit Aufnahmeprüfungen im Zugang zur 7.
Klasse, an welche Mittelschule mit welcher Güte
Kinder Chancen haben aufgenommen zu werden. Das
japanische Schulsystem selektiert also ebenfalls, wenn
auch erst nach Klasse 6 bzw. wenn die Schülerinnen
und Schüler bereits 12 Jahre alt sind.

Es lohnt sich dennoch, noch einmal einen
genaueren Blick auf die PISA-Ergebnisse zu werfen.
Dabei wird auf eine ländervergleichende Studie zu
PISA 2000 der Arbeitsgruppe „Internationale Ver-
gleichsstudie“ und verschiedene Einzelbeiträge und
Länderinformationen zu den Bildungssystemen von
OECD-Staaten zurückgegriffen, die bislang in der
öffentlichen Debatte kaum Berücksichtigung gefunden
haben, aber für die Reformdebatte wichtig sind.

Die Erkenntnisse zu den verschiedenen Bil-
dungssystemen und zur Bildungspolitik sollen an dieser
Stelle vornehmlich einer politikwissenschaftlichen
Betrach-tung unterzogen werden, die bislang in der
Debatte um eine Bildungsreform in Deutschland weit-
gehend unterbelichtet geblieben ist24.

Die Tabelle 3 fasst die Ergebnisse und das
Ranking der OECD-Teilnehmerländer25 in den drei
untersuchten Bereichen „mathematische Kompetenz“,
„Lesekompetenz“ und „naturwissenschaftliche Kom-
petenz“ vereinfacht zusammen. Hier fällt auf, dass nur
Finnland und mit leichten Abstrichen Japan sowie Süd-
Korea in der Lage sind, in allen drei Kompetenzbe-
reichen gut abzuschneiden. Bei allen anderen Ländern
schwanken die Mittelwerte zum Teil erheblich, was in
dem Ge-samtranking der OECD-Staaten etwas
untergeht. 

Beim Gesamtranking der Tabelle 4 rangiert etwa
Kanada auf Platz 4, obwohl es nur im Bereich der
“Lesekompetenz” zur Spitzengruppe der besten Drei

34

24 Dies liegt u.a. daran, dass sich die Politikwissenschaft weitgehend aus der Bildungsdebatte heraushält, obwohl gerade "Policy-Forschung", also: Politikfeld-
analysen eines ihrer Gegenstandsbereiche ist.

25 Es fehlt etwa Großbritannien in der Tabelle 3 und dann auch in der Tabelle 4. Hier war zum Teil die Zahl der Befragten zu gering, um sie statistisch auswerten und 
verlässliche Daten erhalten zu können.
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gehört. Insbesondere bei der Aneignung naturwissen-
schaflicher Kompetenz von Schülerinnen und Schülern
rutscht das nordamerikanische Land in die Nähe des
“PISA-Mittelfeldes”. Australien schneidet wiederum
sowohl bei der “Lesekompetenz” als auch bei der
“naturwissenschaftlichen Kompetenz” als viertbe-
stestes Land ab. Der achte Platz bei der “mathemati-
schen Kompetenz” verweist dann den Staat Ozeaniens
in der Gesamtbewertung auf Platz 6.

Diese unterschiedlichen Ergebnisse in den Kom-
petenzbereichen zeigen dann auch, dass wir es – mit
Ausnahme von Finnland und Süd-Korea – mit keiner
eindeutigen Bewertung von Chancenstrukturen 15jäh-
riger in Bildungssystemen zu tun haben. Finnland und
Süd-Korea – ebenso wie Japan – bieten sich dennoch
nur bedingt als Referenzländer für die Bildungsdebatte
in der Bundesrepublik an. Der gesellschaftliche und
zum Teil auch der politisch-kulturelle Background von
Bildung und Ausbildung unterscheiden sich durchaus
von denen anderer, westlicher Staaten und eben auch
von der Bundesrepublik. Beispiel: Die beiden asiati-
schen Länder und das skandinavische Land mögen
zwar in ihrer Sozialstruktur noch vergleichbar
heterogen sein wie etwa Deutschland. Alle drei Länder
sind aber keine Migrationsgesellschaften, auch wenn
Finnland in jüngster Zeit begonnen hat, sich zu einem
Einwanderungsland zu entwickeln. Hinzu kommt, dass
etwa in Japan traditionell eine anders strukturierte Lei-
stungsorientierung vorherrscht, die auf Erziehung und
Bildung durchschlägt und nicht mit der im europäi-
schen oder nordamerikanischen Raum vergleichbar ist.
Oder: In Finnland lernen die Kinder von klein auf und
aus historischen Gründen eine Muttersprache und eine
weitere Muttersprache (finnisch/schwedisch oder
schwedisch/finnisch). Da Fernsehsendungen und -filme
aus dem Ausland nicht synchronisiert werden, muss
darüber hinaus jeder und jede frühzeitig entweder
Englisch verstehen können oder ein schnelles Lesen
von mitlaufenden Untertiteln lernen. All das kann also
Sprach- und damit auch die Lesekompetenz in einem
besonderen Maß fördern. Wohlgemerkt: Dies kann

diese Kompetenz fördern, muss es aber nicht. Denn
auch in Schweden werden Filme für das Fernsehen
oder Kino nicht synchronisiert. Hier scheinen die
Effekte für die Lesekompetenz nicht annähernd so
durchschlagend zu sein, dass sie sich in zu Finnland
vergleichbaren PISA-Ergebnissen spiegeln26.

Das Gesamtranking offenbart aber indirekt eine
strukturelle Frage, die bislang wenig Beachtung
gefunden hat: die Struktur bildungspolitischer Ent-
scheidungsprozesse. Oder genauer formuliert: Finden
bildungspolitische Entscheidungen zentralistisch oder
zumindest zentralstaatlich oder finden sie föderal in
Gliedstaaten statt? Gibt es also eine Diskrepanz in den
bildungspolitischen Effekten – gemessen an der Chan-
censtruktur in den bei PISA untersuchten Kompetenz-
bereichen – bei Einheitsstaaten versus föderative
Staaten? Die Befunde lassen dies zumindest vermuten:
Nach der Tabelle 4 bewegen sich vier der sechs als klas-
sisch bezeichneten föderativen Staaten der OECD
(grau unterlegt) bestenfalls im Mittelfeld: Schweiz,
Deutschland, Österreich und die USA. 

Die USA befinden sich sogar im unteren Drittel
im Ranking. Nur Kanada und mit Einschränkung
Australien gehören zur „Spitzengruppe“. Weiterhin
legen detailliertere Daten der PISA-Studie offen, dass
in den föderativen Staaten es eine relative große Band-
breite in den Chancen der Jugendlichen gibt, sich
Kompetenzen in den einzelnen Bereichen anzueignen;
die Streuung ist im Vergleich zur Mehrheit der Einheits-
staaten größer27, egal wo diese sich im Ranking plat-
zieren. Ausschließlich Kanada weist hier Werte wie
etwa Finnland und Süd-Korea auf, so dass davon aus-
gegangen werden kann, dass im nordamerikanischen
Staat alle 15jährigen in einem ungefähr gleichen
Umfang die Möglichkeit erhalten, Kompetenzen zu
entfalten, es also kein allzu großes Kompetenz-Gefälle
zwischen Schülerinnen und Schülern gibt28.

Kanada und Australien könnten nun als Bei-
spiele dafür herhalten, dass eine föderative Staats-
ordnung nichts mit bildungspolitischen Defiziten
zutun hat. Dem kann entgegengesetzt werden, dass

26 Vgl. zu Finnland und Schweden: Arbeitsgruppe "Internationale Vergleichstudie", 2003; zu Süd-Korea: International Bureau of Education, 2001; E. Kim, 2003; zu 
Japan: K. Suda, 2004; M. Stimac, o.J.; ausführlich G. Haasch (Hrsg.), 2000.

27 Die Standardabweichung vom Mittelwert in den drei Kompetenzbereichen gibt hierüber Aufschluss (vgl. M. Prenzel et als., 2004, S. 6, 10, 13.
28 Vgl. zur Schweiz: educa.ch, 2006; zu Deutschland: Arbeitsgruppe "Internationale Vergleichsstudie", 2003; K. S. Cortina et al. (Hrsg), 2005; zu Österreich:

LEONARDO DA VINCI Nationalagentur, 2006; zu den USA: R. Greifenstein, 2000. DIJA, 2006.
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Tabelle 3: Ranking von teilnehmenden OECD-Staaten 
an PISA 2003 in den Kompetenzbereichen (Angaben: Mittelwerte)

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach M. Prenzel et al. (Hrsg.), 2004, S. 6ff., 10f., 13.

* Betrifft die beiden mit PISA 2000 vergleichbaren Inhaltsbereiche „Veränderung und Beziehungen“ und/oder „Raum und Form“. Nur Belgien, Tsche-
chische Republik und Polen haben in beiden Bereichen einen signifikanten Kompetenzzuwachs. Bei den anderen Staaten sind nur in einem der Inhalts-
bereiche signifikante Zuwächse gemessen worden. Die signifikante Kompetenzabnahme war nur im Inhaltsbereich „Raum und Form“ feststellbar..

oberhalb des Durchschnitts im Durchschnitt unterhalb des Durchschnitts
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ein Föderalismus zwar nicht per se problematisch ist,
wenn es um „gleichwertige“ Bildungschancen geht, er
kann aber offenbar problematisch werden, wenn er in
entscheidenden Politikfeldern wie eben in der Bil-
dungspolitik wirksam wird. Bildungspolitische Grund-
entscheidungen sind nämlich in Kanada und Australien
zentristisch – und nicht nur unitaristisch – auf der
bundesstaatlichen Ebene angesiedelt. Die Folge ist,
dass sich in beiden Ländern Bildungssysteme etabliert
haben, die in ihrer Grundstruktur bundesweit ein-
heitlich sind. In den anderen föderativen Staaten ist
diese Einheitlichkeit nicht vorhanden; hier liegen die
bildungspolitischen Kompetenzen vollständig oder fast
vollständig bei den Gliedstaaten. Die Bildungssysteme
Kanadas und Australiens unterliegen also nicht der
föderalen Zersplitterung. Der föderale Aspekt schlägt
sich jedoch in einer regionalen Flexibilisierung der im
Übrigen eingliedrigen Grundstruktur im Bildungs-
system nieder. Dezentralisierungspotenziale werden je
nach regionalen Anforderungen zugelassen. Dies ist
eine Analogie zu den gut bewerteten PISA-Ländern
und Einheitsstaaten. Auch diese setzen auf die
Spannung aus zentral organisiertem und dezentral dif-
ferenziertem Bildungssystem29.

In den anderen föderativen Staaten sind formal
oder faktisch mehrgliedrige Bildungssysteme anzu-
treffen. Darüber hinaus kann in diesen Ländern nicht
von einheitlichen Bildungssystemen gesprochen
werden. Und noch etwas wird offenkundig, was den
Bogen zurück zu den vorangegangenen Kapiteln
schlägt: Eine Kompetenzzuweisung in der Bildungspo-
litik an Gliedstaaten bietet eine strukturelle Voraus-
setzung für parteipolitische und ständische Ausein-
andersetzung über das Feld der Bildungspolitik als
Arena der Selbstbehauptung. Sie wird über die Ebene
der Gliedstaaten ausgetragen und kann zu einer Ver-
tiefung der Reformblockaden führen. Besonders
deutlich zeigt sich dies in Deutschland und Österreich.
In Österreich ist zwar unter starken Geburtswehen
2006 ein neues bundesweit geltendes Schulgesetz –
eine Art Rahmengesetz – vom Parlament verabschiedet
worden, jedoch lässt es in der Schulstruktur soviel
Interpretationsspielraum, dass der Streit zwischen
Anhängerinnen und Anhängern einer Gesamtschule
als Regelschule (SPÖ) und denen eines dreigliedrigen
Schulsystems (ÖVP) weitergeht und in den Bundes-
ländern zum Tragen kommt. In Deutschland dürfte
das, was als Föderalismusreform bezeichnet und im

Tabelle 4: Gesamtranking von teilnehmenden OECD-Staaten an PISA 2003
(Angaben: zusammengefasste Mittelwerte aus den drei Kompetenzbereichen)

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach M. Prenzel et al. (Hrsg.), 2004, S. 6ff., 10f., 13.

29 Vgl. zu Kanada: Arbeitsgruppe "Internationale Vergleichsstudie", 2003; zu Australien: Institut Ranke-Heinemann, 2006.
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Sommer 2006 verabschiedet wurde, eine Verschlimm-
besserung der Lage bedeuten, bringt es doch eine voll-
ständige Kompetenzverlagerung in der Schulpolitik auf
die Bundesländer mit sich. Eine Antwort auf die PISA-
Ergebnisse hätte ein Mehr an bundespolitischer Kom-
petenz sein müssen. Dann hätte zumindest die Chance
bestanden, sich auf ein bundeseinheitliches Grund-
modell des allgemeinen Bildungssystems zu einigen,
das in den Ländern je nach Bedarf und Anforderungen
hätte differenziert werden können. Dies hätte gleich-
zeitig die Möglichkeit offeriert, auch in Fragen der Leh-
rerbildung und den Grundzügen von Lernorganisation
sowie -prozessen eine mehrheitliche Entscheidung zu
fällen. Beide Punkte – Lehrerbildung sowie Lernorgani-
sation und -prozesse – sind nicht weniger wichtig als
die Frage nach der Bildungsstruktur. Was hilft ein
Strukturkonzept wie das einer „Einheitsschule“ oder
eines mehrgliedrigen Schulsystems oder von Halbtags-
und Ganztagsschulen, wenn die Lehrkräfte hierfür
nicht hinreichend ausgebildet werden, den Bildungs-
und Erziehungsauftrag von Schule zu erfüllen – vor
allem dann, wenn nicht einmal geklärt ist, was denn
dieser Bildungs- und Erziehungsauftrag überhaupt
meint? Was hilft eine Klärung der Schulstruktur, wenn
nicht gleichzeitig das Verständnis von Leistung und Lei-
stungszielen geklärt ist? Ein Beispiel: In Finnland ist die
Dauer des Schulbesuchs im Sekundarbereich I und II
flexibel gestaltet. Schülerinnen und Schüler verlassen
diese Bereiche dann, wenn sie ihr Lernpensum, ihren
Lernprozess in diesen beiden Bildungsstufen absolviert
haben. Leistungsprozesse und Leistungsziele werden
nicht in starre Zeitkorsetts gepresst wie etwa in
Deutschland, wo das neue Credo – auch als Antwort
auf PISA – das Abitur nach Klasse 12 bzw. die Ver-
kürzung der Bildungszeiten insgesamt ist. Finnische
Jugendliche können den Schulbesuch in beiden Stufen
um bis zu zwei Jahre ausdehnen. Dies ist nicht über
Klassenwiederholungen, also Sanktionen geregelt,
sondern orientiert sich an der Lerngeschwindigkeit der
Einzelnen in den Schulfächern. Die Schulstruktur ist bei
einer solchen Lernorganisation nicht unwichtig, aber
auch nicht die einzig zu klärende Frage. Solche bil-
dungspolitischen Weichenstellungen sind erst dann
sinnvoll, wenn sie bundeseinheitlich vorgenommen
werden. Parteipolitischen und ständischen Rangeleien
wären so Grenzen gesetzt.

Es ist ein Paradox in der Entwicklung des

bundesdeutschen Föderalismus und der Föderalismus-
reform: (1) Die staatliche Ordnung und die politischen
Entscheidungsprozesse zeigen postföderale Züge, so
dass eigentlich nicht mehr von Deutschland als föde-
ralem Staat gesprochen werden kann. Die Ursachen
hierfür sind vielfältig und haben etwas mit der histori-
schen Vorprägung der staatlichen Ordnung als auch
mit der Europäisierung und den Entwicklungen in den
Regionen unterhalb der Ebene der Bundesländer zu
tun. Und: Die politischen und politisch-administrativen
Akteure auf Bundes- und insbesondere Länderebene
haben einer politischen Praxis zum Durchbruch ver-
holfen, die mit den Bestimmungen des Grundgesetzes
zur staatlichen Ordnung nur noch marginal etwas
gemein haben. Das hat zur Konsequenz, dass die zen-
tralen politischen Entscheidungen zur „Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse“ letztendlich auf
Bundesebene getroffen werden. Das politische System
mit seinen Parteien, Verbänden und Akteuren der Exe-
kutive ist zentristisch auf die Bundesebene ausge-
richtet. Dies wird durch die Föderalismusreform nicht
angetastet, sondern in Teilen sogar fundiert (vgl. U.
Birsl, 2006). (2) Nur in der für „gleichwertige Lebens-
verhältnisse“ durchaus zentralen – wenn auch nicht
einzig zentralen – Frage nach den Bildungschancen hat
man sich für eine strikte Kompetenzverschiebung ent-
schieden. Es waren vor allem Landespolitiker und hier
insbesondere Ministerpräsidenten, die dies vorange-
trieben haben. Bildungspolitik ist für ideologische
Abgrenzung und für Wahlkampfzwecke in den
Ländern von nicht zu unterschätzender Bedeutung.
Wer lässt sich schon ein solch elementar wichtiges Poli-
tikfeld nehmen, mit dem öffentlichkeitswirksame Profi-
lierung möglich ist?

Die bildungspolitischen Entscheidungsstrukturen
können also durchaus als relevant für die Ausge-
staltung von Bildungssystemen und die Chancen-
struktur von Kindern und Jugendlichen in Lernpro-
zessen sein. Einheitsstaaten sind hier prinzipiell in
einem politisch-strukturellen Vorteil. In föderativen
Staaten hängt es hingegen davon ab, ob die Bildungs-
politik zentristisch/zentralstaatlich ausgerichtet ist.
Ansonsten kann eine Trennung der Kompetenzen in
diesem Politikfeld Gestaltung und Reformen eines ein-
heitlichen Bildungssystems blockieren.

Sowenig wie die PISA-Studien eindeutige Rück-
schlüsse auf die Wirkungsweise von Strukturen im Bil-
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dungssystem und politischen Entscheidungsprozessen
auf Chancenstrukturen von Jugendlichen zulassen, sich
Kenntnisse und Fähigkeiten aneignen zu können,
sowenig geben sie eindeutige Hinweise darauf, ob
eine Bildungspolitik und ein Bildungssystem allein die
ungleich verteilten Bildungs- und Lernchancen in den
Gesellschaften hervorbringen. Die PISA-Studien
können hier vertiefende Forschung anregen, die die
ungleich verteilten Chancen und die Muster der
Selektion in und durch ein Bildungssystem nach
sozialer Herkunft oder Migrationshintergrund erst
identifiziert und ihre Hintergründe ausleuchten hilft.
Wie bereits erwähnt, liegen hierzu bereits Erkenntnisse
aus der Forschung vor. Es fehlen jedoch noch weit-
gehend Erkenntnisse darüber, in welchen anderen Poli-
tikfeldern als der Bildungspolitik Weichen gestellt
wurden, die die sozialen Probleme überhaupt erst her-
vorgebracht haben, die sich hinter den PISA-Ergeb-
nissen verbergen.

Ein gutes Beispiel für das, was hier gemeint ist,
ist die Situation von Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund. Ihre schlechteren Chancen in Deutschland im
Zugang zur Bildung sind nicht allein einer fehlenden
oder verfehlten Integrationspolitik und nicht allein den
Selektionsmechanismen im Bildungssystem geschuldet.
Eine entscheidende Ursache ist in der Einwanderungs-
politik zu suchen. An dieser Stelle kann nicht aus-
führlich auf die einzelnen Phasen der Migrations- und
Asylpolitik in der Bundesrepublik sowie deren Auswir-
kungen eingegangen werden. Aber ein Vergleich von
PISA-Ergebnissen der großen Einwanderungsländer der
OECD lässt zumindest einen interessanten Einblick in
das politische Dilemma zu.

In der PISA-Studie 2003 sind die Beteiligungs-
quoten unter Kindern in Großbritannien und Spanien
der Gruppen der „First Generation“ und „Non-
Natives“ so gering, dass die Ergebnisse im Zahlenwerk
der OECD nicht aufgenommen sind. Dennoch
offenbart das in den Tabellen 5.1 und 5.2 dokumen-
tierte Ranking auf der Basis beider PISA-Studien ein
Muster, das nicht unwesentlich für die Einordnung der
Chancenstrukturen in Migrationsgesellschaften und für
die soziale Auswirkung von Migrationspolitik sein
dürfte: Es zeigt sich nämlich ein „Gap“ zwischen ehe-
maligen Anwerbeländern von Arbeitskräften der fünf-

ziger bis siebziger Jahre und allen anderen Einwande-
rungsländern ohne größere Anwerbekampagnen30.

Alle Länder oberhalb des OECD-Durchschnitts
sind Migrationsgesellschaften, die etwa über ein
Punkte- oder Quotensystem Einwanderung über Jahr-
zehnte eher in der Breite zugelassen haben. Mit Groß-
britannien kommt ein Land hinzu, das fast aus-
schließlich postkoloniale Immigration erfahren hat.
Zwar war auch in all diesen Fällen der Arbeitsmarkt für
die Einwanderungspolitik der zentrale Orientierungs-
punkt, jedoch hat es in keinem größeren Stil eine
Anwerbung nur für bestimmte Arbeitsmarktsegmente
gegeben. Und: Diese Länder haben in der Regel auf
eine dauerhafte Zuwanderung sowie auf eine Sozial-
struktur unter Migrantinnen und Migranten gesetzt,
die ausgeglichener war. Dem steht nun ein Konzept
gegenüber, das von den Ländern verfolgt wurde, die
bei dem Ranking unterhalb des OECD-Durchschnitts
gelandet sind. Bei diesem Konzept – und das betrifft
auch die beiden postkolonialen Einwanderungsländer
Frankreich und Belgien – ging es um eine umfang-
reiche Anwerbekampagne, die lediglich einer kurzzei-
tigen Arbeitsimmigration dienen sollte, um den Bedarf
in der Wirtschaft zu befriedigen; dauerhafte Einwan-
derung war im Konzept nicht vorgesehen. Zudem lief
die Anwerbung nur für gering- oder unqualifizierte
Tätigkeiten mit entsprechend geringer Entlohnung,
über die den Angeworbenen zugleich sozialstrukturell
eine niedrige Hierarchiestufe zugewiesen wurde, und
dies unabhängig von den schulischen und beruflichen
Qualifikationen, die sie aus den Herkunftsländern mit-
brachten (vgl. U. Birsl, 2005, S. 250f.).

Spanien wirbt zwar in der jüngeren Vergan-
genheit für vergleichbare Arbeitsmarktbereiche
Arbeitskräfte an, jedoch schlägt dies nicht oder noch
nicht auf Ergebnisse der PISA-Studien durch. Die hier
erfassten Jugendlichen mit Migrationshintergrund
dürften vornehmlich aus europäischen Industriestaaten
oder aus Familien lateinamerikanischer Flüchtlinge der
siebziger und achtziger Jahre und aus aktueller Zuwan-
derung stammen. Diese verfügen zumeist über einen
recht hohen Bildungs- und Berufsstatus. Zudem bricht
sich die soziale Benachteiligung hier bei weitem nicht
in dem Umfang Bahn wie in Deutschland (vgl.
ebenda).

30 Die Niederlande konnten allerdings nicht berücksichtigt werden, weil die Fallzahlen zu gering gewesen sind, um valide Daten zu erhalten.
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Tabellen 5: Chancen von 15-jährigen mit Migrationshintergrund in ausgewählten
OECD-Ländern, sich Fähigkeiten und Kenntnisse in der Schule anzueignen

Tabelle 5.1: PISA 2000: „Knowledge and Skills for Life“

Tabelle 5.2: PISA 2003: „Learning for Tomorrow’s World”
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1 In die Kategorie „Natives“ oder „Native Students“ fallen alle Kinder, in deren Fall zumindest ein Elternteil und sie selbst in dem jeweiligen Land der Untersuchung 
geboren worden sind. 2 In die Kategorie „First Generation“ oder „First-Generation Students“ fallen alle Kinder, in deren Fall die Eltern im Ausland, aber sie selbst bereits
im jeweiligen Land der Untersuchung geboren worden sind. 3 In die Kategorie „Non-Natives“ oder „Non-Natives Students“ fallen alle Kinder, deren Eltern und sie selbst
im Ausland geboren sind (zur Kategorisierung vgl. ebenda, S. 153). 4 Differenzen in den Zahlen der Spalte zu den Spalten (2) und (3) ergeben sich durch Rundungen.
5 Unter „Mean of Performance“ sind die Mittelwerte der drei erhobenen Indikatoren „Lesekompetenz“, „mathematische Grundbildung“ und „naturwissenschaftliche
Grundbildung“ für die Übersicht gemittelt worden (vgl. zu den Indikatoren ebenda, S. 21ff.). 6 Für Spanien liegt hier nur der Mittelwert für „Lesekompetenz“ vor; bei den
anderen beiden Indikatoren war die Fallzahl unter den „First-Generation Students“ zu gering. Als Bezugsgröße ist der Mittelwert für „Lesekompetenz“ von 494 bei den
„Native Students“ herangezogen worden. 7 Die Beteiligungsquote ist bei diesen Ländern in den Gruppen zu niedrig, so dass keine Angaben vorliegen.
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Die benachteiligte Situation von Schülerinnen
und Schülern mit Migrationshintergrund in den betrof-
fenen Ländern Schweden, Frankreich, Dänemark,
Österreich, Schweiz, Deutschland und Belgien müsste
in erster Linie also auf die damalige Anwerbepolitik
zurückzuführen sein, was sich dann mit mangelhafter
Integration im Bildungssystem verbindet. In
Deutschland und der Schweiz verschränkt sich dies
dann im Vergleich zu den anderen fünf Ländern noch
stärker mit einer sozialen Benachteiligung beim
Zugang zu Bildung (vgl. ebenda)31.

Einige zentrale Merkmale in der Benachteili-
gungsstruktur in den Bildungssystemen lassen sich
dann auch bei der Inkorporation in die jeweiligen
Arbeitsmärkte wiederfinden; sie zeigen sich hier zum
Teil sogar noch markanter (vgl. ebenda, S. 251ff.). Es
gehört nicht viel Phantasie dazu sich vorzustellen, wie
sich all dies dann in Lebensläufe, subkulturellen Stilen
und Verhaltensweisen einschreibt. Darüber hinaus pro-
duziert eine restriktive, mit Skandalisierungen und par-
teipolitischen Auseinandersetzungen begleitete Migra-
tions- und Asylpolitik ein gesellschaftliches Klima, das
sich dann auch im Bildungssystem und – ob nun
bewusst oder unbewußt – im Agieren von Lehrkräften
niederschlägt.

Das heißt also zugespitzt: Im Feld der Migra-
tionspolitik sind in Dänemark, Frankreich, Schweden,
Österreich, Schweiz, Belgien und eben auch in der
Bundesrepublik die Weichen für die schlechteren Bil-
dungs- und Lernchancen von Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund gelegt worden und werden es zum
Teil noch heute. Die Asylpolitik darf dabei nicht außer
Acht bleiben. Integrations- und Bildungspolitik kann
hier dann nur noch als Reparaturbetrieb wirken. Schule
und Lehrkräfte können hier dann nur noch überfordert
werden, wenn auf sie die Verantwortung der Inte-
gration im Wesentlichen abgeschoben wird.

Die „wahren“ Lehren aus PISA also sind, dass
eine Reformdebatte, die sich entlang dieser Studien
hangelt, zu kurz greift. Eine Reformdebatte, in der so
getan wird, als ob die Studien eindeutige Rückschlüss
auf Ursachen des unbefriedigenden Abschneidens der

Bundesrepublik zuließen, produziert eher Beliebigkeit.
Jeder und jede kann sich darin irgendwie wieder-
finden, bestätigt fühlen und in der eigenen Position
legitimiert sehen. Es ist aber gar nicht die Funktion
dieser internationalen Vergleichsuntersuchungen,
Ursachen von Missständen zu analysieren und Empfeh-
lungen für Reformen zu geben. Es geht schlicht und
ergreifend darum, Kenntnisse, Fähigkeiten und (Pro-
blemlösungs-)Kompetenzen in drei Lernbereichen von
15jährigen zu messen und Grundstrukturen von unter-
schiedlichen und ungleichen Lernchancen offen zu
legen. Nicht mehr, aber auch nicht weniger. Die
Studien können von daher nur Ausgangspunkt für
weitere Nachforschungen sein, wie es hier unter
einigen ausgewählten Aspekten versucht wurde. Für
die Reformdebatte bedeutet das nun, dass sie (1) nicht
auf ein einziges Schulmodell – welches auch immer –
reduziert werden darf, sondern (2) dem politisch-struk-
turellen Entscheidungsprozess mit seinen Akteuren
ebenso Aufmerksamkeit geschenkt muss, wie (3) der
Wirkkraft von Entscheidungen in anderen Politik-
feldern auf das Bildungssystem und die Bildungspolitik.

Dazu kommt ein Aspekt, der angesichts der
aktuellen Ausrichtung der Bildungsdebatte in
Deutschland nicht genug betont werden kann: Die
Grenzen von Bildung und Bildungspolitik bei Fragen
sozialer Ungleichheit müssen berücksichtigt werden.
Das Bildungssystem darf nicht mit der Lösung von
gesellschaftlichen Problemen be- und überlastet
werden, deren Verursacher es nicht ist und die zu lösen
es nicht in der Lage ist.

In diesem Konglomerat aus verschachtelten
Strukturen und Rahmenbedingungen, Akteursspektren
sowie Problemkonstellationen muss der Handlungs-
spielraum ausgelotet werden, in dem eine Bildungs-
reform angestoßen werden kann. Im Nachfolgenden
soll versucht werden, auf dieser Folie ein Bildungs-
modell vorzuschlagen, das sich quasi von unten auf-
bauen kann, bestimmten Akteuren mehr Gewicht gibt
und u.U. ein differenziertes, aber dennoch integriertes
Bildungssystem hervorbringen kann. Das Modell, das
es vorzustellen gilt, versucht auf möglichst viele der

31 Zur sozialen Benachteiligung bei der Kompetenzvermittlung vgl. OECD, 2001; S. 141. In der PISA-Studie 2003 wird die Schweiz hingegen nicht mehr explizit 
genannt. Statt dessen wird hervorgehoben, dass - am Beispiel der Aneignung mathematischer Fähigkeiten - insbesondere in den OECD-Ländern Deutschland,
Luxemburg und Mexiko sowie in den Partnerländern bei der Schuluntersuchung Liechtenstein und Tunesien der sozioökonomische Background entscheidend für 
Bildungschancen ist (vgl. OECD, 2004, S. 189).



Fragen und Anforderungen einzugehen, die im Voran-
gegangen angesprochen wurden. Es wird aber auch
versucht, auf die Aspekte aufmerksam zu machen, die
noch einer weiteren Reflexion bedürfen.

5. Entwicklung eines 
Bildungsmodells und seiner
Implementierung 

Im vorhergehenden Kapitel wurde nicht nur nach den
„Lehren aus PISA“ gefragt. Es wurden auch zwei neue
Aspekte herausgearbeitet, die ebenfalls ursächlich für
Hemmnisse und Überfrachtungen der Bildungsreform-
debatte in Deutschland sind: die föderale Struktur mit
der Kultushoheit der Länder und die überzogenen
Erwartungen gegenüber dem Bildungssystem. Die
hemmenden Mechanismen der föderalen Struktur für
das einheitliche und beschleunigte Vorankommen der
Reformen wurde bereits im ersten Kapitel beschreiben.
In Kapitel 4 werden nun die Folgen für das PISA-
Ranking deutlich. Weil in dieser Struktur die Arena für
die Auseinandersetzung um bildungspolitische Ziele
gesucht wird, bleibt die Qualität auf der Strecke und
das Verfassungspostulat der „gleichwertigen Lebens-
verhältnisse“ wird ausgehöhlt. Da mit der Föderalis-
musreform von 2006 diese Struktur aber für längere
Zeit festgeschrieben ist, muss sie bei der Formulierung
eines Bildungsmodells als vorgegeben akzeptiert
werden. Die Überfrachtung des Bildungssystems mit
der Lösung von gesellschaftspolitisch zu verantwor-
tenden Strukturproblemen muss implizit in das Modell
eingehen. Dies gilt für die beschriebene Chancenun-
gleichheit von Migrantinnen und Migranten wie für ein
weiteres virulentes Thema: die wachsende Gewaltbe-
reitschaft bei vor allem männlichen Kindern und
Jugendlichen. Beides kann nicht ignoriert werden. Das
erste Problem zu lösen, gehört unmittelbar zum gesell-
schaftlich definierten Auftrag der Schule. Sie muss hier
Lernprozesse organisieren, die auf Anforderungen in
der Gesellschaft und auf einen weiterführenden
Abschluss vorbereiten. Hier muss und kann durch ver-
stärkte Förderung korrigierend eingegriffen werden.
Die durch soziale Verwerfungen der Gesellschaft her-
vorgerufene erhöhte Gewaltbereitschaft und die damit

einhergehenden Lern- und Verhaltensdefizite ist oft ein
störender Bestandteil der täglichen Schulpraxis. Hier
wächst der Schule – oder besser – dem gesamten Bil-
dungssystem eine neue Aufgabe zu. Neben die Wis-
sensvermittlung tritt ein Erziehungsauftrag: der schu-
lische Ausgleich fehlgeschlagener Sozialisationspro-
zesse in außerschulischen Bereichen wie Familie und
Freizeit. Beide Sozialisationsphänomene sind Bildungs-
barrieren, die nicht nur das PISA-Ranking negativ
beeinflussen, sondern auch die individuelle Chancen-
struktur und die Möglichkeit, alle Bildungsreserven
auszuschöpfen. Die Suche nach Lösungswegen macht
es nötig, die Diskussion um Reformmodelle nicht allein
auf die Schule zu begrenzen, sondern auch vorschu-
lische Einrichtungen, die Familie als Sozialisations-
instanz und außerschulische Einrichtungen im Jugend-
hilfe- und Freizeitbereich mit in den Blick zu nehmen32.
Gleichwohl muss aber klargestellt werden, dass weder
die Schule allein noch das gesamte Bildungssystem
diese Aufgabe lösen können. Hier können nur die
Symptome bearbeitet werden, die Ursachen hingegen
nur im gesamtgesellschaftlichen Kontext. 

5.1 Elemente eines neuen
Bildungsmodells

Bei der Beschreibung der Umrisse eines erneuerten Bil-
dungsmodells wird also bewusst nicht einschränkend
nur ein Schulmodell entworfen, sondern umfassend
auch außer- und vorschulische Sozialisations- und Bil-
dungsorte mit in den Blick genommen. In der Konse-
quenz der bisherigen Befunde darf der Prozess zur Ent-
wicklung der Lernpotenziale von Kindern nicht im
engeren schulischen Rahmen gedacht werden. Dies
gründet nicht nur auf der bereits hervorgehobenen
notwendigen Erweiterung des Bildungsauftrages um
das Erziehungspostulat, sondern auch auf der Notwen-
digkeit, die Lerninhalte und Lernprozesse von Schule
mehr auf die immer komplexer werdenden gesell-
schaftlichen Abläufe zu beziehen. Schule selbst und
die dort vermittelten Qualifikationen dürfen also nicht
selbstgenügsam in sich kreisen, sondern müssen
darauf aufbauen, sich darauf  beziehen und sie in den
organisierten Lernprozessen einbeziehen. Der Bil-
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32 Vgl. hierzu: Bericht über die Lebenssituation junger Menschen und die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland; Hrsg. v. Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Berlin 2005.



43

dungs- und Erziehungsprozess muss deshalb bereits im
Kleinkindalter in der Familie beginnen, sich in den Kin-
dertagesstätten fortsetzen und schließlich in die Schule
einmünden. Beim Entwurf des Bildungspanoramas
können allerdings die einzelnen Facetten nur mit
groben Strichen skizziert werden. Eine detaillierte Dar-
stellung würde den Rahmen dieses Beitrags sprengen. 

Als zentrales Kriterium für die Richtung der
umzusetzenden bzw. noch einzuleitenden Reformen
hat sich nach den bisherigen Ergebnissen nicht die
Frage der Schulstruktur herauskristallisiert, sondern das
Prinzip des individuellen Förderns aller Lernpo-
tenziale der Kinder. Zur optimalen Entwicklung ihrer
Potenziale bedürfen Kinder der ständigen Herausfor-
derung und Anregung, abgestimmt auf ihren indivi-
duellen Lernstand. Die notwendige Intensivierung des
Förderns als Ziel von Reformen ist nun allerdings nicht
neu. Fördermaßnahmen stehen auch in der bisherigen
Debatte mit im Zentrum. Das Prinzip des „Förderns
und Forderns“ taucht immer wieder auf; es kann fast
schon als geflügeltes Wort bezeichnet werden. Es ist
allerdings als Doppelbegriff ein Topos mit einer Konno-
tation, die entweder unmittelbar und unhinterfragt an
das ideologisch aufgeladene Leistungsprinzip anknüpft
oder als taktisch eingesetzte Formulierung verwendet
wird. Beides weist jedoch in die falsche Richtung. Dies
zeigt sich bei den Bemühungen, die Qualität von
Schule durch das Anziehen der „Leistungsschraube“
zu verbessern, etwa durch Vergleichs- und Zentraltests.
Beides sind jedoch untaugliche Mittel.

Sie sind nicht etwa deshalb untauglich, weil –
wie häufig von Protagonisten der Leistungsideologie
unterstellt wird – ohne sie Leistung negiert würde,
sondern weil damit die Ergebnisse der wissenschaft-
lichen Leistungsmotivationsforschung und der pädago-
gischen Psychologie auf den Kopf gestellt werden. Es
wird implizit unterstellt, dass bei einer signifikanten
Anzahl von Kindern  die Verweigerung des Lernens –
quasi als Entelechie – angelegt ist. Das Gegenteil ist
jedoch der Fall. Jeder Mensch hat das angeborene
Bedürfnis, Unklarheiten zu beseitigen, Probleme zu
lösen und Fragen zu beantworten (vgl. H. Heckhausen
1980 und J. Wegge, 1998).  Lernverweigerung hin-
gegen ist oft das Ergebnis von sozialen Erfahrungen,
von Misserfolgserlebnissen und Verletzungen, ent-
weder innerhalb oder außerhalb der Prozesse des
schulischen Lernens. Eine Förderung, die auf den indi-

viduellen Lernstand und das Lernvermögen jedes ein-
zelnen Kindes abstellt, bedarf das Element des „For-
derns“ nicht. Es ergibt sich von selbst und ist Teil des
Förderns.

Die Schulreformdiskussion und dort vor allem
die Bildungspolitiker müssen diese Ergebnisse zur
Kenntnis nehmen und in ihre Strategien einbeziehen,
wenn sie nicht in eine Sackgasse geraten wollen. Dies
gilt auch für diejenigen, die den Topos „Fördern und
Fordern“ aus taktischen Gründen verwenden, um
damit in der auf die Leistungsprinzip fixierte Öffent-
lichkeit für das Primat der individuellen Förderung zu
werben. So verständlich dies angesichts der schon
beschriebenen Allgegenwart dieses Prinzips ist, zur
Aufklärung trägt diese taktische Variante nicht bei.
Nach denselben Mechanismen wie bereits in Kapitel 3
beschrieben wird so seine Wirksamkeit perpetuiert. Es
kommt im Gegenteil darauf an, aufklärerisch immer
wieder auf die zentrale Position des individuellen För-
derns bei allen Reformschritten hinzuweisen.   

Die Ergebnisse des Kapitels 4 verweisen darauf,
dass Fördermaßnahmen so früh wie möglich angesetzt
und bis zum Ende der Schulzeit umgesetzt werden
müssen. Dazu bedarf es zuerst der Hilfe und der
Beratung bei der familiären Erziehung. Nach dem
Muster der erfolgreichen englischen Modelle des
„Shure-Start“ oder der „Early-Excellence-Center“
können dafür Erziehungsberatungszentren einge-
richtet werden, in denen den Eltern soziale und
psychologische Kompetenzen angeboten werden. In
sozialen Brennpunkten wird es nötig sein, diese durch
aufsuchende Sozialarbeit zu ergänzen. Ziel dieser Ein-
richtungen muss es sein, den Eltern Hilfen bei der
Erziehung und geistigen Entwicklung ihrer Kinder zu
geben. Eine Ergänzung und Verzahnung mit den Ein-
richtungen der Kindergesundheitsvorsorge kann
darüber hinaus auch die Fälle von Kindesmisshandlung
reduzieren helfen.

Mit dem Besuch der Kindertagesstätten sollte
bereits die Entwicklung vor allem der Sprachkom-
petenz beginnen. Sprache ist nicht nur ein Ausdrucks-,
sondern auch ein Denkinstrument. Eine frühe differen-
zierte Entwicklung des Sprachvermögens ist eine Vor-
aussetzung für effektivere spätere Lernprozesse. Und
nicht nur das: Aus der Entwicklungspsychologie wissen
wir, dass die Sprachfähigkeit das Kind erst als ein
Wesen definiert, das durch seine soziale Umwelt als
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solches wahrgenommen werden kann. Sprache trägt
so zur Ich-Entwicklung bei33. Kindertageseinrich-
tungen müssen deshalb neben ihrem Erziehungs-
auftrag auch einen Bildungsauftrag erhalten. Sinnvoll
ist es, hier für jedes Kind mit der Anlage eines indivi-
duellen Förderberichtes zu beginnen, der es über die
Grundschule und die Sekundarstufe I und II bis zum
Ende der Schulzeit begleiten. Eine Zusammenarbeit der
Kindertagesstätten mit den Grundschulen sowie den
weiteren Schulstufen ist dafür Voraussetzung.

Diese Kooperation muss bereits mit dem
Übergang zur Grundschule beginnen. Da Übergänge
immer – vor allem entlang sozialer Schichtungen – Bil-
dungsbarrieren setzten, muss auch aus Gründen
sozialer Chancengleichheit bei diesem Übergang eine
Flexibilisierung nach den unterschiedlichen Lern- und
Entwicklungsständen der Kinder stattfinden (vgl.
Schnitzer, Klaus u. a., 1998, S. 83)34. Dies kann in
Form der „Flexiblen Eingangsphase“ erfolgen, in der
die Schülerinnen und Schüler die ersten beiden Schul-
jahre entweder in einem oder in drei Jahren durch-
laufen, je nach ihrem individuellen Lernstand und indi-
vidueller Lerngeschwindigkeit.

Die intensive individuelle Förderung auf der
Grundlage des Förderberichts muss sich in den
weiterführenden Schulen der Sekundarstufe I
und II fortsetzen. Eine Orientierung daran macht Tests
für die Generierung von Jahrgangsnoten und Zeug-
nissen überflüssig. Tests sollten primär die Funktion der
Erhebung des Lernstandes für die Schülerinnen und
Schüler sowie die Lehrkräfte haben, um darauf auf-
bauend das weitere Förderprogramm zu konzipieren.
Es spricht vieles dafür, nach finnischem Muster (vgl.
Kapitel 4) das Durchlaufen auch dieser Schulstufen je
nach Lerngeschwindigkeit und Lernstand innerhalb
eines zeitlichen Spielraumes von ein bis zwei Jahren
individuell flexibel zu gestalten. Dies hätte auch Konse-
quenzen für die Institution des „Sitzenbleibens“. Die
Wiederholung der gleichen Unterrichtsinhalte über ein
ganzes Schuljahr ist keine effektive Form des Förderns.
Sinnvoller wäre es, über eine relativ lange Zeit

innerhalb der Lerngruppe mit unterschiedlichen Lern-
niveaus zu arbeiten. Auf die Notenvergabe kann aller-
dings nicht vollständig verzichtet werden, solange
diese am Ende der Schul-laufbahn die Eingangsberech-
tigung für die Berufsausbildung bildet. Gleiches gilt für
die Vergabe unterschiedlicher Schulabschlüsse, wie
„Mittlere Reife“ und „Abitur“.

Prinzipiell kann ein so reformierter Unterricht an
jeder Schulform praktiziert werden, also auch an den
verschieden Schulformen des deutschen gegliederten
Schulsystems. Auch hier ist eine individuelle Förderung
für jedes Kind prinzipiell möglich. Die Position, dass ein
solches Schulsystem der individuellen Förderung und
damit der Qualitätsverbesserung des Lernniveaus nicht
dienlich ist, kann nach den in Kapitel 4 angestellten
empirischen Vergleichen nicht gehalten werden.
Jedenfalls nicht in dieser, sich nur auf das PISA-Quali-
tätsranking beziehenden Variante. Eingliedrige Schul-
systeme belegen beim PISA-Vergleich zwar Spitzen-
plätze, aber auch faktisch mehrgliedrige Systeme sind
dort zu finden. Umgekehrt bewegen sich auch im
Mittelfeld Schulsysteme beider Organisationsformen.
Angesichts dieser Ergebnisse entbehrt das von den
Befürwortern einer längeren gemeinsamen Schulzeit
häufige Berufen auf das „finnische Modell“ einer gesi-
cherten empirischen Grundlage. Es kann von den
Befürwortern des gegliederten Schulsystems immer
mit Gegenbeispielen gekontert werden. Eine Debatte
auf dieser Grundlage gerät so in die Gefahr der Belie-
bigkeit und in die Nähe von Glaubenssätzen. Sehr viel
nachhaltiger beeindruckt hingegen ein bisher nur
wenig beachtetes Ergebnis der PISA-Untersuchung,
das hinter dem Ranking gelagert ist: die Verteilung der
Leistungen nach Bildungsgängen (vgl. Kapitel 3,
Schaubild 2). Hier wird deutlich, dass durch die frühe
Aufteilung von Schülerinnen und Schülern nach der
Grundschulzeit auf die Schulen des gegliederten Schul-
systems Bildungsbarrieren gesetzt werden, die einer
späteren Entwicklung der Lernpotenziale Schranken
setzt. In jeder der drei in Deutschland bestehenden
Schulformen werden Kinder beschult, deren Lernpo-

33 "Mit der Sprachfähigkeit entwickelt sich nicht nur die Eigentümlichkeit der Stimme und Sprechweise; sie definiert auch das Kind als ein Wesen, auf das die Umwelt 
mit veränderter Ausdrucksweise und Aufmerksamkeit reagiert (...). Mehr noch: das gesprochene Wort ist ein Pakt: was man gesagt hat, wird von den anderen 
erinnert und erwirbt damit einen Aspekt des Unwiderruflichen (...). Diese innere Beziehung der Sprache, nicht nur zur Welt der mittelbaren Tatsachen, sondern auch 
zum sozialen Wert einer Verpflichtung durch das Wort und zur Wahrheit des Gesprochenen, ist unter den Erfahrungen, die eine gesunde Ich-Entwicklung fördern 
(oder stören), von geradezu strategischer Bedeutung" (E. Erikson, 1973 [1956], S. 142f.) Erwirbt also ein Kind nicht eine Sprachfähigkeit, kann es diesen Pakt 
nicht eingehen.

34 Dort wird dies allerdings nur am Beispiel des Überganges zur Sek. II und zum Studium - empirisch belegt.



tenziale sich in großen Segmenten mit denen in
anderen, höheren Schulformen überschneiden – und
umgekehrt.

Dieses Ergebnis spricht aus mehreren Gründen
für die Umstellung des deutschen gegliederten Schul-
systems hin zu einer Gemeinschaftsschule. Die unter-
schiedlichen Lerninhalte in den Curricula der verschie-
denen Formen setzen der Entwicklung der Lernpoten-
ziale Grenzen, die für eine ergebnisoffene Förderung
aufgehoben werden müssen. Unter dem Gesichts-
punkt einer offenen individuellen Chancenstruktur
werden damit einer hohen Anzahl von Kindern ihren
Lernpotenzialen entsprechende Abschlüsse verwehrt;
dies wiederum führt zu einer Beschneidung ihrer
Berufs- und damit ihrer Lebenschancen. Die dabei
nicht gehobenen Bildungspotenziale wirken sich im
gesamtgesellschaftlichen Kontext negativ auf die Qua-
lifikations-struktur und das Qualitätsniveau aus; in der
Folge kommt es notwendigerweise zu Engpässen bei
der vom Arbeitsmarkt geforderten Qualifikations-
struktur. Nach einer Studie des Niedersächsischen
Instituts für Wirtschaftsforschung e. V. (NIW) gingen
deutsche Unternehmen für die Jahre 2004/2005 von
einem Zusatzbedarf von 177.000 Akademikern aus,
davon allein 97.000 Ingenieure und 80.000 anders
akademisch Qualifizierte. Umgekehrt verengt sich der
Arbeitsmarkt für Unqualifizierte, vor allem Personen
ohne abgeschlossene Berufsausbildung (Gehrke, B. u.
Schasse, U. 2006, S. 3). Dem ist nur mit einem effekti-
veren Heben der Bildungsreserven zu begegnen. Dem
Prinzip einer intensiveren individuellen Förderung muss
deshalb das Prinzip einer längeren gemeinsamen
Schulzeit beiseite gestellt werden.

Schulen mit dem oben umrissenen Förder-
konzept und Schulen, die nach dem ebenfalls weiter
oben angeris-senen Modell eine Zusammenarbeit mit
außerschulischen Einrichtungen in ihrem Bereich der
Kommune eingehen, können nur als Ganztags-
schulen ausgestaltet sein. Die in den Nachmittag
hinein verlängerte Schulzeit bietet mehr Raum für dif-
ferenziert gestaltete Fördermaßnahmen und für eine
an dem Erziehungsauftrag orientierte Freizeitge-
staltung. Dieses „Nachmittagsprogramm“ muss in
enger Zusammenarbeit mit Freizeitvereinen und
Jugendverbänden ausgestaltet werden. Dadurch kann
ein engeres soziales Netz geknüpft werden, dass es
den Kindern und Jugendlichen ermöglicht, über ihre

schulischen Erfahrungen Zugang zu Freizeitmöglich-
keiten abseits von den massenmedial beeinflussten
Freizeitformen zu finden. Schon dies ist ein Beitrag zur
Verknüpfung der außerschulischen Lebens- und Erfah-
rungsräume der Schülerinnen und Schüler. Die verlän-
gerte Schulzeit eröffnet aber auch mehr Spielräume für
eine veränderte Unter-richtspraxis, in der die oft
„künstlich“ in Fächer und in einen 45-Minuten-Takt
gepresste Wissensermittlung radikal verändert werden
kann. Im traditionellen Unterricht wird der Unter-
richtsstoff zu häufig theoretisch und in von der Lebens-
wirklichkeit getrennten Problemstellungen vermittelt.
Dies ist nicht nur wenig motivierend, sondern auch
wenig lebenspraktisch. Der Wissenstransfer zu
Lösungen für Probleme des Alltags „draußen in der
realen Welt“  leidet häufig darunter. Diese künstliche
Trennung muss also so oft wie möglich durch die Ver-
mittlung des Wissens in Form des Projektunter-
richtes oder in Lernfeldkonzepten aufgehoben
werden. Ziel und Ausgangspunkt sind dabei nicht
abstrakte Lernziele, sondern komplexe Problemstel-
lungen aus den aktuellen Lebens- und zukünftigen
Berufswelten der Jugendlichen, die unter Aufhebung
der Fächergrenzen ganzheitlich bearbeitet werden

Die konkrete Vernetzung von Ganztagsschulen
mit dem sozialen Umfeld ist nur „vor Ort“, also durch
die Schule selbst, möglich. Sie sollte einhergehen mit
der Konzipierung eines Schulprogramms, das vor
allem auf die Besonderheiten der aus dem jeweiligen
Schuleinzugsgebiet kommenden Schülerschaft abstellt.
Nur so ist die Justierung des Lernangebotes und vor
allem des Erziehungsauftrages auf die jeweils beson-
deren sozialen Strukturen des Schulumfeldes zu
gewährleisten. Ein gelungenes Schulprogramm kann
dazu beitragen, das Schulangebot um regional sinn-
volle Lern- und Sozialisationsangebote zu ergänzen.

Dazu bedarf es jedoch einer partiellen „Entlas-
sung“ der einzelnen Schulen aus dem Korsett admini-
strativer Vorgaben und allgemeingültiger landesweiter
Standards und Lernzielkataloge. Als Modell hierfür
wurde bereits die Form der „Selbstständigen
Schule“ entwickelt. Praktiziert wird dies allerdings
derzeit vorwiegend im Bereich der Primarstufe. Das
Modell muss deshalb auch auf die weiterführenden
Schulen ausgedehnt werden. Voraussetzung dafür ist
ein selbstständig von der Schule zu verwaltendes
Budget für die Finanzierung der Zusammenarbeit mit
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außerschulischem Personal bis hin zu der Möglichkeit,
Lehrkräfte und pädagogisches Zusatzpersonal eigen-
verantwortlich einzustellen. Eine solche Schule hätte
die Perspektive, neben der Vermittlung der landesweit
definierten Lerninhalte und -ziele auch schuleinzugs-
bereichspezifische Profile zu entwickeln. In der derzei-
tigen praktizierten Definition der „Selbstständigen
Schule“ wird dieser eigentlich zentrale Aspekt aller-
dings überlagert durch das konzeptionell verankerte
und von der Schuladministration transportierte Kon-
kurrenzprinzip. Die einzelnen Schulen sollen unter Auf-
hebung der Schuleinzugsbereiche innerhalb einer
Kommune nach dem Prinzip des Bench-marking mit-
einander in Konkurrenz gebracht werden. Dahinter
steht die Absicht, so eine Qualitätssteigerung zu
erreichen. Auch hier wird also das Leistungsprinzip
wieder als Konkurrenzprinzip ohne Berücksichtigung
sozialer Differenzen und Voraussetzungen definiert.
Um es konkret zu formulieren: Eine Schule in einem
sozialen Brennpunkt wird hinsichtlich des qualitativen
Outputs nur schwerlich mit einer Schule in mittelstän-
disch geprägten Stadtteilen konkurrieren können. Dies
darf jedoch nicht das Ziel einer effektiv ihre Aufgaben
wahrnehmenden „Selbstständigen Schule“ und ihres
Schulprogramms sein. Vielmehr muss es die Aufgabe
jeder Schule sein, ein für die jeweilige Klientel adä-
quates Angebot und Schulprofil zu entwickeln. Der
Erfolg lässt sich dabei nur an der Entwicklung der
Schule selbst, an dem Erreichen von definierten Erzie-
hungszielen und natürlich auch am qualitativen Output
messen. 

Unverzichtbarer Bestandteil eines solchen Kon-
zeptes ist allerdings die Beteiligung der unmittelbar
Betroffenen der Bildungs- und Erziehungsarbeit am
Entwicklungs- und Veränderungsprozess der Schule.
Eltern – und bei weiterführenden Schulen – auch die
Schülerinnen und Schüler müssen ein quantitativ aus-
reichendes Mitspracherecht erhalten, um den Weg der
Schule mitgestalten zu können. Dies gilt auch für die
Mitsprache der kommunalen Schulträger. Dazu ist es
nötig die schulinterne Entscheidungsstruktur
umzugestalten. Die Entscheidungskompetenz der
Gesamtkonferenz der Lehrkräfte muss auf die unmit-
telbaren pädagogischen Aspekte begrenzt und Wei-
chenstellung über das Gesamtkonzept in die Hände
eines zumindest drittelparitätisch besetzten Leitungs-
gremiums (Eltern, Lehrkräfte, Kommune) gelangen.

Die Klammer über beide Gremien gewährleistet dabei
eine in ihrer Stellung verstärkte – aber der Gesamtent-
wicklung der Schule verpflichtete – Schulleitung. Mit
einer solchen Schulverfassung wird die Kontrolle über
die sinnvolle Entwicklung des Schulprogramms von
außen nach innen verlagert. Der Schuladministration
käme dann „nur“ noch die Kontrolle über die Ein-
haltung der landesweit zu definierenden allgemeinver-
bindlichen Lernziele und Standards zu.

Alle diese strukturellen Veränderungen können
jedoch nur erfolgreich umgesetzt werden, wenn sie
mit einer veränderten Rollendefinition und einer
veränderten Qualifikationsstruktur der in Schule
handelnden Personen einhergehen. Die etablierte Leh-
rerausbildung und die Angebote der Fort- und Weiter-
bildung leisten dies derzeit nicht. Intensive und indivi-
duelle  Förderung, das Ausarbeiten von Förderbe-
richten und Projektunterricht erfordern eine Diagnose-
und Unterrichtskompetenz, die bisher nur unvoll-
kommen vermittelt wird. Die dafür notwendigen Stu-
dieninhalte müssen durch längere Praktikumszeiten
schon während des Studiums erprobt und reflektiert
werden.  Auch die Rekrutierung und Weiterbildung
von Schulleitungen wird dem neuen Berufsbild des
„Schulmanagements“ nicht gerecht. Deshalb müssen
parallel auch hier Reformen ansetzen. Die Ergebnisse
des Kapitels 1 haben gezeigt, dass gerade bei der Leh-
rerbildung noch ein großer Reformrückstand besteht.
Die Reformen in diesem oft stiefmütterlich behan-
delten Bereich müssen forciert werden, wenn das
umrissene Bildungsmodell eine Realisierungschance
haben soll.

Aufgrund seiner besonderen Struktur als dualer,
sowohl in den Berufsbildenden Schulen als auch in
Ausbildungsbetrieben angesiedelter Bereich des Bil-
dungssystems wird bei der Reformdebatte der beruf-
lichen Bildung oftmals kein großes Augenmerk
gewidmet. Und doch hat sich auch hier ein hoher
Reformbedarf entwickelt. Die Schwelle von den allge-
meinbildenden Schulen in die Berufsausbildung wird
für immer mehr Jugendliche zu einer hohen Barriere,
die ihren Start in das (Berufs)leben zu einer unüber-
windlichen Hürde macht und damit ihre Lebens-
chancen negativ beeinträchtigt. Ursächlich dafür ist der
sich seit 1984 stark verengende Zugang zum Ausbil-
dungsstellenmarkt bei einer gleichzeitigen Verän-
derung der Ausbildungsstruktur. Dabei kommt es zu
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starken Verlusten in qualifizierten Fertigungs-, Hand-
werks- und kaufmännischen Berufen. Diese waren bis
dahin vor allem Haupt- und Realschulabsolventen vor-
behalten. Seit 1997 hat zwar die sprunghafte
Zunahme von IT-Berufen wieder zu mehr Ausbildungs-
chancen geführt, diese eröffnen jedoch vornehmlich
Gymnasial- und Realschulabsolventen eine Perspektive.
Vor allem Hauptschüler – und noch mal verstärkt,
Hauptschüler ohne Abschluss – bleiben ausgeschlos-
sen (vgl. M. Baethge et al., 2006, S. 16, 26ff). Da es
mehr männliche als weibliche Jugendliche in den
Hauptschulen gibt und gleichzeitig dort auch mehr
ausländische Jugendliche zu finden sind, lässt sich mit
Baethge et al. feststellen: „Jugendliche mit niedrigen
Schulabschlüssen, Migrationshintergrund (…) sind
überproportional durch Ausbildungsmarktprobleme in
ihren beruflichen Bildungschancen benachteiligt.“
(ebenda, S. 45). Eine steigende Zahl besucht die voll-
schulischen Angebote der berufsbildenden Schulen.
Sie werden in den „Warteschleifen“ dieser Übergangs-
systeme „geparkt“. Im Jahr 2004 waren dies – bei
großen Schwankungsbreiten nach Bundesländern –
zwischen 26 und 46,9 Prozent (vgl. ebenda, S. 30). Für
eine hohe Zahl von ihnen münden schulische „Warte-
schleifen“ in eine „Maßnahmenkarriere“, das heißt,
sie finden auch nach einem Abschluss in den Über-
gangssystemen keinen Ausbildungsplatz; eine abge-
schlossene Berufsausbildung bleibt ihnen also versagt.
Da eine Ausweitung des Ausbildungsplatzangebots in
absehbarer Zeit nicht in Sicht ist, muss es zu Verände-
rungen im dualen Ausbildungssystem kommen, um
den betroffenen Jugendlichen eine berufliche Per-
spektive anzubieten. Hierfür bietet sich ein korporati-
stisches Modell an, in dem die berufsbildenden
Schulen gemeinsam mit den Kammern des Handwerks
und der Industrie zu Lehrabschlüssen führende Ausbil-
dungsgänge konzipieren und anbieten, die sich am
Bedarf des Arbeitsmarktes orientieren. Die Betriebe
hätten dabei die Aufgabe, in dieser vollschu-lischen
Ausbildung einen hohen Praxisanteil durch Praktika
und betriebliche Unterrichtsphasen zu garantieren. 

Fazit: „Der Knabe war klein, die Berge waren
ungeheuer“ – angesichts des skizzierten Reformbe-
darfs, dem dagegen stehenden Streit um die „rich-
tigen“ Ziele und den gesellschaftlichen Widerständen
und Konfliktlinien beschreibt dieses Zitat aus Heinrich
Manns monumentalen Panorama über Heinrich IV. mit

kargen Worten plastisch die Situation der Bildungs-
reform in Deutschland. Die Aufgabe ist wirklich unge-
heuer, doch es gibt keine andere Wahl als die Berge zu
besteigen.

Die vorliegenden Ergebnisse verweisen darauf,
dass dabei die möglichst vollständige Entwicklung der
Lernpotenziale aller Kinder und Jugendlichen durch
eine intensivierte Förderung der richtige Weg ist. Sie
zeigen aber auch, dass sich aus diesem Angelpunkt
eine Fülle von flankierenden Maßnahmen ergeben, die
ebenfalls umgesetzt werden müssen, wenn dafür
optimale Rahmenbedingungen geschaffen werden
sollen. Wie bei einer auf der Spitze ruhenden Pyramide
entfaltet sich das Reformpanorama aus diesem zen-
tralen Punkt. Das gesamte neue „Gebäude des
Lernens“ ruht darauf und baut darauf auf. Ohne För-
derung fehlte ihm das Fundament, aber ohne das
Gehäuse kann Förderung nur eingeschränkt wirksam
werden. Deshalb müssen Strategien entwickelt
werden, um die dargestellten Hemmnisse zu über-
winden. Dies soll im Folgenden versucht werden.

5.2 Elemente der Implementierung

Der Verlauf der politischen Debatte zeigt: die von allen
unbestritten notwendige Bildungsreform droht zer-
rieben zu werden. Die bildungspolitischen „Front-
linien“ zwischen den Verfechtern konservativer, markt-
radikaler und emanzipativer Konzepte sind verhärtet
und führen auf der politischen Bühne zu einem
„Gezerre“ über Ziele und Wege, allerdings mit Vor-
teilen für konservative und marktradikale Konzepte.
Dies liegt nicht nur an den parteipolitischen Konstella-
tionen in der Mehrheit der Landesregierungen. Ihre bil-
dungspolitischen Vorstellungen können sich auch auf
eine gesellschaftliche Mehrheit beziehen. Die ihren
Konzepten konstituierend zugrunde liegende Defi-
nition des Leistungsprinzips befindet sich im Konsens
mit dem Alltagsbewusstsein von fast 80 Prozent der
Bevölkerung. Es dient zur Selbstverortung, Selbstbe-
hauptung oder zur Legitimation der eigenen hervorge-
hobenen Position in der Gesellschaft. Ähnlich verhält
es sich mit der Vorstellung über eine angeborene
unterschiedliche intellektuelle Leistungsfähigkeit. Auch
diese gehört zu den unhinterfragten Alltagsmythen der
Gesellschaft.  Beides macht es emanzipativ orientierten
Bildungskonzepten schwer, sich politisch durchzu-
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setzen, sei es bei Wahlen oder bei der Realisierung von
Reformen. Immer stoßen sie auf gesellschaftliche
Widerstände. Reformen – vor allem dann, wenn sie mit
tief verwurzelten Einstellungen brechen – benötigen
aber immer eine sie tragende gesellschaftliche
Mehrheit. Je nachdem, wie radikal dabei mit herr-
schenden Einstellungen gebrochen oder gegen die
Interessenlage von größeren Teilen der Gesellschaft
verstoßen wird und wie groß das von ihnen aufzu-
bauende Widerstandspotenzial – auch abhängig von
der Stellung im gesellschaftlichen Machtgefüge – ist,
kommt es zu Widerständen und Protesten, die sogar
zum Scheitern führen können.  Vor diesem Hinter-
grund gibt es nur einen schmalen Korridor, um einen
mehrheitlich in der Gesellschaft getragenen Weg zu
dem umrissenen Reformmodell (vgl. Kapitel 5.1) zu
definieren. 

Unbestritten und mehrheitlich akzeptiert ist
sicherlich eine Optimierung der Förderung. Auch
andere Teilreformen, wie die Selbstständige Schule
oder die Einführung der Ganztagsschule finden einen
breiten gesellschaftlichen Konsens. Abgelehnt und
gesellschaftlich umstritten hingegen sind einige Ele-
mente, die aber eine effiziente Förderung letztendlich
erst ermöglichen. Dazu gehört der Verzicht auf die
Notenvergabe, die Abschaffung des Sitzenbleibens
und vor allem die Einführung der Gemeinschafts-
schule. Es ist deshalb zu vermuten, dass sich gegen
ihre kompromisslose Einführung durch kategorische
administrative Vorgaben eine breite Widerstandsfront
aufbauen wird. Deshalb müssen hier andere Wege
beschritten werden. Als gangbar bietet sich dafür die
Organisation von kollektiven Lernprozessen im
Konsens mit den von der Reform am direktesten
Betroffenen an: mit den Eltern. Konkret müsste dafür
zunächst per Gesetzgebung die Gemeinschaftsschule
als Regelschule neben den bestehenden Schulformen
etabliert und mit den nötigen personellen und mate-
riellen Ressourcen für eine effektive Arbeit ausgestattet
werden. Ob eine solche Schule aber auch eingeführt
wird, liegt dann in den Händen der Eltern. Diese ent-
scheiden auf dem Gebiet eines Schulträgers, ob dies
auch wirklich geschieht. Der Schulträger entscheidet,

abhängig von den räumlichen Gegebenheiten und von
der Schülerverteilung, ob dafür eine neue Schule eta-
bliert oder eine bestehende Schule umgewandelt wird.
Da ein solcher Weg nicht sofort zu einem radikalen
Umlenken führen wird, muss über einen längeren Zeit-
raum eine „bunte“ Schullandschaft akzeptiert
werden. Neben Gemeinschaftsschulen wird es auch
alle anderen Formen des gegliederten Schulsystems
geben. Wenn jedoch die in diesem Aufsatz entwi-
ckelten Thesen valide sind, wird sich der „subversive“
Druck auf das gesamte Schulsystem erhöhen, den
Unterricht nach den Prinzipien der Gemeinschafts-
schule zu organisieren. Dafür wird eine wachsende
Mehrheit der Eltern sorgen. Aber nur dann, wenn sie
davon überzeugt sind, dass dieses neue Modell auch
real das erfüllt, was es in der Theorie verspricht einzu-
lösen35.

Gegen ein solches Vorgehen ließe sich ein-
wenden, dass die politischen Entscheider einen für
richtig erkannten Weg auch konsequent umzusetzen
haben. Diese Einwände werden vor allem von den
überzeugten Verfechtern der Gemeinschaftsschule
kommen. Neben den oben schon in die Waagschale
geworfenen – mehr am politisch Machbaren orien-
tierten – Argumenten kann und muss ihnen jedoch
auch ein grundsätzliches demokratietheoretisches
Prinzip entgegengehalten werden: Vorschläge für
gesellschaftliche Veränderungen müssen, um sich zu
legitimieren, nicht einfach „wahr“ sein, sondern auch
in der subjektiven Wahrnehmung der Betroffenen zur
Lösung ihrer Probleme beitragen. Nur über diesen Weg
können im gesellschaftlichen Kontext die Erkenntnisse
Einzelner oder einzelner Gruppen auch zur gesell-
schaftlichen Wahrheit werden. Alternativen dazu gibt
es nicht – jedenfalls nicht im demokratischen Kontext.

In diesem Sinn eröffnet der skizzierte Weg zur
Gemeinschaftsschule noch einen weiteren nicht
unwichtigen  Aspekt. Die damit eingeleitete praktische
Erprobung ermöglicht auch ein ständiges Nachju-
stieren des Konzeptes und macht – quasi auch im
„Dialog“ mit der Realität – eine reformerische Per-
manenz möglich. Mit Voltaire gesagt: „Das Bessere ist
der Feind des Guten.“ Auch dies sollte – wenn auch
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35 Bisher existiert ein wie hier skizziertes, umfassendes Bildungskonzept nur in Niedersachsen. Es wurde dort von der oppositionellen SPD formuliert. Die SPD in 
Nordrhein-Westfalen befindet sich gerade in einem Diskussionsprozess. Spannend im Sinne der hier formulierten Thesen wird es sein, das politische Schicksal 
dieser Entwürfe zu verfolgen.
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nicht nur dort – ein Leitmotiv der Bildungsreform sein.

6. Fazit

„Chancengleichheit“ und „Bildungsgerechtigkeit“,
„Ausschöpfen von Humanressourcen“ und „gleiche
Bildungsmöglichkeiten für alle Kinder“: Diese und viele
andere Begriffe schwirren durch die Plenarsäle und
öffentlichen Foren, wenn das Thema „Bildungsreform“
auf der Tagesordnung steht. Angestrengt wird dabei
über die „Lehren aus PISA“ diskutiert und mal dieses
und mal ein anderes Einzelergebnis herangezogen, um
damit den eigenen Argumenten mehr Autorität zu ver-
leihen. Dies alles vermittelt den Eindruck großer Ernst-
haftigkeit bei der Suche nach dem richtigen Weg und
den richtigen Zielen für eine neue, zweite Bildungs-
reform in Deutschland. Schaut man aber genauer hin,
so kommen doch Zweifel, ob die bisherigen Reform-
schritte das halten, was diese Ernsthaftigkeit sugge-
riert. Zwar gibt es eine Anzahl von Einzelreformen,
aber eine klare Richtung und ein einheitliches Konzept
ist so recht nicht zu erkennen. Diese Beobachtung aus
dem bildungspolitischen Alltag war der Ausgangs-
punkt des vorliegenden Beitrags. Mit ihm sollte unter-
sucht werden, ob diese Beobachtung zutrifft und
wenn ja, wo die Ursachen dafür liegen, dass der
Reformmotor zwar hoch dreht, aber trotzdem nicht die
volle Leistung bringt.

Schon der erste empirische Zugriff stützt die
Ausgangsvermutung. Denn die systematische Zu-sam-
menstellung zum Stand der Bildungsreform in den
Ländern zeigt: Die Bildungsreform in Deutschland
kommt nur zäh, in kleinen Teilschritten und in den ein-
zelnen Ländern mit unterschiedlicher Geschwindigkeit
voran. Ursächlich dafür sind oberflächlich betrachtet
die Kultushoheit der Länder zusammen mit dem Ein-
stimmigkeitsprinzip in der KMK und die finanziellen
Engpässe in den Länderhaushalten. Allerdings wurden
diejenigen Reformmaßnahmen relativ schnell und ein-
heitlich umgesetzt, mit denen Leistungsstandards
gesetzt oder Leistungen erhoben werden können.
Reformmaßnahmen zur Verbesserung der Qualität des
Unterrichts und zum Abbau von Lernbarrieren – wie
fächerübergreifender Unterricht, Lernzielvereinba-
rungen, Lehrer-fortbildung, flexible Eingangsphasen an
den Grundschulen, die Einführung von Ganztags-
schulen oder gar eine gemeinsame längere Schulzeit –

hängen hingegen zurück. Gerade mit diesen Ele-
menten werden jedoch Kompetenzen wie zum Beispiel
selbstständiges Lernen und Problemlösungsfähigkeiten
bei den Schülerinnen und Schülern gefördert. Gerade
dies sind Qualifikationen bei denen Deutschland
gegenüber den OECD-Ländern auf den oberen Plätzen
des PISA-Rankings einen großen Nachholbedarf hat.
Gerade dies sind auch Maßnahmen die Bildungsbar-
rieren abbauen helfen und so einer größeren Zahl von
Kindern den Zugang zu höheren Bildungsabschlüssen
eröffnen – auch darauf hat PISA hingewiesen. Aber:
Gerade sie stehen im Mittelpunkt der Differenzen zwi-
schen den Ländern und dort wiederum zwischen den
politischen Parteien und Interessengruppen. Nach dem
großen medial initiierten „Aufschrei“ und der darauf
folgenden Betriebsamkeit auf der politischen Bühne
greifen wieder die altbekannten Mechanismen. Die
Parteien und die verschiedenen „Denkschulen“
schlagen munter aufeinander ein. Ein beliebtes Waf-
fenarsenal sind dabei verkürzt interpretierte Ergebnisse
der PISA-Untersuchungen. Mit diesen Studien wurde
im Jahr 2000 erstmals ein Stein in das bis dahin
ruhende Gewässer des Bildungssystems geworfen. Die
damit ausgelösten Wellen drohen nach nunmehr sechs
Jahren aber an Ufern der politischen Realität zu zer-
plätschern.

Worin liegen also die Hemmnisse begründet
und wo liegen die Ursachen für das „Gezerre“ um die
Bildungsreform, wenn sie gleichzeitig parteiüber-
greifend zum Megathema des gesellschaftlichen
Reformbedarfs erklärt wird? Schaut man hinter die
Kulissen der „Sonntagsreden“ von Politikerinnen und
Politikern, dann scheint bei dieser Auseinandersetzung
ein ganz anderes Megathema auf: Das Megathema
grundlegend verschiedener Vorstellungen von Gesell-
schaft und Individuum, die bei Diskussionen der Par-
teien um bildungspolitische Ziele elementar zum
Tragen kommen. Die unterschiedlichen Positionen der
Parteien lassen sich bildlich nach den Spitzen eines
Dreiecks in konservative, emanzipative und marktra-
dikale Vorstellungsmuster ordnen. Zwischen den
marktradikalen und emanzipativen Polen changieren
dabei marktliberal-emanzipative und emanzipativ-
marktliberale Positionen.

Im konservativen Denken der CDU domi-
nieren „natürliche“ gesellschaftliche Ungleichheitsvor-
stellungen, mit denen je nach Stand und Begabung



über unterschiedliche Schulabschlüsse der gesellschaft-
liche Status zugewiesen wird. Verbrämt mit in den
70er und 80er Jahren zunehmend an Einfluss gewin-
nenden neo-konservativen Vorstellungen votiert die
Union deshalb für eine „humane Leistungsschule“, in
der die Individuen je nach ihren „natürlichen“ Bega-
bungen verschiedenen Schulformen zugeordnet und
nach ihren unterschiedlichen Anlagen am besten
gefördert werden können. Voraussetzung für den
Erfolg der Förderung ist allerdings die individuelle Lei-
stungsbereitschaft des Einzelnen. Dieses Gesellschafts-
und Schulmodell sichert folgerichtig die Reproduk-
tionsbedingungen einer sich als natürlich verstehenden
gesellschaftlichen Elite.

Eigentlich auf einem völlig anderem Pol des
Dreiecks ist die FDP mit ihren marktradikalen Vor-
stellungen zu verorten. Abgeleitet von ihrer Idealvor-
stellung der sich frei entfaltenden Marktkräfte als
gesellschaftliches Ordnungsprinzip vertritt sie auch in
der Bildungspolitik die freie und selbst bestimmte Ent-
faltung der Individuen als ideales Modell für die
Reform des Bildungsbereiches. Gleiche Chancen sollen
nur am Start gelten, darüber hinaus entscheiden der
Leistungswille und die Leistungsbereitschaft jedes Ein-
zelnen über den Schulerfolg. Konsequent werden
deshalb hemmende soziale Voraussetzungen für die
Leistungsentfaltung ausgeblendet und so auch staat-
liche Eingriffe in die Chancenstruktur verworfen. Im
Unterschied zur CDU lehnt die FDP deshalb eine ver-
meintlich natürliche gesellschaftliche Elitenstruktur ab
und setzt auf Lei-stungseliten. Eine Brücke zur CDU
wird aber doch über den ideologisierten Topos
„Freiheit zur Leistungsentfaltung“ bei gleichzeitiger
Ablehnung einer staatlichen Korrektur der sozialen
Hemmnisse geschlagen. Realiter werden damit die auf
natürliche Ungleichheitsvorstellungen aufbauenden
Ordnungsvorstellungen gestützt.

Weniger eindeutig ist die bildungspolitische
Position der SPD. Sie liegt auf dem Schenkel des
Dreiecks zwischen den Polen marktradikal und emanzi-
pativ. Ihre Position wird deshalb als emanzipativ-
marktliberal beschrieben. Die Position verwirft die
Existenz „natürlicher“ Begabungsunterschiede und
unterstellt damit implizit die gleichen Ausgangsvoraus-
setzungen bei allen Kindern, die jedoch sozial
gebrochen werden. Die Ursachen für vorhandene
unterschiedliche Lernleistungen werden von daher in

entwicklungsfördernden oder entwicklungshem-
menden Umwelteinflüssen gesehen. Entwicklungs-
hemmungen werden dabei vorrangig in den unteren
sozialen Statusgruppen verortet. Nach dem Paradigma
der gesellschaftlich-emanzipativen Programmatik
kommt dem Staat die Aufgabe zu, die Chancen-
struktur zu öffnen, um allen Individuen über das Bil-
dungssystem die gleiche Option auf gesellschaftliche
Partizipationschancen zu ermöglichen. Für die Schule
bedeutet dies: Ausgleich von Lernhemmungen durch
intensive Förderung. Anderseits wird jedoch auch das
marktorientierte individuelle Leistungsprinzip akzep-
tiert – oder zumindest nicht offensiv in Frage gestellt.
Das Ziel schulischer Förderung ist somit definiert als
Chancengleichheit im schulischen Wettbewerb um
Noten und Schulabschlüsse. Daraus folgt aber immer
eine Differenzierung auf einer nach überindividuellen
Kriterien konstruierten Rangskala. Dies ist die Konse-
quenz aus der Funktion von Schule als an Leistung
orientierte Allokationsinstanz für die soziale Status-
vergabe und die daran gebundenen Partizipations-
möglichkeiten in der bürgerlich-kapitalistischen Gesell-
schaft. Die SPD manövriert sich deshalb mit diesem
Spagat zwischen emanzipativen und marktliberalen
Elementen in ihrem Bildungsprogramm in ein mehr-
schichtiges argumentatives Dilemma. Entweder sie
konzediert, dass hinter diesen Rangskalen doch ange-
borene „natürliche“ Begabungen und  Leistungsfähig-
keiten stehen, dann sind der Lernförderung und die
dadurch garantierten gesellschaftlichen Teilhabemög-
lichkeiten enge Grenzen gesetzt. Dies würde einen
radikalen Bruch mit tief verwurzelten programmati-
schen Traditionen bedeuten. Oder sie hält an der These
der prinzipiell gleichen und nur sozial unterschiedlich
blockierten Lernmöglichkeiten fest. Dann kann die SPD
allerdings die allokative Funktion von Noten und
Abschlüssen nicht akzeptieren. Dieser Widerspruch
macht es der Partei schwer, klare bildungspolitische
Positionen zu beziehen. Und doch reicht gleichzeitig
allein die Existenz der emanzipativen Programmele-
mente aus, um sie in Widerspruch zu den gesell-
schaftlich dominierenden Ordnungsvorstellungen zu
bringen.

Die bildungspolitischen Vorstellungen von
Bündnis 90/Die Grünen und Linke.PDS bewegen
sich auf demselben Schenkel des Dreiecks wie die der
SPD – allerdings mit anderen Nuancen: Die Linke.PDS
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tendiert mehr in Richtung des emanzipativen Pols,
mogelt sich in ihren Aussagen zur Funktion von Lei-
stung und zum Stellenwert von Bildung zur gesell-
schaftlichen Statusvergabe allerdings um klare Aus-
sagen herum. Bündnis 90/Die Grünen stehen dem
marktradikalen, also neo-liberalen Eckpunkt näher. Ihre
Position kann deshalb als marktliberal-emanzipativ
umschrieben werden. Zwar verfolgt ihr Bildungsbegriff
auch einem emanzipativen Anspruch, ihr Verständnis
von Bildung und individueller Leistung bilden über
Begriffe wie „Selbstverantwortung“ und „Eigeniniti-
ative“ aber eher eine Einheit statt einer widerstrei-
tenden Logik zu folgen, wie es bei der SPD der Fall ist.

Angesichts dieser tief greifenden und auf
grundlegend differierenden Gesellschaftsbildern basie-
renden Unterschiede wundert es nicht, dass die Bil-
dungspolitik zur Arena erbitterter politischer Ausein-
andersetzungen wird. Es wäre allerdings verkürzt, die
Schuldzuweisung nur an „die Politik“ zu adressieren.
Dieser in Deutschland – aber nicht nur dort – gängige
Topos verschleiert die komplexen gesellschaftlichen
Mechanismen, die die Richtung und Ziele der Reform-
vorhaben im Bildungsbereich bestimmen. Vielmehr
finden sich Teile der Politik und unterschiedliche gesell-
schaftlich dominierende Milieus bei dieser Ausein-
andersetzung in seltener Einheit zusammen. Bei
diesem „Bündnis“ geht es ebenso wenig darum, durch
eine Bildungsreform den Kompetenzhorizont einer
größeren Anzahl von Schülerinnen und Schülern zu
erweitern, als auch die institutionalisierte Ungleichheit
im Bildungssystem abzubauen. Hier geht es um den
Erhalt von gesellschaftlichen Privilegien und ständische
Selbstbehauptung. Zu diesen dominierenden oberen
Klassenmilieus gehören die konservativ und technokra-
tisch geprägte traditionelle Bildungsaristokratie und
die technokratisch-funktionell geprägten Bildungsauf-
steiger der sechziger und siebziger Jahre. Obwohl auch
diese Milieus untereinander um Bildungs- und Lebens-
chancen kämpfen, eint sie doch der Abwehrkampf
gegen Aufstiegsansprüche aus dem Rest der Gesell-
schaft. Dies gilt besonders für die Bildungsaufsteiger,
die vor dem Hintergrund der eigenen Aufstiegserfah-
rungen nun für den Statuserhalt ihrer eigenen Kinder
bereit sind, sich „nach unten“ abzugrenzen. Zu diesem

„Abgrenzungsbündnis“ gehören auch die progressiven
Bildungs- und modernen Leistungseliten. Sie unter-
scheiden sich nur in der Frage was Elite ist und wie sich
Elite legitimiert. Obwohl sie durchaus bereit sind sich
auf Chancengleichheit und Reformbedarf im Bildungs-
system einzulassen, verbindet sie mit den Angehörigen
der anderen oberen Milieus ein marktradikales Ver-
ständnis von Leistung und Eigenverantwortung als Vor-
aussetzung für die Statusvergabe36. Zusammen
machen diese Gruppen nicht mehr als 20 Prozent der
Gesellschaft aus. Sie finden jedoch über die Brücke
eines gemeinsamen Verständnisses von der Funktion
des Leistungsprinzips und der Vorstellung von vorhan-
denen unterschiedlichen „natürlichen“ Begabungen
Resonanz bei großen Teilen des leistungsorientierten
Arbeiternehmermilieus, zu dem fast 60 Prozent der
Bevölkerung gehören. Zusammen bilden diese Milieus
also einen gesellschaftlichen Block von nahezu 80
Prozent. Obwohl sie objektiv durchaus unterschiedliche
Interessen haben, eint sie der „Glaube“ an die merito-
kratische Triade aus Bildung, Beruf und Einkommen,
die darüber geformten Vorstellungen von der Wirk-
samkeit und Legitimität des Leistungsprinzips sowie die
unhinterfragt übernommene Vorstellung von „natür-
lichen“ Begabungs- und Leistungsunterschieden. Diese
sind Begründungsmuster für ein Bildungssystem, das
die Hegemoniebestrebungen der dominierenden
Milieus legitimiert und von großen Teilen der Bevöl-
kerung nicht hinterfragt wird. Die marktradikalen und
konservativen Positionen von CDU und FDP finden hier
einen idealen Resonanzboden, auf den sie sich mit
ihren bildungspolitischen Modellen beziehen können.
Die emanzipativ-marktliberal geprägten bildungspoliti-
schen Ziele der anderen Parteien – vor allem der SPD –
„verstoßen“ wiederum dagegen und können nur
schwer gesellschaftliche Mehrheiten mobilisieren.

Leistungsethos und die damit verbundene Bega-
bungstheorie haben sich also als konstituierende
Muster für ein hierzu kompatibles Bildungssystem tief
in die bundesrepublikanische Gesellschaft – und
gleichzeitig auch in die der ostdeutschen Länder – ein-
gegraben. Sie weisen die Richtung für die Reformen
zur Verbesserung der Schulqualität und für die
Diskussion um die Schulstruktur: Zweifel an der Wirk-
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36 Auf eine detaillierte Darstellung der entsprechenden Milieus in der ehemaligen DDR und den jetzigen neuen Ländern wird hier verzichtet. Tendenziell entsprechen 
sie den westdeutschen Strukturen - wenn auch vor einem anderen gesellschaftlichen Erfahrungshintergrund.
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samkeit von höheren Leistungsanforderungen als
Mittel zur Qualitätssteigerung des Bildungssystems
kommen nicht auf oder werden überrannt. Darauf
ausgerichtete Reformschritte können somit sehr viel
früher und einmütiger umgesetzt werden, und dies,
obwohl die Ergebnisse der Motivationsforschung in der
pädagogischen Psychologie schon seit langem das
Gegenteil belegen. Ähnliches gilt für die Gestaltung
geeigneter Schulstrukturen, die die Lernpotenziale von
Kindern optimal fördern helfen. Innerhalb einer auf
allokativen Prinzipien und „natürlichen“ Begabungs-
unterschieden basierenden Schulstruktur lässt sich ein
gesellschaftlicher Konsens noch herstellen, werden
diese jedoch verletzt und infrage gestellt, so verhärtet
sich der gesellschaftliche Widerstand. Dies gilt für die
Diskussion um den Wechsel vom Notensystem zum
individuellen Förderbericht und um das Sitzenbleiben,
vor allem aber bei der Einführung einer längeren
gemeinsamen Schulzeit für alle Kinder. Befunde aus
der Entwicklungspsychologie die hierzu andere Per-
spektiven eröffnen werden dabei ignoriert. Nach
diesen Befunden existieren zwar genetisch bedingte
unterschiedliche Lernpotenziale, deren Entwicklung –
sowohl der größeren als auch der weniger ausge-
prägten Potenziale – hängt jedoch von einer intensiven
Förderung ab. Also: Es kann nicht unterstellt werden,
dass ein Schulerfolg durch „genetische“ Begabung
determiniert ist. Gemeinsam mit PISA-Ergebnissen zur
Verteilung von Lernpotenzialen über alle Schulformen
des gegliederten Schulsystems hinweg zeigen diese
Befunde auch die retardierende Wirkung dieses
Systems, Lernpotenziale optimal zu entfalten. Um den
individuellen Entwicklungsmöglichkeiten Geltung zu
verschaffen und so gleichzeitig das gesamte Qualitäts-
niveau unseres Schulsystems zu erhöhen, spricht alles
dafür, die trennenden Barrieren abzubauen. Auch
diese Erkenntnisse finden nur unzureichend Eingang in
die Reformdiskussion.

Die Erklärung dafür liegt nahe: Alltagsmythen
über die Funktion des Leistungsprinzips und über die
natürlich vorhandenen unterschiedlichen Begabungen
entwickeln deshalb ein so zähes Leben, weil sie – wie
gezeigt wurde – für eine große Anzahl von Menschen
eine Funktion zur eigenen gesellschaftlichen Ver-
ortung, zur Begründung ihrer Stellung im sozialen Sta-
tusgefüge und zur Verteidigung dieser Position haben.
Dies blockiert Erkenntnisse über Lernvoraussetzungen

und Lernformen im kollektiven gesellschaftlichen Wis-
sensreservoir, die eigentlich für die Definition des Ziels
einer Bildungsreform nutzbar gemacht werden
müssten. Die gesellschaftliche Mehrheitsbildung im
Sinne konservativer und marktradikaler Bildungsmo-
delle wird so erleichtert. Gleichzeitig bildet es eine
Hürde für diejenigen – hier emanzipativ genannten –
Reformvorstellungen, die sich auf diese Erkenntnisse
beziehen. Da auch sie sich aber nicht vollständig von
den Mythen über Lernprozesse und Schulstrukturen
lösen oder es aus taktischen Gründen nicht wollen,
tragen sie selbst bewusst oder unbewusst zu ihrer Per-
petuierung bei. Trotzdem muss festgehalten werden,
dass emanzipativ-marktliberale und marktliberal-eman-
zipative Modelle eher Perspektiven für eine Bildungs-
reform eröffnen, mit der Deutschland wieder den
Anschluss an das internationale Niveau gewinnen
kann.

Die bei dieser Aufholjagd besonders von Vertre-
terinnen und Vertretern aus dem emanzipativ-marktli-
beralen Lager oft beschworene Formel „Von den PISA-
Siegern lernen“, erweist sich bei genauem Hinsehen
aber als vermintes Gelände. Zumindest dann, wenn
daraus die Legitimation für eine längere gemeinsame
Schulzeit für alle Kinder abgeleitet werden soll. Diese
Argumentation steht auf tönernen Füssen, weil eine
eindeutige Parallelität zwischen einem oberen
Ranking-Platz und der Länge der gemeinsamen
Schulzeit empirisch nicht belegbar ist. Sehr viel interes-
santer sind jedoch oft in den Hintergrund tretende
oder gar nicht aufgearbeitete Ergebnisse. Dazu gehört
der Zusammenhang von föderalen Bildungsstrukturen
und unteren Plätzen im Ranking. Dazu gehört aber
auch die Erkenntnis, dass föderal verfasste Länder, die
– wie Kanada oder Australien – diese Strukturen zu
einer auf regionale und soziale Bedarfe abgestellte
Schule nutzen, offensichtlich daraus Qualitätsvorteile
ziehen können. Beim Vergleich zwischen Deutschland
und Ländern die als Migrationsgesellschaften
bezeichnet werden können, zeigt sich, dass dies nicht
reflexiv auch zu deren Benachteiligung in der schuli-
schen Chancenstruktur führen muss. Voraussetzung ist
allerdings ein Konsens über die Grundstruktur eines
Bildungssystems. Hinzu kommt, dass Integration etwa
von Kindern mit Migrationshintergrund nicht nur in
der Bildung, sondern in Gesellschaft insgesamt greift.
Die Zugänge nicht nur zum kulturellen, sondern auch



zum ökonomischen und sozialen Kapital müssen also
mitgedacht werden. Dies verweist auf die begrenzten
Möglichkeiten schulischer Bildungsbemühungen. Dies
gilt auch dann, wenn der Bildungsauftrag dezidiert um
einen Erziehungsauftrag ergänzt wird. Um es noch
einmal zugespitzt zu formulieren: Das Bildungssystem
kann nicht als Reparaturbetrieb für die sozialen Pro-
bleme missbraucht werden, die durch Entscheidungen
in anderen Politikfeldern hervorgerufen werden.

Aus der Gesamtschau der hier diskutierten Ein-
zelergebnisse lässt sich das Idealbild eines Bildungspa-
noramas entwickeln, in dessen Zentrum allerdings
nicht die Veränderung der Schulstruktur steht, sondern
eine effektive Förderung aller Kinder. Damit steht und
fällt ganz eindeutig jedes Bemühen um ein höheres Bil-
dungsniveau. Um es provokativ an die Adresse aller bil-
dungspolitischen „Trutzburgen“ zu formulieren: Egal
ist dabei, ob dies unter den Prämissen emanzipativer
Paradigmen oder dem funktional-technokratischen
Blickwinkel der „Mobilisierung aller Bildungsreserven“
betrachtet wird. Nachrangig ist dabei zunächst auch
der so häufig im Mittelpunkt stehende Streit um den
ewigen „Zankapfel“ Schulstruktur. Allerdings nur bis
zu einem bestimmten Punkt. Die vorgeschlagenen vor-
schulischen Bildungs- und Erziehungsbemühungen, die
Einführung von Ganztagsschulen und die Entwicklung
von Schulprogrammen mit der darin enthaltenen Ver-
netzung mit dem sozialen Umfeld, der Förderplan als
sinnvoller Ersatz für Notenvergabe und Versetzungen
und der größere Realitätsbezug schulischen Unterrichts
finden letztlich Grenzen, wenn die Schulstruktur
hierauf nicht abgestimmt ist. Das heißt, dass die
gegliederte Schulstruktur zugunsten einer längeren
gemeinsamen Schulzeit für alle Kinder aufgegeben
werden muss, damit die Reformschritte sich sinnvoll
entfalten können und der Wandel von einem Schul-
modell hin zu einem Bildungsmodell vollzogen werden
kann.

Jeder und jedem, die oder der ein solches Bil-
dungsmodell formuliert und vor allem gesellschaftlich
durchsetzen will, muss jedoch gleichzeitig auch klar
sein: Die vorherrschenden Einstellungen und Mei-
nungen zur und über Schule und deren Aufgabe und
Methoden bilden den Rahmen, auf den sich Politik
beziehen muss. Bei der großen Widerstandskraft der
Alltagsmythen über Schule und ihrer Funktion für die
Statuslegitimation in den Milieus der Gesellschaft muss

eine solche Bildungsreform zwei Ziele haben: (1) Die
Reform des Kosmos der Bildungssysteme ist nicht
denkbar und machbar, ohne (2) eine gleichzeitige
Reform des „Mikrokosmos der Meinungen“ in den
Köpfen zu initiieren. Ob die hierin verborgene Stra-
tegie einer Reform der Lernprozesse bei gleichzeitigen
Lernprozessen über die Reform erfolgreich sein wird,
kann nicht mit Sicherheit prognostiziert werden. Die
Lehren aus der ersten Bildungsreform verweisen aller-
dings darauf, dass eine solche Strategie die einzig
mögliche ist. Diesen Prozess analytisch – aber auch
aktiv durch gezielte gesellschaftliche Aktivitäten – zu
begleiten, wird deshalb nicht nur für Disziplinen der
pädagogischen und entwicklungspsychologischen For-
schung, sondern auch für die Politikwissenschaften ein
spannendes und relevantes Feld sein.
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freier Pädagoge. 1989 wurde er zunächst Grundschullehrer und dann Leiter einer „Vollen
Halbtagsschule“, bis er 1995 in die Administration des Landes Niedersachsen wechselte.
Dort war er als Referent im Büro des Kultusministers, als Büroleiter des Ministers für Wis-
senschaft und Kultur und als Büroleiter des Ministerpräsidenten tätig. Seit der verlorenen
Landtagswahl 2003 ist er Geschäftsführer der SPD-Fraktion im Niedersächsischen
Landtag. 
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